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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2019/521 DER KOMMISSION 

vom 27. März 2019 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen zwecks 

Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der 
Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (1), insbesondere auf 
Artikel 53 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wurden die Vorschriften und Kriterien für die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen, Gemischen und bestimmten spezifischen Erzeugnissen unionsweit 
vereinheitlicht. 

(2)  In der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wurde dem Global Harmonisierten System für die Einstufung und 
Kennzeichnung von Chemikalien (GHS) der Vereinten Nationen Rechnung getragen. 

(3)  Die Einstufungskriterien und die Kennzeichnungsvorschriften des GHS werden auf UN-Ebene regelmäßig 
überarbeitet. Die sechste und siebte überarbeitete Fassung des GHS ist das Ergebnis der 2014 bzw. 2016 vom 
UN-Sachverständigenausschuss für die Beförderung gefährlicher Güter und das global harmonisierte System für 
die Einstufung und Kennzeichnung von Chemikalien (UNCETDG/GHS) angenommenen Änderungen. 

(4)  Die sechste und siebte überarbeitete Fassung des GHS macht es erforderlich, einige technische Vorschriften und 
Kriterien für die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 
anzupassen. Durch diese Weiterentwicklungen des GHS wird insbesondere eine neue Gefahrenklasse „desensibi­
lisierte explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff“ und eine neue Gefahrenkategorie „selbstent­
zündliche (pyrophore) Gase“ innerhalb der Gefahrenklasse „entzündbare Gase“ eingeführt. Weitere Änderungen 
umfassen Anpassungen an die Kriterien für Stoffe und Gemische, die in Berührung mit Wasser entzündbare Gase 
entwickeln, die allgemeinen Berücksichtigungsgrenzwerte, die allgemeinen Bestimmungen zur Einstufung von 
Aerosolform von Gemischen und detaillierte Definitionen und Einstufungskriterien für die jeweiligen 
Gefahrenklassen explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff, entzündbare Gase, entzündbare 
Flüssigkeiten, entzündbare Feststoffe, akute Toxizität, Ätzwirkung auf die Haut/Hautreizung, schwere Augenschä­
digung/Augenreizung, Sensibilisierung der Atemwege und Hautsensibilisierung, Keimzellmutagenität, 
Karzinogenität, Reproduktionstoxizität, spezifische Zielorgan-Toxizität und Aspirationsgefahr. Darüber hinaus 
werden einige Gefahren- und Sicherheitshinweise geändert. Daher müssen einige technische Vorschriften und 
Kriterien in den Anhängen I, II, III, IV, V und VI der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 angepasst werden, um der 
sechsten und siebten überarbeiteten Fassung des GHS Rechnung zu tragen. 

(5)  Die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 ist daher entsprechend zu ändern. 

(6)  Damit die Lieferanten von Stoffen und Gemischen Zeit haben, sich an die neuen Vorschriften für die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung anzupassen, sollte die Anwendung dieser Verordnung aufgeschoben werden. 
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(7)  Im Einklang mit den Übergangsbestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008, wonach die neuen 
Vorschriften auf freiwilliger Basis bereits zu einem früheren Zeitpunkt angewendet werden können, sollten die 
Lieferanten die Möglichkeit haben, die neuen Vorschriften für die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung vor 
dem Geltungsbeginn der vorliegenden Verordnung auf freiwilliger Basis anzuwenden. 

(8)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des mit Artikel 133 der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Anhang I wird gemäß Anhang I der vorliegenden Verordnung geändert.  

2. Anhang II wird gemäß Anhang II der vorliegenden Verordnung geändert.  

3. Anhang III wird gemäß Anhang III der vorliegenden Verordnung geändert.  

4. Anhang IV wird gemäß Anhang IV der vorliegenden Verordnung geändert.  

5. Anhang V wird gemäß Anhang V der vorliegenden Verordnung geändert;  

6. Anhang VI wird gemäß Anhang VI der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 17. Oktober 2020. 

Abweichend von Absatz 2 können Stoffe und Gemische vor dem 17. Oktober 2020 in Einklang mit dieser Verordnung 
eingestuft, gekennzeichnet und verpackt werden. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Teil 1 wird wie folgt geändert: 

a)  In Abschnitt 1.1.2.2.2 erhält die Tabelle 1.1 folgende Fassung: 

„Tabelle 1.1 

Allgemeine Berücksichtigungsgrenzwerte 

Gefahrenklassen Allgemeine Berücksichtigungsgren­
zwerte 

Akute Toxizität:  

—  Kategorien 1-3 0,1 % 

—  Kategorie 4 1 % 

Ätz-/Reizwirkung auf die Haut 1 % (1) 

schwere Augenschädigung/Augenreizung 1 % (2) 

Spezifische Zielorgan-Toxizität (einmalige Exposition), Kategorie 3 1 % (3) 

Aspirationsgefahr 1 % 

gewässergefährdend  

—  akut gewässergefährdend der Kategorie 1 0,1 % (4) 

—  chronisch gewässergefährdend der Kategorie 1 0,1 % (4) 

—  chronisch gewässergefährdend der Kategorien 2-4 1 %“ 

(1)  Oder gegebenenfalls < 1 % (siehe Punkt 3.2.3.3.1). 
(2)  Oder gegebenenfalls < 1 % (siehe Punkt 3.3.3.3.1). 
(3)  Oder gegebenenfalls < 1 % (siehe Punkt 3.8.3.4.6.). 
(4)  Oder gegebenenfalls < 0,1 % (siehe Punkt 4.1.3.1).  

b)  Abschnitt 1.1.3.7. erhält folgende Fassung: 

„1.1.3.7.  Aerosole 

Für die Einstufung von in den Kapiteln 3.1, 3.2, 3.3, 3.4, 3.8 und 3.9 behandelten Gemischen gilt, dass 
ein Gemisch in Form eines Aerosols in dieselbe Gefahrenkategorie wie die getestete nichtaerosole Form 
des Gemisches einzustufen ist, sofern das zugefügte Treibgas sich beim Sprühen nicht auf die 
gefährlichen Eigenschaften des Gemisches auswirkt.“ 

c)  Abschnitt 1.3.2.1. erhält folgende Fassung: 

„1.3.2.1.  Werden Propan, Butan und Flüssiggas oder ein diese Stoffe enthaltendes Gemisch, das nach den Kriterien 
dieses Anhangs eingestuft ist, in geschlossenen nachfüllbaren Flaschen oder in nicht nachfüllbaren 
Kartuschen gemäß EN 417 als Brenngase, die nur zur Verbrennung freigesetzt werden, in den Verkehr 
gebracht (aktuelle Ausgabe von EN 417 über „Metallische Einwegkartuschen für Flüssiggas, mit oder 
ohne Entnahmeventil, zum Betrieb von tragbaren Geräten — Herstellung, Prüfung und Kennzeichnung“), 
müssen diese Flaschen oder Kartuschen nur mit dem entsprechenden Piktogramm und den Gefahren- 
und Sicherheitshinweisen bezogen auf die Entzündbarkeit gekennzeichnet werden.“  

2. Teil 2 wird wie folgt geändert: 

a)  Abschnitt 2.1.1.1. Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, die nicht unter den vorangegangenen Buchstaben a und b genannt sind, 
jedoch hergestellt werden, um eine praktische Wirkung durch Explosion oder eine pyrotechnische Wirkung 
hervorzurufen.“ 
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b)  In Abschnitt 2.1.2.2. Buchstabe f erhält folgende Fassung: 

„f)  Unterklasse 1.6: Extrem unempfindliche Erzeugnisse, die nicht massenexplosionsfähig sind: 

—  Erzeugnisse, die überwiegend extrem unempfindliche Stoffe oder Gemische enthalten 

—  und eine zu vernachlässigende Wahrscheinlichkeit einer unbeabsichtigten Zündung oder Weiterleitung 
aufweisen.“ 

c)  Abschnitt 2.1.4.1. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„Einige explosive Stoffe und Gemische sind mit Wasser oder Alkohol befeuchtet, mit anderen Stoffen verdünnt 
oder in Wasser oder anderen Flüssigkeiten gelöst oder suspendiert, um ihre explosiven Eigenschaften zu 
unterdrücken oder zu verringern. Sie kommen für die Einstufung als desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische 
und Erzeugnisse mit Explosivstoff in Betracht (siehe Kapitel 2.17).“  
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d)  In Abschnitt 2.1.4.1. erhält Abbildung 2.1.3 folgende Fassung: 

„Abbildung 2.1.3 

Verfahren für die Zuordnung zu einer Unterklasse der Klasse explosiver Stoffe/Gemische 
und Erzeugnisse mit Explosivstoff (Klasse 1 für die Beförderung) 

(1)  Einzelheiten siehe Kapitel 3.3 der UN RTDG, Modellvorschriften.“ 
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e)  Abschnitt 2.1.4.3. wird wie folgt geändert: 

i)  Der einleitende Wortlaut erhält folgende Fassung: 

„2.1.4.3.  Das Aufnahmeverfahren für die Gefahrenklasse „explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit 
Explosivstoff“ muss nicht angewendet werden, wenn:“ 

ii)  Buchstabe c erhält folgende Fassung: 

„c)  bei einem organischen Stoff oder einem homogenen Gemisch organischer Stoffe, der/das eine chemische 
Gruppe (oder chemische Gruppen) enthält, die auf explosive Eigenschaften hinweisen, 

—  die exotherme Zersetzungsenergie kleiner als 500 J/g ist oder 

—  die exotherme Zersetzung bei 500 °C oder mehr einsetzt, 

wie in Tabelle 2.1.3 angegeben.“ 

iii)  Die Tabelle 2.1.3 wird zu Abschnitt 2.1.4.3 Buchstabe c hinzugefügt: 

„Tabelle 2.1.3 

Entscheidung über die Anwendung des Aufnahmeverfahrens für die Gefahrenklasse 
„explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff“ auf einen organischen 

Stoff oder ein homogenes Gemisch organischer Stoffe 

Zersetzungsenergie 
(J/g) 

Onset-Temperatur der Zersetzung 
(°C) 

Aufnahmeverfahren anwenden? 
(Ja/Nein) 

< 500 < 500 Nein 

< 500 ≥ 500 Nein 

≥ 500 < 500 Ja 

≥ 500 ≥ 500 Nein  

Die exotherme Zersetzungsenergie kann mit einem geeigneten kalorimetrischen Verfahren bestimmt werden 
(siehe Abschnitt 20.3.3.3 der UN RTDG, Handbuch über Prüfungen und Kriterien).“ 

f)  In Abschnitt 2.2. erhält der Titel folgende Fassung: 

„2.2. Entzündbare Gase“ 

g)  Abschnitt 2.2.1 erhält folgende Fassung: 

„2.2.1.  Begriffsbestimmungen 

2.2.1.1.  Entzündbares Gas: Gas oder Gasgemisch, das in Luft bei 20 °C und einem Standarddruck von 101,3 
kPa einen Explosionsbereich hat. 

2.2.1.2.  Selbstentzündliches (pyrophores) Gas: ein entzündbares Gas, das dazu neigt, sich in Luft bei einer 
Temperatur von 54 °C oder weniger spontan zu entzünden. 

2.2.1.3.  Chemisch instabiles Gas: entzündbares Gas, das auch in Abwesenheit von Luft oder Sauerstoff 
explosionsartig reagieren kann.“ 
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h)  Die Abschnitte 2.2.2.1. und 2.2.2.2. erhalten folgende Fassung: 

„2.2.2.1.  „Ein entzündbares Gas wird nach Tabelle 2.2.1. in die Kategorie 1A, 1B oder 2 eingestuft. Entzündbare 
Gase, die selbstentzündlich (pyrophor) und/oder chemisch instabil sind, werden stets in die Kategorie 
1A eingestuft.“ 

Tabelle 2.2.1 

Kriterien für die Kategorisierung entzündbarer Gase 

Kategorie Kriterien 

1A 

Entzündbare Gase 

Gase, die bei 20 °C und einem Standarddruck von 101,3 kPa: 

a) entzündbar sind, wenn sie im Gemisch mit Luft mit einem Volu­
menanteil von 13 % oder weniger vorliegen oder 

b) in Luft einen Explosionsbereich von mindestens 12 Prozentpunk­
ten haben, unabhängig von der unteren Explosionsgrenze, 

außer wenn die Daten zeigen, dass sie die Kriterien der Kategorie 1B 
erfüllen. 

Selbstentzündliche 
(pyrophore) Gase 

Entzündbare Gase, die sich in Luft bei einer Temperatur von 54 °C 
oder weniger spontan entzünden. 

Chemisch 
instabile Gase 

A Entzündbare Gase, die bei 20 °C und einem Standarddruck von 
101,3 kPa chemisch instabil sind. 

B Entzündbare Gase, die bei einer Temperatur von mehr als 20 °C un­
d/oder einem Druck von mehr als 101,3 kPa chemisch instabil sind. 

1B Entzündbare Gase 

Gase, die die Entzündbarkeitskriterien der Kategorie 1A erfüllen, je­
doch weder selbstentzündlich (pyrophor) noch chemisch instabil sind 
und die entweder 

a)  eine untere Explosionsgrenze von mehr als 6 % Volumenanteil in 
der Luft haben oder 

b)  eine fundamentale Flammengeschwindigkeit von weniger als 10 
cm/s haben. 

2 Entzündbare Gase 
Gase, die nicht in Kategorie 1A oder 1B und die im Gemisch mit 
Luft bei 20 °C und einem Standarddruck von 101,3 kPa einen Explo­
sionsbereich haben.  

HINWEIS 1:  Aerosole sind nicht als entzündbare Gase einzustufen. Siehe Kapitel 2.3. 

HINWEIS 2:  Liegen keine Daten vor, die eine Einstufung in Kategorie 1B zulassen, wird ein entzündbares Gas, 
das die Kriterien der Kategorie 1A erfüllt, grundsätzlich in die Kategorie 1A eingestuft. 

HINWEIS 3:  Die spontane Entzündung selbstentzündlicher (pyrophorer) Gase erfolgt nicht immer unmittelbar 
und kann verzögert erfolgen. 

HINWEIS 4:  Liegen keine Daten zu seinen pyrophoren Eigenschaften vor, wird ein entzündbares Gasgemisch als 
selbstentzündliches (pyrophores) Gas eingestuft, wenn es einen Volumenanteil von mehr als 1 % 
pyrophore Bestandteile enthält.“  
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i)  In Abschnitt 2.2.3. erhält Tabelle 2.2.3. folgende Fassung: 

„Tabelle 2.2.3 

Kennzeichnungselemente für entzündbare Gase  

Kategorie 1A Gase, die in die Kategorie 1A eingestuft werden, weil sie die Kriterien für selbst­
entzündliche (pyrophore) oder instabile Gase der Kategorie A/B erfüllen Kategorie 1B Kategorie 2  

Selbstentzündliches 
(pyrophores) Gas 

Chemisch instabiles Gas   

Kategorie A Kategorie B 

GHS-Piktogramm Kein Piktogramm 

Signalwort Gefahr Gefahr Gefahr Gefahr Gefahr Achtung 

Gefahrenhinweis H220: Extrem ent­
zündbares Gas 

H220: Extrem ent­
zündbares Gas 

H232: Kann sich bei 
Kontakt mit Luft 

spontan entzünden 

H220: Extrem ent­
zündbares Gas 

H230: Kann auch in 
Abwesenheit von Luft 
explosionsartig reagie­

ren 

H220: Extrem ent­
zündbares Gas 

H231: Kann auch in 
Abwesenheit von Luft 
bei erhöhtem Druck 
und/oder erhöhter 
Temperatur explo­

sionsartig reagieren 

H221: Entzündbares 
Gas 

H221: Entzündbares 
Gas 

Sicherheitshinweise — 
Prävention P210 

P210 

P222 

P280 

P202 

P210 

P202 

P210 
P210 P210 

Sicherheitshinweise — 
Reaktion 

P377 

P381 

P377 

P381 

P377 

P381 

P377 

P381 

P377 

P381 

P377 

P381 

Sicherheitshinweise — 
Lagerung P403 P403 P403 P403 P403 P403 

Sicherheitshinweise — 
Entsorgung        

Das Einstufungsverfahren ist gemäß der nachstehenden Entscheidungslogik festgelegt (siehe Abbildung 2.2.1).“ 

j)  In Abschnitt 2.2.3. wird nach Tabelle 2.2.2. folgender Absatz eingefügt: 

„Ist ein entzündbares Gas oder Gasgemisch als selbstentzündlich (pyrophor) und/oder chemisch instabil eingestuft, sind alle relevanten Einstufungen gemäß Anhang II der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 auf dem Sicherheitsdatenblatt und die einschlägigen Elemente der Gefahrenkommunikation auf dem Kennzeichnungsetikett anzugeben.“  
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k)  In Abschnitt 2.2.3. erhält Abbildung 2.2.1. folgende Fassung: 

„Abbildung 2.2.1 

Entzündbare Gase 

(1)  Liegen keine Daten zur Selbstentzündung vor, wird ein entzündbares Gasgemisch als selbstentzündliches (pyrophores) 
Gas eingestuft, wenn es einen Volumenanteil von mehr als 1 % pyrophore Bestandteile enthält. 
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“ 

l)  In Abschnitt 2.2.3. wird Abbildung 2.2.2. gestrichen. 

m)  Abschnitt 2.2.4. wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 2.2.4.1. erhält folgende Fassung: 

„2.2.4.1.  Die Entzündbarkeit ist durch Prüfungen zu bestimmen oder, sofern bei Gemischen genügend Daten 
vorliegen, durch Berechnung nach den von der ISO verabschiedeten Verfahren (vgl. ISO 10156 in der 
aktuellen Ausgabe, „Gasflaschen — Gase und Gasgemische — Bestimmung der Brennbarkeit und des 
Oxidationsvermögens zur Auswahl von Ventilausgängen“ („Gas cylinders — Gases and gas mixtures — 
Determination of fire potential and oxidising ability for the selection of cylinder valve outlets“) und, falls die 
fundamentale Flammengeschwindigkeit der Kategorie 1B verwendet wird, ISO 817 in der aktuellen 
Ausgabe „Kältemittel — Kurzzeichen und Sicherheitsklassifikation“, Anhang C: „Prüfverfahren für die 
Messung der Flammengeschwindigkeit von entzündbaren Gasen“ („Refrigerants — Designation and safety 
classification, Annex C: Method of test for burning velocity measurement of flammable gases“). Anstelle der 
Prüfvorrichtung nach ISO 10156 in der aktuellen Ausgabe kann die Prüfvorrichtung für das 
Rohrverfahren gemäß Abschnitt 4.2 der Norm DIN EN 1839 in der geänderten Fassung („Bestimmung 
der Explosionsgrenzen von Gasen und Dämpfen“) verwendet werden.“ 

Die folgenden Abschnitte 2.2.4.2. und 2.2.4.3. werden eingefügt: 

„2.2.4.2.  Die pyrophoren Eigenschaften sind bei 54 °C gemäß der Norm ISO/IEC 60079-20-1 ed1.0 (2010-01) 
„Explosionsfähige Atmosphären — Teil 20-1: Stoffliche Eigenschaften zur Klassifizierung von Gasen 
und Dämpfen — Prüfmethoden und Daten“ („Explosive atmospheres — Part 20-1: Material characteristics 
for gas and vapour classification — Test methods and data“) oder der Norm DIN 51794 „Prüfung von 
Mineralölkohlenwasserstoffen — Bestimmung der Zündtemperatur“ zu bestimmen. 
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2.2.4.3.  Das Einstufungsverfahren für selbstentzündliche (pyrophore) Gase muss nicht angewendet werden, 
wenn die Erfahrung bei der Herstellung oder Handhabung zeigt, dass sich der Stoff in Kontakt mit Luft 
bei einer Temperatur von 54 °C oder weniger nicht spontan entzündet. Entzündbare Gasgemische, die 
nicht auf pyrophore Eigenschaften geprüft wurden und mehr als ein Prozent pyrophore Bestandteile 
enthalten, sind als selbstentzündliche (pyrophore) Gase einzustufen. Bei der Bewertung der 
Notwendigkeit einer Einstufung entzündbarer Gasgemische mit 1 % oder weniger pyrophoren 
Bestandteilen wird auf eine Beurteilung durch Experten zu den Eigenschaften und physikalischen 
Gefahren selbstentzündlicher (pyrophorer) Gase und ihrer Gemische zurückgegriffen. In diesem Fall ist 
die Prüfung nur dann in Betracht zu ziehen, wenn die Beurteilung durch Experten darauf hindeutet, 
dass zusätzliche Daten zur Unterstützung des Einstufungsverfahrens benötigt werden.“ 

n)  Abschnitt 2.2.4.2. wird wie folgt umnummeriert: 

„2.2.4.4.“ 

o)  In Abschnitt 2.6.4.2. erhält der Wortlaut vor den Buchstaben a bis d folgende Fassung: 

„2.6.4.2.  Bei Gemischen (1), die bekannte entzündbare Flüssigkeiten in festgelegten Konzentrationen enthalten, 
muss der Flammpunkt nicht experimentell bestimmt werden, selbst wenn sie nichtflüchtige Bestandteile 
wie Polymere oder Additive enthalten, falls der nach der im nachstehenden Abschnitt 2.6.4.3 genannten 
Methode berechnete Flammpunkt des Gemisches mindestens 5 °C (2) über dem relevanten Einstufungs­
kriterium liegt und sofern:  

(1) Bislang ist die Berechnungsmethode für Gemische validiert, die bis zu sechs flüchtige Bestandteile enthalten. Zu diesen 
Bestandteilen können entzündbare Flüssigkeiten wie Kohlenwasserstoffe, Ether, Alkohole, Ester (außer Acrylate) und 
Wasser gehören. Die Methode wurde allerdings noch nicht für Gemische validiert, die halogenierte, schwefelhaltige 
und/oder phosphorhaltige Bestandteile sowie reaktive Acrylate enthalten. 

(2) Wenn der berechnete Flammpunkt weniger als 5 °C über dem relevanten Einstufungskriterium liegt, darf die 
Berechnungsmethode nicht angewandt werden. In einem solchen Fall ist der Flammpunkt experimentell zu ermitteln.“ 

p)  Abschnitt 2.7.2.2. erhält folgende Fassung: 

„2.7.2.2.  Metallpulver oder Pulver von Metalllegierungen sind als entzündbare Feststoffe einzustufen, wenn sie 
entzündet werden können und die Reaktion sich in 10 Minuten oder weniger über die gesamte Länge 
der Probe (100 mm) ausbreitet.“ 

q)  In Abschnitt 2.12.2.1. erhält Tabelle 2.12.1 folgende Fassung: 

„Tabelle 2.12.1 

Kriterien für Stoffe und Gemische, die in Berührung mit Wasser entzündbare Gase 
entwickeln 

Kategorie Kriterien 

1 Alle Stoffe oder Gemische, die bei Raumtemperatur heftig mit Wasser reagieren, wobei das ent­
wickelte Gas im Allgemeinen dazu neigt, sich spontan zu entzünden, oder die bei Raumtempe­
ratur leicht mit Wasser reagieren, wobei die Entwicklungsrate des entzündbaren Gases mindes­
tens 10 Liter pro Kilogramm des zu prüfenden Stoffes innerhalb einer Minute beträgt 

2 Alle Stoffe oder Gemische, die bei Raumtemperatur leicht mit Wasser reagieren, wobei die ma­
ximale Entwicklungsrate des entzündbaren Gases mindestens 20 Liter pro Kilogramm des zu 
prüfenden Stoffes pro Stunde beträgt, und die die Kriterien für Kategorie 1 nicht erfüllen 

3 Alle Stoffe oder Gemische, die bei Raumtemperatur langsam mit Wasser reagieren, wobei die 
maximale Entwicklungsrate des entzündbaren Gases mehr als 1 Liter pro Kilogramm des zu 
prüfenden Stoffes pro Stunde beträgt, und die die Kriterien für die Kategorien 1 und 2 nicht er­
füllen  

Hinweis: 

Der Stoff oder das Gemisch wird in der physikalischen Form geprüft, in der er/es vorliegt. Muss ein Stoff beispielsweise zum 
Zwecke der Lieferung oder der Beförderung in einer anderen physikalischen Form vorgelegt werden als der, in der er geprüft 
wurde, und von der angenommen wird, dass sie sein Verhalten in einem Einstufungstest wesentlich ändern wird, so muss der 
Stoff auch in der neuen Form geprüft werden.“ 
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r)  Folgender Abschnitt 2.17. wird angefügt: 

„2.17.  Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische 

2.17.1.  Begriffsbestimmungen und allgemeine Erwägungen 

2.17.1.1.  Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische sind feste oder flüssige explosive Stoffe oder Gemische, die 
phlegmatisiert werden, um ihre explosiven Eigenschaften so zu unterdrücken, dass es zu keiner 
Massenexplosion kommt und sie nicht zu schnell abbrennen, sodass sie von der Gefahrenklasse 
„explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff“ ausgenommen werden können (siehe 
auch Abschnitt 2.1.4.1 Absatz 3) (1).  

(1) Instabile explosive Stoffe/Gemische gemäß der Definition in Abschnitt 2.1 können auch durch Desensibi­
lisierung stabilisiert und somit als desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische eingestuft werden, sofern alle 
Kriterien von Kapitel 2.17 erfüllt sind. In diesem Fall sind die desensibilisierten explosiven Stoffe/Gemische 
nach der Prüfserie 3 (Teil I der UN RTDG, Handbuch über Prüfungen und Kriterien) zu prüfen, da 
Informationen über ihre Empfindlichkeit für mechanische Reize wahrscheinlich für die Festlegung der 
Bedingungen für die sichere Handhabung und Verwendung von Bedeutung sind. Die Ergebnisse sind im 
Sicherheitsdatenblatt anzugeben. 

2.17.1.2.  Zur Gefahrenklasse der desensibilisierten explosiven Stoffe/Gemische gehören 

a)  feste desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische: explosive Stoffe oder Gemische, die mit Wasser 
oder Alkohol befeuchtet oder mit anderen Stoffen verdünnt sind und ein homogenes festes 
Gemisch bilden, um ihre explosiven Eigenschaften zu unterdrücken. 

HINWEIS: Dazu gehört auch die Desensibilisierung durch Bildung von Hydraten der Stoffe. 

b)  Flüssige desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische: explosive Stoffe oder Gemische, die in Wasser 
oder anderen Flüssigkeiten gelöst oder suspendiert sind und ein homogenes flüssiges Gemisch 
bilden, um ihre explosiven Eigenschaften zu unterdrücken. 

2.17.2.  Einstufungskriterien 

2.17.2.1.  Alle explosiven Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff in einem desensibilisierten Zustand 
sind für diese Klasse in Betracht zu ziehen, es sei denn, 

a)  sie sollen eine praktische Wirkung durch Explosion oder eine pyrotechnische Wirkung hervorrufen; 

b)  es besteht Massenexplosionsgefahr gemäß Prüfserie 6 (a) oder Prüfserie 6 (b) oder die korrigierte 
Abbrandgeschwindigkeit gemäß der Prüfung der Abbrandgeschwindigkeit nach Teil V 
Unterabschnitt 51.4 der UN RTDG, Handbuch über Prüfungen und Kriterien, ist mehr als 
1 200 kg/min, oder 

c)  die exotherme Zersetzungsenergie ist kleiner als 300 J/g. 

HINWEIS 1: Stoffe oder Gemische, die im desensibilisierten Zustand das Kriterium nach Buchstabe a oder b 
erfüllen, werden als explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff eingestuft (siehe Kapitel 2.1). 
Stoffe oder Gemische, die das Kriterium nach Buchstabe c erfüllen, können in den Geltungsbereich anderer 
physischer Gefahrenklassen fallen. 

HINWEIS 2: Die exotherme Zersetzungsenergie kann mit einem geeigneten kalorimetrischen Verfahren 
abgeschätzt werden (siehe Abschnitt 20 Unterabschnitt 20.3.3.3 in Teil II der UN RTDG, Handbuch über 
Prüfungen und Kriterien). 

2.17.2.2. Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische werden entsprechend der korrigierten Abbrandge­
schwindigkeit (Ac) unter Verwendung des Prüfverfahrens in Teil V Unterabschnitt 51.4 der UN RTDG, 
Handbuch über Prüfungen und Kriterien, „Abbrandrate (Außenbrandprüfung)“ in eine der vier Kategorien 
dieser Klasse gemäß Tabelle 2.17.1 eingestuft und für die Lieferung und Verwendung verpackt: 

Tabelle 2.17.1. 

Kriterien für desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische 

Kategorie Kriterien 

1 Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische mit einer korrigierten Abbrandgeschwin­
digkeit (AC) von mindestens 300 kg/min, jedoch nicht mehr als 1 200 kg/min 

2 Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische mit einer korrigierten Abbrandgeschwin­
digkeit (AC) von mindestens 140 kg/min, jedoch weniger als 300 kg/min 

28.3.2019 L 86/12 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Kategorie Kriterien 

3 Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische mit einer korrigierten Abbrandgeschwin­
digkeit (AC) von mindestens 60 kg/min, jedoch weniger als 140 kg/min 

4 Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische mit einer korrigierten Abbrandgeschwin­
digkeit (AC) von weniger als 60 kg/min  

Hinweis 1: Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische sind so bereitzustellen, dass sie homogen bleiben und sich 
bei normaler Lagerung und Handhabung, insbesondere wenn sie durch Befeuchtung desensibilisiert sind, nicht 
auftrennen. Der Hersteller/Lieferant macht auf dem Sicherheitsdatenblatt Angaben über die Haltbarkeit und gibt 
Anweisungen zur Überprüfung der Desensibilisierung. Unter bestimmten Bedingungen kann der Gehalt des 
Desensibilisierungsmittels (z. B. Phlegmatisierungsmittel, Befeuchtungsmittel oder -behandlung) während der 
Lieferung und Verwendung abnehmen, sodass das Gefährdungspotenzial der desensibilisierten explosiven 
Stoffe/Gemische zunehmen kann. Außerdem enthält das Sicherheitsdatenblatt Empfehlungen zur Vermeidung 
einer erhöhten Gefahr durch Feuer, Druckstoß oder Sprengstücke, wenn der Stoff oder das Gemisch nicht 
ausreichend desensibilisiert ist. 

Hinweis 2: Explosive Eigenschaften desensibilisierter explosiver Stoffe/Gemische werden durch die Prüfserie 2 der 
UN RTDG, Handbuch über Prüfungen und Kriterien, bestimmt und sind im Sicherheitsdatenblatt anzugeben. 

Hinweis 3: Für die Zwecke der Lagerung, Lieferung und Verwendung fallen desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische nicht zusätzlich in den Anwendungsbereich der Kapitel 2.1 (Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff), 2.6 (Entzündbare Flüssigkeiten) und 2.7 (Entzündbare Feststoffe). 

2.17.3.  Gefahrenkommunikation 

Bei flüssigen oder festen Stoffen oder Gemischen, die die Kriterien für die Einstufung in diese 
Gefahrenklasse erfüllen, sind die Kennzeichnungselemente gemäß Tabelle 2.17.2 zu verwenden. 

Tabelle 2.17.2 

Kennzeichnungselemente für desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische  

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 

GHS-Piktogramm 

Signalwort Gefahr Gefahr Achtung Achtung 

Gefahrenhinweise 

H206: Gefahr 
durch Feuer, 

Druckstoß oder 
Sprengstücke; er­
höhte Explosions­
gefahr, wenn das 

Desensibilisie­
rungsmittel redu­

ziert wird 

H207: Gefahr 
durch Feuer oder 
Sprengstücke; er­
höhte Explosions­
gefahr, wenn das 

Desensibilisie­
rungsmittel redu­

ziert wird 

H207: Gefahr 
durch Feuer oder 
Sprengstücke; er­
höhte Explosions­
gefahr, wenn das 

Desensibilisie­
rungsmittel redu­

ziert wird 

H208: Gefahr 
durch Feuer; er­

höhte Explosions­
gefahr, wenn das 

Desensibilisie­
rungsmittel redu­

ziert wird 

Sicherheitshinweise 
Prävention 

P210 

P212 

P230 

P233 

P280 

P210 

P212 

P230 

P233 

P280 

P210 

P212 

P230 

P233 

P280 

P210 

P212 

P230 

P233 

P280 

Sicherheitshinweise 
— Reaktion 

P370 + 

P380+ 

P375 

P370 + 

P380+ 

P375 

P370 + 

P380+ 

P375 

P371 + 

P380 + 

P375 
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Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 

Sicherheitshinweise 
— Lagerung P401 P401 P401 P401 

Sicherheitshinweise 
— Entsorgung P501 P501 P501 P501  

2.17.4.  Zusätzliche Erwägungen für die Einstufung 

Abbildung 2.17.1 

Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff 
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2.17.4.1.  Das Einstufungsverfahren für desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische muss nicht angewendet 
werden, wenn 

a)  die Stoffe oder Gemische keine explosiven Stoffe/Gemische gemäß den Kriterien in Kapitel 2.1 
enthalten oder 

b)  die exotherme Zersetzungsenergie kleiner als 300 J/g ist. 

2.17.4.2.  Die exotherme Zersetzungsenergie wird anhand der bereits desensibilisierten explosiven 
Stoffe/Gemische (d. h. der homogenen festen oder flüssigen Gemische aus explosiven 
Stoffen/Gemischen und dem Stoff/den Stoffen zur Unterdrückung der explosiven Eigenschaften) 
bestimmt. Die exotherme Zersetzungsenergie kann mit einem geeigneten kalorimetrischen Verfahren 
abgeschätzt werden (siehe Abschnitt 20 Unterabschnitt 20.3.3.3 der UN RTDG, Handbuch über 
Prüfungen und Kriterien).“  

3. Teil 3 wird wie folgt geändert: 

a)  Abschnitt 3.1.1.1. erhält folgende Fassung: 

„3.1.1.1.  Akute Toxizität bedeutet schwerwiegende schädliche Wirkungen auf die Gesundheit (d. h. Letalität), die 
nach einer einmaligen oder kurzfristigen oralen, dermalen oder inhalativen Exposition gegenüber einem 
Stoff oder Gemisch auftreten.“ 

b)  In Abschnitt 3.1.2.1. erhält der einleitende Absatz folgende Fassung: 

„3.1.2.1.  Stoffe können nach ihrer akuten Toxizität bei oraler, dermaler oder inhalativer Exposition gemäß den 
numerischen Ausschlusskriterien der folgenden Tabelle einer von vier Gefahrenkategorien zugeordnet 
werden. Die akute Toxizität wird als (approximativer) LD50-Wert (oral, dermal), als (approximativer) 
LC50-Wert (inhalativ) oder als Schätzwert Akuter Toxizität (acute toxicity estimates — ATE) ausgedrückt. 
Während einige In-vivo-Verfahren die LD50-/LC50-Werte direkt bestimmen, berücksichtigen andere neuere 
In-vivo-Verfahren (die z. B. weniger Tiere verwenden) andere Indikatoren für die akute Toxizität, wie 
z. B. signifikante klinische Anzeichen von Toxizität, die als Referenz für die Zuordnung der Gefahren­
kategorie dienen. Im Anschluss an Tabelle 3.1.1 finden sich genauere Erläuterungen.“ 
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c)  In Abschnitt 3.1.2.1. erhält Tabelle 3.1.1. folgende Fassung: 

„Tabelle 3.1.1 

Schätzwerte Akuter Toxizität (ATE) und Kriterien für Gefahrenkategorien akuter Toxizität“ 

d)  Abschnitt 3.2.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.2.1.1. Ätzwirkung auf die Haut: das Erzeugen einer irreversiblen Hautschädigung, d. h. einer offensichtlichen, 
durch die Epidermis bis in die Dermis reichenden Nekrose, die nach Exposition gegenüber dem Stoff 
oder Gemisch auftritt.   

Hautreizung: das Erzeugen einer reversiblen Hautschädigung, die nach Exposition gegenüber dem Stoff 
oder Gemisch auftritt.“ 

e)  Abschnitt 3.3.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.3.1.1. Schwere Augenschädigung: das Erzeugen von Gewebeschäden im Auge oder schwerwiegende 
Verschlechterungen des Sehvermögens nach Exposition des Auges gegenüber einem Stoff oder Gemisch, 
die nicht vollständig reversibel sind.   

Augenreizung: das Erzeugen von Veränderungen am Auge nach Exposition des Auges gegenüber einem 
Stoff oder Gemisch, die vollständig reversibel sind.“ 

f)  Abschnitt 3.4.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.4.1.1. Sensibilisierung der Atemwege: eine Überempfindlichkeit der Atemwege nach dem Einatmen eines 
Stoffes oder Gemisches.“ 

g)  Abschnitt 3.4.1.2. erhält folgende Fassung:  

„3.4.1.2. Sensibilisierung der Haut: eine allergische Reaktion, die nach einem Hautkontakt mit einem Stoff oder 
einem Gemisch auftritt.“ 

h)  Abschnitt 3.4.2.1.3.1. erhält folgende Fassung: 

„3.4.2.1.3.1.  Zu den Daten aus geeigneten Tierstudien (1), die als Hinweis darauf gewertet werden können, dass 
ein Stoff beim Einatmen Sensibilisierungen beim Menschen (2) hervorrufen kann, gehören 
beispielsweise: 

a)  Bestimmung des Immunglobulin E (IgE) und anderer spezifischer immunologischer Parameter, 
beispielsweise an Mäusen, 

b)  spezifische Lungenreaktionen bei Meerschweinchen.  

(1) Zum heutigen Zeitpunkt ist noch kein etabliertes und validiertes Tiermodell für die Prüfung der Überempfindlichkeit der 
Atemwege verfügbar. Unter bestimmten Voraussetzungen kann die Beurteilung der Beweiskraft von aus Tierstudien 
stammenden Daten wertvolle Informationen liefern. 

(2) Die Mechanismen, über die ein Stoff Asthmasymptome hervorruft, sind noch nicht vollständig bekannt. Zu 
Präventionszwecken gelten diese Stoffe jedoch als Atemwegsallergene. Lässt sich anhand der Datenlage allerdings 
nachweisen, dass diese Stoffe nur bei Personen mit bronchialer Überempfindlichkeit Asthmasymptome durch Reizung 
erzeugen, sind sie nicht als Atemwegsallergene zu betrachten.“ 

i)  In Abschnitt 3.4.3.3.2. erhält Tabelle 3.4.6 Hinweis 1 folgende Fassung: 

„Hinweis 1: 

Dieser Konzentrationsgrenzwert für die Auslösung einer allergischen Reaktion wird für die Anwendung der 
besonderen Kennzeichnungsvorschriften gemäß Anhang II Abschnitt 2.8 eingesetzt, um bereits sensibilisierte 
Personen zu schützen. Enthält das Gemisch einen Bestandteil, der diese Konzentration erreicht oder überschreitet, 
ist ein Sicherheitsdatenblatt erforderlich. Bei sensibilisierenden Stoffen mit einem spezifischen Konzentrations­
grenzwert ist der Konzentrationsgrenzwert für die Auslösung einer allergischen Reaktion auf ein Zehntel des 
spezifischen Konzentrationsgrenzwerts festzulegen.“ 

j)  Abschnitt 3.5.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.5.1.1. Keimzellmutagenität: vererbbare Genmutationen, einschließlich vererbbare strukturelle und numerische 
Chromosomenaberrationen in Keimzellen, die nach der Exposition gegenüber einem Stoff oder einem 
Gemisch auftreten.“ 

k)  Abschnitt 3.5.1.1. wird wie folgt umnummeriert:  

„3.5.1.2. Mutation: eine dauerhafte Veränderung von Menge oder Struktur des genetischen Materials einer Zelle. 
Der Begriff „Mutation“ gilt sowohl für vererbbare genetische Veränderungen, die sich im Phänotyp 
ausdrücken können, als auch für die zugrunde liegenden DNA-Veränderungen, sofern sie bekannt sind 
(einschließlich spezifischer Basenpaar-Veränderungen und chromosomaler Translokationen). Die Begriffe 
„mutagen/keimzellmutagen“ und „Mutagen“ werden bei Stoffen verwendet, die zu einer gesteigerten 
Mutationshäufigkeit in Populationen von Zellen und/oder Organismen führen.“ 
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l)  Abschnitt 3.5.1.2. wird wie folgt umnummeriert: 

„3.5.1.3.  Die allgemeineren Begriffe „genotoxisch“ und „Genotoxizität“ werden bei Stoffen oder Prozessen 
verwendet, die die Struktur, den Informationsgehalt oder Segregation von DNA verändern, darunter 
auch solche, die durch die Störung normaler Replikationsabläufe DNA-Schäden verursachen oder die 
die DNA-Replikation auf nichtphysiologische Weise (vorübergehend) verändern. Die Ergebnisse von 
Genotoxizitätsprüfungen dienen in der Regel als Indikatoren für mutagene Wirkungen.“ 

m)  Abschnitt 3.5.2.3.5. erhält folgende Fassung: 

„3.5.2.3.5.  In-vivo-Mutagenitätsprüfungen an Somazellen wie etwa: 

—  Chromosomenaberrationstest am Knochenmark von Säugetieren; 

—  Erythrozyten-Mikrokerntest an Säugetieren“ 

n)  Abschnitt 3.6.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.6.1.1. Karzinogenität: die Verursachung von Krebs oder eine Zunahme der Krebsinzidenz, die nach der 
Exposition gegenüber einem Stoff oder Gemisch auftritt. Bei Stoffen und Gemischen, die in 
ordnungsgemäß durchgeführten Tierstudien gutartige und bösartige Tumore induziert haben, ist 
ebenfalls von der Annahme auszugehen, dass die Exposition eines Menschen gegenüber dem Stoff 
wahrscheinlich Krebs erzeugen kann, sofern nicht eindeutige Nachweise dafür vorliegen, dass der 
Mechanismus der Tumorbildung beim Menschen nicht von Bedeutung ist. 

Die Einstufung, nach der von einem Stoff oder Gemisch eine Gefahr einer karzinogenen Wirkung ausgeht, beruht 
auf seinen inhärenten Eigenschaften und liefert keine Informationen über das Ausmaß des durch den Stoff oder das 
Gemisch verursachten Krebsrisikos für den Menschen.“ 

o)  Abschnitt 3.7.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.7.1.1. Reproduktionstoxizität: Beeinträchtigungen von Sexualfunktion und Fruchtbarkeit bei Mann und Frau 
sowie Entwicklungstoxizität bei den Nachkommen, die nach der Exposition gegenüber einem Stoff oder 
Gemisch auftreten/auftritt. Die nachstehenden Begriffsbestimmungen gehen mit gewissen Anpassungen 
auf die Arbeitsdefinitionen zurück, die im EHC-Dokument Nr. 225 (Environmental Health Criteria: 
Umweltgesundheitskriterien) des Internationalen Programms für Chemikaliensicherheit (IPCS — 
International Programme on Chemical Safety) mit dem Titel „Principles for Evaluating Health Risks to 
Reproduction Associated with Exposure to Chemicals“ vereinbart worden sind. Für die Zwecke der 
Einstufung wird die bekannte Verursachung genetisch bedingter, an die Nachkommen vererbbarer 
Folgen in Abschnitt 3.5 „Keimzellmutagenität“ behandelt, weil es nach dem vorliegenden 
Einstufungssystem als zweckmäßiger gilt, derartige Wirkungen in einer eigenen Gefahrenklasse als 
Keimzellmutagenität zu erfassen. 

Bei diesem Einstufungssystem wird die Reproduktionstoxizität folgendermaßen unterteilt: 

a)  Beeinträchtigung von Sexualfunktion und Fruchtbarkeit, 

b)  Entwicklungsschäden bei den Nachkommen. 

Einige reproduktionstoxische Wirkungen lassen sich nicht klar der Beeinträchtigung von Sexualfunktion 
und Fruchtbarkeit oder der Entwicklungstoxizität zuordnen. Stoffe und Gemische mit diesen Wirkungen 
werden trotzdem als reproduktionstoxische Stoffe eingestuft und mit einem allgemeinen 
Gefahrenhinweis versehen.“ 

p)  Abschnitt 3.7.2.5.1. erhält folgende Fassung: 

„3.7.2.5.1.  Es sind eine ganze Reihe international akzeptierter Versuchsmethoden verfügbar; sie umfassen 
Methoden für die Prüfung auf Entwicklungstoxizität (z. B. OECD-Prüfungsleitlinie 414) sowie 
Methoden für toxikologische Untersuchungen über eine oder zwei Generationen (z. B. OECD- 
Leitlinien 415, 416 und 443).“ 

q)  Abschnitt 3.8.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.8.1.1. Spezifische Zielorgan-Toxizität (einmalige Exposition): die spezifische, nichtletale toxische Wirkung auf 
Zielorgane, die nach einer einmaligen Exposition gegenüber einem Stoff oder Gemisch auftritt. Dazu 
gehören alle eindeutigen Auswirkungen auf die Gesundheit, die Körperfunktionen beeinträchtigen 
können, unabhängig davon, ob sie reversibel oder irreversibel sind, unmittelbar und/oder verzögert 
auftreten, sofern sie nicht ausdrücklich in den Abschnitten 3.1 bis 3.7 und 3.10 behandelt werden 
(siehe dazu auch Abschnitt 3.8.1.6).“ 

r)  Abschnitt 3.8.3.4.1. erhält folgende Fassung: 

„3.8.3.4.1.  Gibt es keine zuverlässigen Nachweise oder Prüfdaten für das spezifische Gemisch selbst und können 
die Übertragungsgrundsätze nicht für seine Einstufung verwendet werden, dann beruht die Einstufung 
des Gemisches auf der Einstufung seiner Bestandteile. In diesem Fall ist das Gemisch als spezifisch 
zielorgantoxisch (unter Angabe des Organs) nach einmaliger Exposition, einzustufen, wenn 
mindestens ein Bestandteil als spezifisch zielorgantoxisch (einmalige Exposition) der Kategorie 1 oder 
der Kategorie 2 eingestuft wurde und den entsprechenden allgemeinen Konzentrationsgrenzwert für 
die Kategorie 1 bzw. die Kategorie 2 gemäß Tabelle 3.8.3 erreicht oder übersteigt.“ 
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s)  In Abschnitt 3.8.3.4. wird Unterabschnitt 3.8.3.4.6. eingefügt: 

„3.8.3.4.6.  In Fällen, in denen das Additivitätsprinzip für Bestandteile der Kategorie 3 verwendet wird, gelten als 
„relevante Bestandteile“ eines Gemisches jene, die in Konzentrationen von ≥ 1 % (in Gewichtsprozent 
(w/w) bei Feststoffen, Flüssigkeiten, Stäuben, Nebeln und Dämpfen; in Volumenprozent (v/v) bei 
Gasen) vorhanden sind, sofern kein Anlass zu der Annahme besteht, dass ein in einer Konzentration 
von < 1 % enthaltener Bestandteil dennoch für die Einstufung des Gemisches aufgrund von 
Atemwegsreizungen und narkotisierenden Wirkungen relevant ist.“ 

t)  Abschnitt 3.9.1.1. erhält folgende Fassung:  

„3.9.1.1. Spezifische Zielorgan-Toxizität (wiederholte Exposition): die spezifische toxische Wirkung auf Zielorgane, die 
nach wiederholter Exposition gegenüber einem Stoff oder Gemisch auftritt. Dazu gehören alle 
erheblichen Auswirkungen auf die Gesundheit, die Körperfunktionen beeinträchtigen können, 
unabhängig davon, ob sie reversibel oder irreversibel sind, unmittelbar und/oder verzögert auftreten. 
Nicht eingeschlossen sind jedoch andere spezifische toxische Wirkungen, die eigens in den 
Abschnitten 3.1 bis 3.8 und 3.10 behandelt werden.“ 

u)  Abschnitt 3.9.3.4.1. erhält folgende Fassung: 

„3.9.3.4.1.  Gibt es keine zuverlässigen Nachweise oder Prüfdaten für das spezifische Gemisch selbst und können 
die Übertragungsgrundsätze nicht für seine Einstufung verwendet werden, dann beruht die Einstufung 
des Gemisches auf der Einstufung seiner Bestandteile. In diesem Fall ist das Gemisch als spezifisch 
zielorgantoxisch (unter Angabe des Organs) nach wiederholter Exposition einzustufen, wenn 
mindestens ein Bestandteil als spezifisch zielorgantoxisch (wiederholte Exposition) der Kategorie 1 
oder der Kategorie 2 eingestuft wurde und den entsprechenden allgemeinen Konzentrationsgrenzwert 
für die Kategorie 1 bzw. die Kategorie 2 gemäß Tabelle 3.9.4 erreicht oder übersteigt.“ 

v)  Abschnitt 3.10.1.3. erhält folgende Fassung:  

„3.10.1.3. Aspirationsgefahr: schwerwiegende akute Wirkungen, etwa durch Chemikalien hervorgerufene 
Pneumonie, Lungenschädigungen oder Tod nach Aspiration eines Stoffes oder Gemisches.“ 

w)  In Abschnitt 3.10.3.3. wird ein neuer Unterabschnitt eingefügt: 

„3.10.3.3.1.1.  Als „relevante Bestandteile“ eines Gemisches gelten jene, die in Konzentrationen von ≥ 1 % 
vorliegen.“ 

x)  Abschnitt 3.10.3.3.1.1. wird umnummeriert und erhält folgende Fassung: 

„3.10.3.3.1.2.  Ein Gemisch wird in die Kategorie 1 eingestuft, wenn die Summe der Konzentrationen von 
Bestandteilen der Kategorie 1 ≥ 10 % beträgt und das Gemisch eine bei 40 °C gemessene 
kinematische Viskosität von ≤ 20,5 mm2/s aufweist.“ 

y)  Abschnitt 3.10.3.3.1.2. wird umnummeriert und erhält folgende Fassung: 

„3.10.3.3.1.3.  Im Fall eines Gemisches, das aus zwei oder mehr nicht vermischten Schichten besteht, wird das 
gesamte Gemisch in die Kategorie 1 eingestuft, wenn in einer der nicht vermischten Schichten die 
Summe der Konzentrationen von Bestandteilen der Kategorie 1 ≥ 10 % beträgt und diese Schicht 
eine bei 40 °C gemessene kinematische Viskosität von ≤ 20,5 mm2/s aufweist.“  

4. Teil 4 wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 4.1.3.5.5.3.1. erhält folgende Fassung: 

„4.1.3.5.5.3.1.  Zunächst werden sämtliche als Akut 1 eingestuften Bestandteile betrachtet. Falls die Summe der 
Konzentrationen (in %) dieser Bestandteile, multipliziert mit ihrem jeweiligen M-Faktor, ≥ 25 % 
beträgt, wird das gesamte Gemisch als Akut 1 eingestuft.“  
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ANHANG II 

Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Teil 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Der folgende Eintrag wird gestrichen: 

„1.1.1.  EUH001 — ‚In trockenem Zustand explosiv‘ 

Für explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explosivstoff gemäß Anhang I Abschnitt 2.1, die mit 
Wasser oder Alkohol befeuchtet oder mit anderen Stoffen verdünnt in Verkehr gebracht werden, um ihre 
explosiven Eigenschaften zu unterdrücken.“ 

b)  Abschnitt 1.1.3 wird wie folgt umnummeriert: 

„1.1.1“ 

c)  Abschnitt 1.1.4 wird wie folgt umnummeriert: 

„1.1.2“ 

d)  Abschnitt 1.1.5 wird wie folgt umnummeriert: 

„1.1.3“ 

e)  Abschnitt 1.1.6 wird wie folgt umnummeriert: 

„1.1.4“  

2. Teil 2 wird wie folgt geändert: 

Abschnitt 2.10 dritter Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  ≥ ein Zehntel des spezifischen Konzentrationsgrenzwerts für einen als Haut- oder Inhalationsallergen 
eingestuften Stoff mit einem spezifischen Konzentrationsgrenzwert oder“  
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ANHANG III 

Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Teil 1 wird wie folgt geändert: 

a)  Die folgenden Gefahrenhinweise werden in Tabelle 1.1 hinzugefügt: 

„H206 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 1  

BG Опасност от пожар или разпръскване; повишен риск от експлозия при понижено 
съдържание на десенсибилизиращ агент.  

ES Peligro de incendio, onda expansiva o proyección; mayor riesgo de explosión si se 
reduce el agente insensibilizante.  

CS Nebezpečí požáru, tlakové vlny nebo zasažení částicemi; zvýšené nebezpečí 
výbuchu, sníží-li se objem znecitlivujícího prostředku.  

DA Fare for brand, eksplosion eller udslyngning af fragmenter; øget risiko for 
eksplosion, hvis det desensibiliserende middel reduceres.  

DE Gefahr durch Feuer, Druckstoß oder Sprengstücke; erhöhte Explosionsgefahr, wenn 
das Desensibilisierungsmittel reduziert wird.  

ET Süttimis-, plahvatus- või laialipaiskumisoht, desensibilisaatori vähenemise korral 
suurenenud plahvatusoht.  

EL Κίνδυνος πυρκαγιάς, ανατίναξης ή εκτόξευσης· αυξημένος κίνδυνος έκρηξης εάν μειωθεί 
ο παράγοντας απευαισθητοποίησης.  

EN Fire, blast or projection hazard; increased risk of explosion if desensitising agent is 
reduced.  

FR Danger d'incendie, d'effet de souffle ou de projection; risque accru d'explosion si la 
quantité d'agent désensibilisateur est réduite.  

GA Guais dóiteáin, phléasctha nó teilgin; baol méadaithe pléasctha má laghdaítear an 
dí-íogróir.  

HR Opasnost od vatre, udarnog vala ili rasprskavanja; povećan rizik od eksplozije ako 
je smanjen udio desenzitirajućeg agensa.  

IT Pericolo d'incendio, di spostamento d'aria o di proiezione; maggior rischio di 
esplosione se l'agente desensibilizzante è ridotto.  

LV Ugunsbīstamība, triecienviļņbīstamība vai izmetbīstamība; ja desensibilizācijas 
līdzekļa daudzums samazinājies, palielinās eksplozijas risks.  

LT Gaisro, sprogimo arba išsvaidymo pavojus; sumažėjus desensibilizacijos veiksnio 
poveikiui kyla didesnė sprogimo rizika.  

HU Tűz, robbanás vagy kivetés veszélye; fokozott robbanásveszély a deszenzibilizáló 
szer csökkenésével.  

MT Periklu ta' nar, blast jew projjezzjoni; riskju ikbar ta' splużjoni jekk l-aġent 
disensitizzanti jitnaqqas.  

NL Gevaar voor brand, luchtdrukwerking of scherfwerking; toegenomen 
ontploffingsgevaar als de ongevoeligheidsagens wordt verminderd.  

PL Zagrożenie pożarem, wybuchem lub rozrzutem; zwiększone ryzyko wybuchu jeśli 
zawartość środka odczulającego została zmniejszona. 
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H206 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 1  

PT Perigo de incêndio, sopro ou projeções; risco acrescido de explosão se houver 
redução do agente dessensibilizante.  

RO Pericol de incendiu, detonare sau proiectare; risc sporit de explozie dacă se reduce 
agentul de desensibilizare.  

SK Nebezpečenstvo požiaru, výbuchu alebo rozletenia úlomkov; zvýšené riziko 
výbuchu, ak sa zníži obsah desenzibilizačného činidla.  

SL Nevarnost za nastanek požara, udarnega vala ali drobcev; povečana nevarnost 
eksplozije, če se zmanjša vsebnost desenzibilizatorja.  

FI Palo-, räjähdys- tai sirpalevaara; suurentunut, jos flegmatointitekijää vähennetään.  

SV Fara för brand, tryckvåg eller splitter och kaststycken, ökad explosionsrisk om det 
okänsliggörande ämnet minskas.“  

„H207 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 2, 3  

BG Опасност от пожар или разпръскване; повишен риск от експлозия при понижено 
съдържание на десенсибилизиращ агент.  

ES Peligro de incendio o proyección; mayor riesgo de explosión si se reduce el agente 
insensibilizante.  

CS Nebezpečí požáru nebo zasažení částicemi; zvýšené nebezpečí výbuchu, sníží-li se 
objem znecitlivujícího prostředku.  

DA Fare for brand eller udslyngning af fragmenter; øget risiko for eksplosion, hvis det 
desensibiliserende middel reduceres.  

DE Gefahr durch Feuer oder Sprengstücke; erhöhte Explosionsgefahr, wenn das 
Desensibilisierungsmittel reduziert wird.  

ET Süttimis- või laialipaiskumisoht, desensibilisaatori vähenemise korral suurenenud 
plahvatusoht.  

EL Κίνδυνος πυρκαγιάς ή εκτόξευσης· αυξημένος κίνδυνος έκρηξης εάν μειωθεί ο 
παράγοντας απευαισθητοποίησης.  

EN Fire or projection hazard; increased risk of explosion if desensitising agent is 
reduced.  

FR Danger d'incendie ou de projection; risque accru d'explosion si la quantité d'agent 
désensibilisateur est réduite.  

GA Guais dóiteáin nó teilgin; baol méadaithe pléasctha má laghdaítear an dí-íogróir.  

HR Opasnost od vatre ili rasprskavanja; povećan rizik od eksplozije ako je smanjen 
udio desenzitirajućeg agensa.  

IT Pericolo d'incendio o di proiezione; maggior rischio di esplosione se l'agente 
desensibilizzante è ridotto.  

LV Ugunsbīstamība vai izmetbīstamība; ja desensibilizācijas līdzekļa daudzums 
samazinājies, palielinās eksplozijas risks.  

LT Gaisro arba išsvaidymo pavojus; sumažėjus desensibilizacijos veiksnio poveikiui 
kyla didesnė sprogimo rizika. 
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H207 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 2, 3  

HU Tűz vagy kivetés veszélye; fokozott robbanásveszély a deszenzibilizáló szer 
csökkenésével.  

MT Periklu ta' nar jew projezzjoni; riskju ikbar ta' splużjoni jekk l-aġent disensitizzanti 
jitnaqqas.  

NL Gevaar voor brand of scherfwerking; toegenomen ontploffingsgevaar als de 
ongevoeligheidsagens wordt verminderd.  

PL Zagrożenie pożarem lub rozrzutem; zwiększone ryzyko wybuchu jeśli zawartość 
środka odczulającego została zmniejszona.  

PT Perigo de incêndio ou projeções; risco acrescido de explosão se houver redução do 
agente dessensibilizante.  

RO Pericol de incendiu sau proiectare; risc sporit de explozie dacă se reduce agentul de 
desensibilizare.  

SK Nebezpečenstvo požiaru alebo rozletenia úlomkov; zvýšené riziko výbuchu, ak sa 
zníži obsah desenzibilizačného činidla.  

SL Nevarnost za nastanek požara ali drobcev; povečana nevarnost eksplozije, če se 
zmanjša vsebnost desenzibilizatorja.  

FI Palo- tai sirpalevaara; suurentunut, jos flegmatointitekijää vähennetään.  

SV Fara för brand eller splitter och kaststycken. ökad explosionsrisk om det 
okänsliggörande ämnet minskas.“  

„H208 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 4  

BG Опасност от пожар; повишен риск от експлозия при понижено съдържание на 
десенсибилизиращ агент.  

ES Peligro de incendio; mayor riesgo de explosión si se reduce el agente 
insensibilizante.  

CS Nebezpečí požáru; zvýšené nebezpečí výbuchu, sníží-li se objem znecitlivujícího 
prostředku.  

DA Brandfare; øget risiko for eksplosion, hvis det desensibiliserende middel reduceres.  

DE Gefahr durch Feuer; erhöhte Explosionsgefahr, wenn das Desensibilisierungsmittel 
reduziert wird.  

ET Süttimisoht; desensibilisaatori vähenemise korral suurenenud plahvatusoht.  

EL Κίνδυνος πυρκαγιάς· αυξημένος κίνδυνος έκρηξης εάν μειωθεί ο παράγοντας 
απευαισθητοποίησης.  

EN Fire hazard; increased risk of explosion if desensitising agent is reduced.  

FR Danger d'incendie; risque accru d'explosion si la quantité d'agent désensibilisateur 
est réduite.  

GA Guais dóiteáin; baol méadaithe pléasctha má laghdaítear an dí-íogróir.  

HR Opasnost od vatre; povećan rizik od eksplozije ako je smanjen udio 
desenzitirajućeg agensa.  

IT Pericolo d'incendio; maggior rischio di esplosione se l'agente desensibilizzante è 
ridotto. 
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H208 Sprache 2.17 — desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorie 4  

LV Ugunsbīstamība; ja desensibilizācijas līdzekļa daudzums samazinājies, palielinās 
eksplozijas risks.  

LT Gaisro pavojus; sumažėjus desensibilizacijos veiksnio poveikiui kyla didesnė 
sprogimo rizika.  

HU Tűz veszélye; fokozott robbanásveszély a deszenzibilizáló szer csökkenésével.  

MT Periklu ta' nar; riskju ikbar ta' splużjoni jekk l-aġent disensitizzanti jitnaqqas.  

NL Gevaar voor brand; toegenomen ontploffingsgevaar als de ongevoeligheidsagens 
wordt verminderd.  

PL Zagrożenie pożarem; zwiększone ryzyko wybuchu jeśli zawartość środka 
odczulającego została zmniejszona.  

PT Perigo de incêndio; risco acrescido de explosão se houver redução do agente 
dessensibilizante.  

RO Pericol de incendiu; risc sporit de explozie dacă se reduce agentul de 
desensibilizare.  

SK Nebezpečenstvo požiaru; zvýšené riziko výbuchu, ak sa zníži obsah 
desenzibilizačného činidla.  

SL Nevarnost za nastanek požara; povečana nevarnost eksplozije, če se zmanjša 
vsebnost desenzibilizatorja.  

FI Palovaara; suurentunut, jos flegmatointitekijää vähennetään.  

SV Fara för brand, ökad explosionsrisk om det okänsliggörande ämnet minskas.“  

„H232 Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1A, selbstentzündliche (pyrophore) Gase  

BG Може да се запали спонтанно при контакт с въздух.  

ES Puede inflamarse espontáneamente en contacto con el aire.  

CS Při styku se vzduchem se může samovolně vznítit.  

DA Kan selvantænde ved kontakt med luft.  

DE Kann sich bei Kontakt mit Luft spontan entzünden.  

ET Kokkupuutel õhuga võib süttida iseenesest.  

EL Ενδέχεται να αυτοαναφλεγεί εάν εκτεθεί στον αέρα.  

EN May ignite spontaneously if exposed to air.  

FR Peut s'enflammer spontanément au contact de l'air.  

GA D'fhéadfadh an ní uathadhaint i gcás nochtadh don aer.  

HR Može se spontano zapaliti u dodiru sa zrakom.  

IT Spontaneamente infiammabile all'aria.  

LV Saskarē ar gaisu var spontāni aizdegties.  

LT Ore gali užsidegti savaime. 
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H232 Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1A, selbstentzündliche (pyrophore) Gase  

HU Levegővel érintkezve öngyulladásra hajlamos.  

MT Jista' jieħu n-nar spontanjament jekk ikun espost għall-arja.  

NL Kan spontaan ontbranden bij blootstelling aan lucht.  

PL Może ulegać samozapaleniu w przypadku wystawienia na działanie powietrza.  

PT Pode inflamar-se espontaneamente em contacto com o ar.  

RO Se poate aprinde spontan dacă intră în contact cu aerul.  

SK Pri kontakte so vzduchom sa môže spontánne vznietit.  

SL V stiku z zrakom lahko pride do samodejnega vžiga.  

FI Voi syttyä itsestään palamaan joutuessaan kosketuksiin ilman kanssa.  

SV Kan spontanantända vid kontakt med luft.“  

b)  Tabelle 1.1 wird wie folgt geändert: 

i)  Die oberste Zeile des Eintrags zu H220 erhält folgende Fassung: 

„H220  Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1A“  

ii)  Die oberste Zeile des Eintrags zu H221 erhält folgende Fassung: 

„H221 Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1B, 2“  

iii)  Die oberste Zeile des Eintrags zu H230 erhält folgende Fassung: 

„H230 Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1A, chemisch instabiles Gas A“  

iv)  Die oberste Zeile des Eintrags zu H231 erhält folgende Fassung: 

„H231 Sprache 2.2 — Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1A, chemisch instabiles Gas B“  

c)  Die zehnte Zeile des Eintrags zu H314 erhält folgende Fassung:  

„FR Provoque de graves brûlures de la peau et de graves lésions des yeux.“   

2. Teil 2 wird wie folgt geändert: 

a)  In Tabelle 2.1 wird der Eintrag zu EUH 001 gestrichen.  
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ANHANG IV 

Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert:  

1. Der erste einleitende Absatz von Anhang IV erhält folgende Fassung: 

„Dieser Anhang enthält eine Matrix mit den empfohlenen Sicherheitshinweisen für jede Gefahrenklasse und Gefahren­
kategorie nach Art des Sicherheitshinweises. Die Matrix gibt eine Orientierungshilfe für die Auswahl geeigneter 
Sicherheitshinweise und enthält Elemente für alle Arten von Sicherungsmaßnahmen. Alle spezifischen Elemente, die 
sich auf bestimmte Gefahrenklassen beziehen, sind zu verwenden. Gegebenenfalls sind auch allgemeine Sicherheits­
hinweise, die nicht an eine bestimmte Gefahrenklasse oder -kategorie gebunden sind, zu verwenden. 

Um bei der Verwendung von Sicherheitssätzen eine gewisse Flexibilität zu gewährleisten, sollten Kombinationen oder 
Zusammenfassungen von Sicherheitshinweisen eingesetzt werden, um Platz auf dem Kennzeichnungsetikett zu sparen 
und die Lesbarkeit zu verbessern. Die Matrix und die Tabellen in Teil 1 dieses Anhangs enthalten eine Reihe 
kombinierter Sicherheitshinweise. Dabei handelt es sich jedoch nur um Beispiele, und Lieferanten können die Sätze 
weiter kombinieren und zusammenfassen, sofern dies zu Klarheit und Verständlichkeit der Kennzeichnungsangaben 
gemäß Artikel 22 und Artikel 28 Absatz 3 beiträgt. 

Ungeachtet des Artikels 22 können die Sicherheitshinweise auf dem Kennzeichnungsetikett oder in den Sicherheitsda­
tenblättern textlich geringfügig von den in diesem Anhang festgelegten Hinweisen abweichen, wenn diese 
Abweichungen der Vermittlung von Sicherheitsangaben dienlich sind und die Sicherheitshinweise nicht abgeschwächt 
oder beeinträchtigt werden. Dazu können Schreibweisen, Synonyme oder andere gleichwertige Begriffe gehören, die 
für die Region geeignet sind, in die das Produkt geliefert und in der es verwendet wird.“  

2. Tabelle 6.1 wird wie folgt geändert: 

Der Eintrag für Kodierung P103 erhält folgende Fassung: 

„P103 Lesen Sie sämtliche Anwei­
sungen aufmerksam und 
befolgen Sie diese. 

falls zutreffend  Verbraucherprodukte — entfällt 
bei Verwendung von P202.“   

3. Tabelle 6.2 wird wie folgt geändert: 

a)  Die Einträge für die Kodierungen P201 und P202 erhalten folgende Fassung: 

„P201 Vor Gebrauch 
besondere 
Anweisungen 
einholen. 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff  

Keimzellmutagenität 
(Abschnitt 3.5) 

1A, 1B, 2 Verbraucherprodukte — entfällt 
bei Verwendung von P202.“ 

Keimzellmutagenität 
(Abschnitt 3.6) 

1A, 1B, 2 

Reproduktionstoxizität 
(Abschnitt 3.7) 

1A, 1B, 2 

Reproduktionstoxizität — 
Wirkungen auf/über Laktation 
(Abschnitt 3.7) 

Zusatzkategorie 

P202 Vor Gebrauch alle 
Sicherheitshinweise 
lesen und verstehen. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

A, B (chemisch 
instabile Gase)  

Keimzellmutagenität 
(Abschnitt 3.5) 

1A, 1B, 2  

Karzinogenität (Abschnitt 3.6) 1A, 1B, 2  

Reproduktionstoxizität 
(Abschnitt 3.7) 

1A, 1B, 2  

Reproduktionstoxizität — 
Wirkungen auf/über Laktation 
(Abschnitt 3.7) 

Zusatzkategorie   
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b)  Der Eintrag für Kodierung P210 erhält folgende Fassung: 

„P210 Von Hitze, heißen 
Oberflächen, 
Funken, offenen 
Flammen und 
anderen Zündquellen 
fernhalten. Nicht 
rauchen. 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5  

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

1A, 1B, 2  

Aerosole (Abschnitt 2.3) 1, 2, 3 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 

Entzündbare Feststoffe 
(Abschnitt 2.7) 

1, 2 

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Pyrophore Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.9) 

1 

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1, 2, 3  

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1, 2, 3  

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typen A, B, C, D, 
E, F  

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4“   

c)  Der Eintrag für Kodierung P212 wird eingefügt: 

„P212 Erhitzen unter 
Einschluss und 
Reduzierung des 
Desensibilisierungs­
mittels vermeiden. 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4“   

d)  Der Eintrag für Kodierung P222 erhält folgende Fassung: 

„P222 Keinen Kontakt mit 
Luft zulassen. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

Pyrophore Gase —  sofern eine Schwerpunktsetzung 
beim Gefahrenhinweis für not­
wendig erachtet wird.“ Pyrophore Flüssigkeiten 

(Abschnitt 2.9) 
1 

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1  

e)  Der Eintrag für Kodierung P230 erhält folgende Fassung: 

„P230 Feucht halten mit … Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.5 

Geeignetes Material von Herstel­
ler/Lieferant anzugeben 

—  für Stoffe und Gemische, die 
mit einem Phlegmatisierungs­
mittel befeuchtet, verdünnt, da­
rin gelöst oder suspendiert wer­
den, um ihre explosiven 
Eigenschaften zu unterdrücken 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4 Geeignetes Material von Herstel­
ler/Lieferant anzugeben“  
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f)  Der Eintrag für Kodierung P233 erhält folgende Fassung: 

„P233 Behälter dicht 
verschlossen halten. 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 —  falls Flüssigkeit flüchtig ist 
und eine explosionsfähige 
Atmosphäre erzeugen kann 

Pyrophore Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.9) 

1  

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1  

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4  

Akute inhalative Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3 — falls chemischer Stoff flüch­
tig ist und eine gefährliche 
Atmosphäre erzeugen kann“ 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition; 
Reizung der Atemwege 
(Abschnitt 3.8) 

3 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition; 
narkotische Wirkungen 
(Abschnitt 3.8) 

3  

g)  Der Eintrag für Kodierung P280 erhält folgende Fassung: 

„P280 Schutzhandschuhe/ 
Schutzkleidung/ 
Augenschutz/ 
Gesichtsschutz/ 
Gehörschutz/… 
tragen 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff und 
Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5 

Geeignete Art persönlicher 
Schutzausrüstung von Herstel­
ler/Lieferant anzugeben. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

Pyrophore Gase 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 

Entzündbare Feststoffe 
(Abschnitt 2.7) 

1, 2 

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Pyrophore Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.9) 

1 

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1 

Selbsterhitzungsfähige Stoffe 
und Gemische (Abschnitt 2.11) 

1, 2 

Stoffe und Gemische, die in 
Berührung mit Wasser 
entzündbare Gase entwickeln 
(Abschnitt 2.12) 

1, 2, 3 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1, 2, 3 

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1, 2, 3 
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Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typen A, B, C, D, 
E, F  

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4 

Akute dermale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3, 4 — Schutzhandschuhe/Schutzklei­
dung angeben 

Art der Ausrüstung gegebenen­
falls von Hersteller/Lieferant an­
zugeben. 

Verätzung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

1A, 1B, 1C — Schutzhandschuhe/Schutzklei­
dung und Augenschutz/Ge­
sichtsschutz angeben. 

Art der Ausrüstung gegebenen­
falls von Hersteller/Lieferant an­
zugeben. 

Reizung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

2 —  Schutzhandschuhe angeben 

Art der Ausrüstung gegebenen­
falls von Hersteller/Lieferant an­
zugeben Sensibilisierung der Haut 

(Abschnitt 3.4) 
1, 1A, 1B 

Schwere Augenschädigung 
(Abschnitt 3.3) 

1 —  Augenschutz/Gesichtsschutz 
angeben 

Art der Ausrüstung gegebenen­
falls von Hersteller/Lieferant an­
zugeben 

Reizung der Augen (Abschnitt 
3.3) 

2 

Keimzellmutagenität 
(Abschnitt 3.5) 

1A, 1B, 2 Geeignete Art persönlicher 
Schutzausrüstung von Herstel­
ler/Lieferant anzugeben.“ 

Karzinogenität (Abschnitt 3.6) 1A, 1B, 2 

Reproduktionstoxizität 
(Abschnitt 3.7) 

1A, 1B, 2   

4. Tabelle 6.3 wird wie folgt geändert: 

a)  Die Einträge für die Kodierungen P301 und P302 erhalten folgende Fassung: 

„P301 BEI 
VERSCHLUCKEN: 

Akute orale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3, 4  

Verätzung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

1, 1A, 1B, 1C 

Aspirationsgefahr (Abschnitt 
3.10) 

1 

P302 BEI BERÜHRUNG 
MIT DER HAUT: 

Pyrophore Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.9) 

1  

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1 

Stoffe und Gemische, die in 
Berührung mit Wasser 
entzündbare Gase entwickeln 
(Abschnitt 2.12) 

1, 2 
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Akute dermale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3, 4  

Reizung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

2 

Sensibilisierung der Haut 
(Abschnitt 3.4) 

1, 1A, 1B“  

b)  Der Eintrag für Kodierung P332 erhält folgende Fassung: 

„P332 Bei Hautreizung: Reizung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

2 kann entfallen, wenn P333 auf 
dem Kennzeichnungsetikett an­
gegeben ist.“  

c)  Die Einträge für die Kodierungen P370 und P371 erhalten folgende Fassung: 

„P370 Bei Brand: Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff und 
Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5  

Oxidierende Gase (Abschnitt 
2.4) 

1 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 

Entzündbare Feststoffe 
(Abschnitt 2.7) 

1, 2 

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Pyrophore Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.9) 

1 

Pyrophore Feststoffe (Abschnitt 
2.10) 

1 

Stoffe und Gemische, die in 
Berührung mit Wasser 
entzündbare Gase entwickeln 
(Abschnitt 2.12) 

1, 2, 3 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1, 2, 3 

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1, 2, 3 

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3  

P371 Bei Großbrand und 
großen Mengen: 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1  

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1  

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

4“   
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d)  Der Eintrag für Kodierung P375 erhält folgende Fassung: 

„P375 Wegen 
Explosionsgefahr 
Brand aus der 
Entfernung 
bekämpfen. 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Unterklasse 1.4: — mit Ausnahme von explosi­
ven Stoffen/Gemischen und 
Erzeugnissen mit Explosiv­
stoff der Unterklasse 1.4 
(Verträglichkeitsgruppe 
S) in Transportverpackung.“ 

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typ B  

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1 

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1 

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typ B 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4  

e)  Der Eintrag für Kodierung P377 erhält folgende Fassung: 

„P377 Brand von 
ausströmendem Gas: 
Nicht löschen, bis 
Undichtigkeit 
gefahrlos beseitigt 
werden kann. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

1A, 1B, 2“   

f)  Der Eintrag für Kodierung P380 erhält folgende Fassung: 

„P380 Umgebung räumen. Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff und 
Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5  

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B  

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1  

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1  

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typen A, B  

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4“   

g)  Der Eintrag für Kodierung P381 erhält folgende Fassung: 

„P381 Bei Undichtigkeit alle 
Zündquellen 
entfernen. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

1A, 1B, 2“   
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h)  Der Eintrag für Kodierung P301 + P312 erhält folgende Fassung: 

„P301 
+ P312 

BEI 
VERSCHLUCKEN: 
Bei Unwohlsein 
GIFTINFORMATIO­
NSZENTRUM/Arzt/ 
… anrufen. 

Akute orale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

4 … Geeignete Stelle für medizini­
sche Notfallversorgung ist von 
Hersteller/Lieferant anzugeben.“  

i)  Die Einträge für die Kodierungen P370 + P380 + P375 und P371 + P380 + P375 erhalten folgende Fassung: 

„P370 
+ P380 
+ P375 

Bei Brand: 
Umgebung räumen. 
Wegen 
Explosionsgefahr 
Brand aus der 
Entfernung 
bekämpfen. 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

Unterklasse 1.4: — mit Ausnahme von explosi­
ven Stoffen/Gemischen und 
Erzeugnissen mit Explosiv­
stoff der Unterklasse 1.4 
(Verträglichkeitsgruppe S) in 
Transportverpackung.“ 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3  

P371 + 
P380 + 

P375 

Bei Großbrand und 
großen Mengen: 
Umgebung räumen. 
Wegen 
Explosionsgefahr 
Brand aus der 
Entfernung 
bekämpfen. 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1  

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

4   

5. Tabelle 6.4 wird wie folgt geändert: 

a)  Der Eintrag für Kodierung P401 erhält folgende Fassung: 

„P401 Aufbewahren gemäß 
… 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff und 
Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5 

… Hersteller/Lieferant gibt ge­
eignete Informationsquellen ge­
mäß lokalen/regionalen/nationa­
len/internationalen Vorschriften 
an.“ 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4  

b)  Der Eintrag für Kodierung P403 erhält folgende Fassung: 

„P403 An einem gut 
belüfteten Ort 
aufbewahren. 

Entzündbare Gase (Abschnitt 
2.2) 

1A, 1B, 2  

Oxidierende Gase (Abschnitt 
2.4) 

1 

Gase unter Druck (Abschnitt 
2.5) 

verdichtetes Gas 

verflüssigtes Gas 

tiefgekühlt ver­
flüssigtes Gas 

gelöstes Gas 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 — für entzündbare Flüssigkei­
ten der Kategorie 1 und an­
dere entzündbare Flüssigkei­
ten, die flüchtig sind und 
explosionsfähige Atmosphäre 
erzeugen können. 
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Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

— ausgenommen unter Tempe­
raturkontrolle stehende 
selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische und organische 
Peroxide, da es zu Konden­
sation und anschließendem 
Gefrieren kommen kann. 

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Akute inhalative Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3 — falls der Stoff oder das Ge­
misch flüchtig ist und eine 
gefährliche Atmosphäre er­
zeugen kann.“ Spezifische Zielorgan-Toxizität 

— einmalige Exposition; 
Reizung der Atemwege 
(Abschnitt 3.8) 

3 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition; 
narkotische Wirkungen 
(Abschnitt 3.8) 

3   

6. Tabelle 6.5 wird wie folgt geändert: 

a)  Der Eintrag für Kodierung P501 erhält folgende Fassung: 

„P501 Inhalt/Behälter … 
zuführen. 

Entzündbare Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.6) 

1, 2, 3 … gemäß lokalen/regiona­
len/nationalen/internationalen 
Vorschriften (anzugeben) 

Von Hersteller/Lieferant ist an­
zugeben, ob Entsorgungsvor­
schriften für Inhalt, Behälter 
oder beides gelten.“ 

Selbstzersetzliche Stoffe und 
Gemische (Abschnitt 2.8) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Stoffe und Gemische, die in 
Berührung mit Wasser 
entzündbare Gase entwickeln 
(Abschnitt 2.12) 

1, 2, 3 

Oxidierende Flüssigkeiten 
(Abschnitt 2.13) 

1, 2, 3 

Oxidierende Feststoffe 
(Abschnitt 2.14) 

1, 2, 3 

Organische Peroxide 
(Abschnitt 2.15) 

Typen A, B, C, D, 
E, F 

Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische (Abschnitt 
2.17) 

1, 2, 3, 4 

Akute orale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3, 4 

Akute dermale Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3, 4 

Akute inhalative Toxizität 
(Abschnitt 3.1) 

1, 2, 3 

Verätzung der Haut (Abschnitt 
3.2) 

1, 1A, 1B, 1C 

Sensibilisierung der Atemwege 
(Abschnitt 3.4) 

1, 1A, 1B 

Sensibilisierung der Haut 
(Abschnitt 3.4) 

1, 1A, 1B 
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Keimzellmutagenität 
(Abschnitt 3.5) 

1A, 1B, 2  

Karzinogenität (Abschnitt 3.6) 1A, 1B, 2 

Reproduktionstoxizität 
(Abschnitt 3.7) 

1A, 1B, 2 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition 
(Abschnitt 3.8) 

1, 2 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition; 
Reizung der Atemwege 
(Abschnitt 3.8) 

3 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— einmalige Exposition; 
narkotische Wirkungen 
(Abschnitt 3.8) 

3 

Spezifische Zielorgan-Toxizität 
— wiederholte Exposition 
(Abschnitt 3.9) 

1, 2 

Aspirationsgefahr (Abschnitt 
3.10) 

1 

Gewässergefährdend — akute 
aquatische Toxizität (Abschnitt 
4.1) 

1 

Gewässergefährdend — 
chronische aquatische Toxizität 
(Abschnitt 4.1) 

1, 2, 3, 4  

b)  Folgender neuer Eintrag wird nach der Kodierung P502 eingefügt: 

„P503 Informationen zur 
Entsorgung/Wiederv­
erwendung/Wiederv­
erwertung beim 
Hersteller/ 
Lieferanten/… 
erfragen 

Explosive Stoffe/Gemische und 
Erzeugnisse mit Explosivstoff 
(Abschnitt 2.1) 

instabile explo­
sive Stoffe/Gemi­
sche und Erzeug­

nisse mit 
Explosivstoff der 
Unterklassen 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5 

… Hersteller/Lieferant gibt ge­
eignete Informationsquellen ge­
mäß lokalen/regionalen/nationa­
len/internationalen Vorschriften 
an.“   

7. Tabelle 1.2 wird wie folgt geändert: 

a)  Folgender neuer Eintrag wird eingefügt: 

„P212 Sprache   

BG Да се избягва нагряване в затворено пространство или понижаване на съдържанието 
на десенсибилизиращия агент.  

ES Evitar el calentamiento en condiciones de aislamiento o la reducción del agente 
insensibilizante.  

CS Zamezte zahřívání v uzavřeném obalu nebo snížení objemu znecitlivujícího 
prostředku.  

DA Undgå opvarmning under indeslutning eller reduktion af det desensibiliserende 
middel. 
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P212 Sprache   

DE Erhitzen unter Einschluss und Reduzierung des Desensibilisierungsmittels 
vermeiden.  

ET Vältida suletuna kuumutamist ja desensibilisaatori vähenemist.  

EL Να αποφεύγεται η θέρμανση σε περιορισμένο χώρο και η μείωση του παράγοντα 
απευαισθητοποίησης.  

EN Avoid heating under confinement or reduction of the desensitising agent.  

FR Éviter d'échauffer en milieu confiné ou en cas de diminution de la quantité d'agent 
désensibilisateur.  

GA Seachain an téamh i limistéar iata nó i gcás laghdú ar an dí-íogróir.  

HR Izbjegavati zagrijavanje u zatvorenom prostoru ili smanjenje udjela desenzitirajućeg 
agensa.  

IT Evitare di riscaldare sotto confinamento o di ridurre l'agente desensibilizzante.  

LV Nepieļaut karsēšanu slēgtā vidē vai desensibilizējošā aģenta daudzuma 
samazināšanos.  

LT Vengti kaitimo uždaroje talpykloje arba desensibilizacijos veiksnio poveikio 
sumažėjimo.  

HU Kerülje a hevítést zárt térben vagy a deszenzibilizáló szer mennyiségének 
csökkenése esetén.  

MT Evita t-tisħin fil-magħluq jew it-tnaqqis tal-aġenti disensitizzanti.  

NL Vermijd verwarming onder opsluiting of vermindering van de 
ongevoeligheidsagens.  

PL Unikać ogrzewania pod zamknięciem lub w sytuacji zmniejszonej zawartości 
środka odczulającego.  

PT Evitar o aquecimento em ambiente fechado ou a redução do agente 
dessensibilizado.  

RO A se evita încălzirea în mediu confinat sau în caz de scădere a agentului de 
desensibilizare.  

SK Zabráňte zahrievaniu v ohraničenom priestore alebo zníženiu obsahu 
desenzibilizačného činidla.  

SL Izogibati se segrevanju v zaprtem prostoru ali zmanjšanju vsebnosti 
desenzibilizatorja.  

FI Vältettävä kuumentamista suljetussa astiassa tai flegmatointiaineen vähentämistä.  

SV Undvik uppvärmning i sluten behållare eller reducering av det okänsliggörande 
ämnet.“   
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ANHANG V 

Teil 1 Abschnitt 1.2 von Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert: 

a) In Spalte 2 wird der Satz „Entzündbare Gase, Gefahrenkategorie 1“ ersetzt durch „Entzündbare Gase, Gefahrenka­
tegorien 1A und 1B“. 

b)  In Spalte 2 wird nach dem letzten Eintrag folgender Satz angefügt: „Abschnitt 2.17 Desensibilisierte explosive 
Stoffe/Gemische, Gefahrenkategorien 1, 2, 3 und 4“.  
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ANHANG VI 

Anhang VI Teil 1 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 wird wie folgt geändert: 

a)  In Tabelle 1.1 erhält die Zeile betreffend entzündbare Gase folgende Fassung: 

„Entzündbare Gase Flam. Gas 1A 

Flam. Gas 1B 

Flam. Gas 2 

Pyr. Gas 

Chem. Unstab. Gas A 

Chem. Unstab. Gas B“  

b)  In Tabelle 1.1 wird nach der Zeile „Korrosiv gegenüber Metallen“ folgende Zeile eingefügt: 

„Desensibilisierte explosive Stoffe/Gemische Desen. Expl. 1 

Desen. Expl. 2 

Desen. Expl. 3 

Desen. Expl. 4“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/522 DER KOMMISSION 

vom 27. März 2019 

zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1191/2014 hinsichtlich der Übermittlung 
von Daten zur Herstellung sowie zu Einfuhren und Ausfuhren von teilhalogenierte 
Fluorkohlenwasserstoffe enthaltenden Polyolen gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) 

Nr. 517/2014 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 517/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
fluorierte Treibhausgase und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 842/2006 (1), insbesondere auf Artikel 19 
Absatz 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1191/2014 der Kommission (2) ist festgelegt, wie und in welchem 
Format der Bericht gemäß Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 in Bezug auf die Verwendung 
bestimmter fluorierter Treibhausgase als Ausgangsstoff oder bei Produkten und Einrichtungen, die diese Gase 
enthalten, in Bezug auf deren Inverkehrbringen von Herstellern, Einführern und Ausführern dieser Gase bzw. von 
Unternehmen, die diese Gase zerstören, zu übermitteln ist. 

(2)  Der Beschluss XXX/10 (3) der Vertragsparteien des Montrealer Protokolls über Stoffe, die zu einem Abbau der 
Ozonschicht führen, zum Wiener Übereinkommen zum Schutz der Ozonschicht (4) (im Folgenden das 
„Montrealer Protokoll“) gibt die geänderten Berichtsformulare für die Berichterstattung über geregelte Stoffe vor, 
einschließlich über die Nebenproduktion von Fluorkohlenwasserstoff-23 (HFKW-23) sowie die Einfuhren und 
Ausfuhren von teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe enthaltenden Polyolen, nachdem die Kigali-Änderung des 
Protokolls betreffend den Ausstieg aus der Herstellung und dem Verbrauch von teilhalogenierten Fluorkohlenwas­
serstoffen (HFKW) am 1. Januar 2019 weltweit in Kraft getreten ist (5). 

(3)  Das Berichtsformat im Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1191/2014 sollte geändert werden, um es 
dem im Beschluss XXX/10 festgelegten Berichterstattungsformat anzupassen, das von den Vertragsparteien des 
Montrealer Protokolls verwendet wird. Dies würde die Union in die Lage versetzen, ihren Berichtspflichten im 
Rahmen des Montrealer Protokolls nachzukommen. 

(4)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 24 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 517/2014 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1191/2014 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 
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Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 27. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Der Anhang der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1191/2014 wird wie folgt geändert:  

1. Die Tabelle in Abschnitt 1 erhält folgende Fassung:  

„ZU ÜBERMITTELNDE ANGABEN BEMERKUNGEN 

1A in Anlagen in der Union hergestellte Gesamtmenge   

1Aa —  davon nicht abgeschiedene Mengen    

1A_a —  davon zerstörte Mengen Falls die Inline-Zerstörung von einem 
anderen Unternehmen durchgeführt 
wird, ist dieses anzugeben 

Hersteller, die diese Produkte bzw. Er­
zeugnisse zerstören, melden die zerst­
örten Gesamtmengen im Berichterstat­
tungsabschnitt 8.  

AUTOMATISCH BERECHNETE MENGEN   

1Ab —  davon insgesamt erzeugte und abgeschiedene Mengen 1Ab = 1A — 1Aa  

ZU ÜBERMITTELNDE ANGABEN    

1B —  davon in Anlagen in der Union hergestellte 
Menge rückgewonnener Nebenprodukte oder 
ungewünschter Erzeugnisse, wenn diese Neben­
produkte oder ungewünschten Erzeugnisse vor 
dem Inverkehrbringen in den Anlagen zerstört 
wurden 

Hersteller, die diese Produkte bzw. Er­
zeugnisse zerstören, melden die zerst­
örten Gesamtmengen im Berichterstat­
tungsabschnitt 8.   

1C —  davon in Anlagen in der Union hergestellte 
Menge rückgewonnener Nebenprodukte oder 
ungewünschter Erzeugnisse, wenn diese Neben­
produkte oder ungewünschten Erzeugnisse zur 
Zerstörung an andere Unternehmen übergeben 
wurden und zuvor nicht in den Verkehr ge­
bracht worden waren 

Das Unternehmen, das die Zerstörung 
übernimmt, ist anzugeben.  

1C_a —  davon zur Verwendung als Ausgangsstoffe in der Union 
hergestellte Menge teilfluorierter Kohlenwasserstoffe 

Der Mitgliedstaat, in dem die Aus­
gangsstoffe verwendet werden, ist an­
zugeben   

1C_a1 —  davon ohne vorherige Abscheidung Nur für HFKW-23 zu melden  

AUTOMATISCH BERECHNETE MENGEN    

1C_a2 —  davon nach vorheriger Abscheidung 1C_a2 = 1C_a — 1C_a1; 

nur für HFKW-23 zu berechnen  

ZU ÜBERMITTELNDE ANGABEN   

1C_b — davon für vom Montrealer Protokoll ausgenommene Ver­
wendungen in der Union hergestellte Menge teilfluorierter 
Kohlenwasserstoffe 

Die Art der Ausnahme ist anzugeben.  

AUTOMATISCH BERECHNETE MENGEN    

1D — davon Gesamtmenge der eigenen abgeschiede­
nen und zerstörten Herstellungsmenge, die zu­
vor nicht in den Verkehr gebracht wurde 

1D = 1B + 1C 

1E  Für den Verkauf oder die Verwendung als Ausgangsstoff ver­
fügbare Herstellungsmenge 

1E = 1A — 1D — 1A_a“  
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2. In Abschnitt 2 wird in der Tabelle die folgende Zeile 2F angefügt:  

„2F In Polyol-Vorgemischen enthaltene Menge teilfluorier­
ter Kohlenwasserstoffe“    

3. In Abschnitt 3 wird in der Tabelle die folgende Zeile 3J angefügt:  

„3J In Polyol-Vorgemischen enthaltene Menge teilfluorier­
ter Kohlenwasserstoffe“    
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RICHTLINIEN 

DURCHFÜHRUNGSRICHTLINIE (EU) 2019/523 DER KOMMISSION 

vom 21. März 2019 

zur Änderung der Anhänge I bis V der Richtlinie 2000/29/EG des Rates über Maßnahmen zum 
Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 

Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft 
gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (1), insbesondere 
auf Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben c und d, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Zum Schutz von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen, mit Blick auf den verstärkten 
internationalen Handel und auf der Grundlage der von der Pflanzenschutzorganisation für Europa und den 
Mittelmeerraum durchgeführten und kürzlich veröffentlichten Schädlingsrisikobewertungen ist es fachlich 
begründet und steht im Verhältnis zu den betreffenden Schädlingsrisiken, die Schadorganismen Aromia bungii 
(Faldermann), Neoleucinodes elegantalis (Guenée) und Oemona hirta (Fabricius) in Anhang I Teil A Kapitel I der 
Richtlinie 2000/29/EG aufzunehmen. 

(2)  Bei der von der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) durchgeführten 
und kürzlich veröffentlichten Kategorisierung von Schädlingsrisiken stellte sich heraus, dass Wirte und Wege der 
Einschleppung des Schadorganismus Enarmonia packardi (Zeller) in die Union breiter gefächert sind als diejenigen, 
die bereits in Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG geregelt sind. Nach einer Überprüfung der 
betreffenden wissenschaftlichen Bezeichnung wurde der Schadorganismus umbenannt in Grapholita packardi 
(Zeller). Es ist daher wissenschaftlich begründet und steht im Verhältnis zu dem betreffenden Schädlingsrisiko, 
den Eintrag für Enarmonia packardi (Zeller) in Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG zu streichen 
und ihn unter der Bezeichnung Grapholita packardi (Zeller) in Anhang I Teil A Kapitel I der genannten Richtlinie 
aufzunehmen. 

(3)  In der von der Behörde erstellten und kürzlich veröffentlichten Kategorisierung von Schädlingsrisiken wurden die 
derzeit in Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG geführten Arten Elsinoë spp. Bitanc. et Jenk. 
Mendes, die Auslöser von Krankheiten bei Citrus L., Fortunella Swingle, Poncirus Raf. und ihren Hybriden sind, 
näher definiert. Außerdem ergibt sich anhand der Kategorisierung der Schädlingsrisiken und der jüngsten 
Beanstandungen bei Früchten, dass mit der Liste der derzeit regulierten Waren nicht alle mit diesen 
Schadorganismen verbundenen Risiken eingedämmt werden. Es ist daher wissenschaftlich und fachlich begründet 
und steht im Verhältnis zu dem betreffenden Schädlingsrisiko, den Eintrag für Elsinoë spp. Bitanc. et Jenk. Mendes 
in Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG zu streichen und die Arten Elsinoë australis Bitanc. & 
Jenk., Elsinoë citricola X. L. Fan, R. W. Barreto & Crous und Elsinoë fawcettii Bitanc. & Jenk., die Auslöser von 
Krankheiten bei Citrus L., Fortunella Swingle, Poncirus Raf. und ihren Hybriden sind, in Anhang I Teil A Kapitel I 
der genannten Richtlinie aufzunehmen. 

(4)  Zum Schutz von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen, mit Blick auf den verstärkten 
internationalen Handel und auf der Grundlage der von der Behörde und der Pflanzenschutzorganisation für 
Europa und den Mittelmeerraum durchgeführten und kürzlich veröffentlichten Schädlingsrisikobewertungen ist es 
fachlich begründet und steht im Verhältnis zu den betreffenden Schädlingsrisiken, die Schadorganismen Fusarium 
circinatum Nirenberg & O'Donnell und Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und ihren Vektor 
Pityophthorus juglandis Blackman in Anhang I Teil A Kapitel II der Richtlinie 2000/29/EG aufzunehmen. Diese 
Schadorganismen treten aktuell in der Europäischen Union auf, wobei ihre Verbreitung begrenzt ist. 

(5) Auf der Grundlage der von der Behörde durchgeführten und kürzlich veröffentlichten Schädlingsrisikobe­
wertungen ist es wissenschaftlich und fachlich begründet und steht im Verhältnis zu dem betreffenden 
Schädlingsrisiko, Ceratocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr. in Anhang II Teil A Kapitel II der 
Richtlinie 2000/29/EG zu streichen und den Organismus in Anhang I Teil A Kapitel II der genannten Richtlinie 
aufzunehmen. 
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(6)  Zum Schutz von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen, mit Blick auf den verstärkten 
internationalen Handel und auf der Grundlage der von der Behörde durchgeführten und veröffentlichten 
Schädlingsrisikobewertung in Bezug auf Erde und Kultursubstrat sowie der einschlägigen Internationalen 
Standards ist es wissenschaftlich begründet und steht im Verhältnis zu den betreffenden Schädlingsrisiken, die 
Anforderungen an Erde und Kultursubstrat durch Überarbeitung der entsprechenden Anforderungen in 
Anhang III, Anhang IV Teil A Kapitel I sowie Anhang V der Richtlinie 2000/29/EG zu verschärfen. 

(7)  Zum Schutz der Erzeugung von und des Handels mit Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 
Gegenständen ist es fachlich begründet und steht im Verhältnis zu dem betreffenden Schädlingsrisiko, die 
Schadorganismen Liriomyza huidobrensis (Blanchard) und Liriomyza trifolii (Burgess) in Anhang I Teil B der 
genannten Richtlinie aufzunehmen. 

(8)  Aus von Irland und dem Vereinigten Königreich vorgelegten Informationen geht hervor, dass das Hoheitsgebiet 
Irlands und Nordirlands jeweils frei ist von Liriomyza huidobrensis (Blanchard) und Liriomyza trifolii (Burgess) und 
dass Irland und Nordirland den Bedingungen gemäß Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h der Richtlinie 2000/29/EG 
für die Einrichtung eines Schutzgebiets in Bezug auf diese Schadorganismen genügen. Daher sollte Anhang I 
Teil B der Richtlinie 2000/29/EG entsprechend geändert werden. 

(9)  Es ist technisch annehmbar, auf der Grundlage wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse gegebenenfalls 
besondere Anforderungen an die Verbringung bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstiger 
Gegenstände in die bzw. innerhalb der Union zu stellen, weil die Wahrscheinlichkeit besteht, dass sie den in 
Erwägungsgrund 1 genannten Organismen Aromia bungii (Faldermann) und Neoleucinodes elegantalis (Guenée), dem 
in Erwägungsgrund 2 genannten Organismus Grapholita packardi (Zeller) und dem in Erwägungsgrund 4 
genannten Organismus Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinem Vektor Pityophthorus 
juglandis Blackman als Wirt dienen. Die betreffenden Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände 
sollten daher in Anhang IV Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG geführt werden. In Bezug auf Geosmithia 
morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinen Vektor Pityophthorus juglandis Blackman sollten zusätzliche 
besondere Anforderungen an die interne Verbringung in Anhang IV Teil A Kapitel II der Richtlinie 2000/29/EG 
aufgenommen werden. 

(10)  Aufgrund der Entwicklung des wissenschaftlichen und technischen Kenntnisstands und der kürzlich 
veröffentlichten Schädlingsrisikobewertung der Behörde sollten die besonderen Anforderungen in Anhang IV 
Teil A Kapitel I und II der Richtlinie 2000/29/EG in Bezug auf den in Erwägungsgrund 5 genannten Organismus 
Ceratocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr. geändert werden. 

(11) Gestützt auf die Schädlingsrisikobewertung für eine Reihe von Tephritidae-Arten durch die Pflanzenschutzorga­
nisation für Europa und den Mittelmeerraum, die einschlägigen Internationalen Standards, technische 
Erkenntnisse und die Zahl der Beanstandungen von Wareneinfuhren aufgrund von (außereuropäischen) 
Tephritidae-Arten sollten die besonderen Anforderungen in Anhang IV Teil A Kapitel I der Richtlinie 2000/29/EG 
geändert werden. 

(12)  Gestützt auf die Daten zu Beanstandungen bei Wareneinfuhren sollten in Bezug auf Bactericera cockerelli (Sulc.) und 
Thaumatotibia leucotreta (Meyrick) zusätzliche besondere Anforderungen in Anhang IV Teil A Kapitel I der 
Richtlinie 2000/29/EG aufgenommen werden. 

(13)  Gestützt auf die kürzlich von der Behörde vorgenommenen Kategorisierungen von Schädlingsrisiken, die 
einschlägigen Internationalen Standards und technische Erkenntnisse sowie mit Blick auf den verstärkten 
internationalen Handel sollten in Bezug auf Früchte von Malus Mill. in Verbindung mit den Schadorganismen 
Enarmonia prunivora Walsh, Grapholita inopinata Heinrich und Rhagoletis pomonella (Walsh) sowie in Bezug auf 
Früchte von Malus Mill. und Pyrus L. in Verbindung mit den Schadorganismen Guignardia piricola (Nosa) 
Yamamoto und Tachypterellus quadrigibbus Say besondere Anforderungen gemäß Anhang IV Teil A Kapitel I der 
Richtlinie 2000/29/EG festgelegt werden. 

(14) Mit den in den Erwägungsgründen 9 bis 13 dargelegten Änderungen der Anforderungen soll das Pflanzengesund­
heitsrisiko, das durch die Verbringung der genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände in 
die Union sowie gegebenenfalls ihre Verbringung innerhalb der Union entsteht, auf ein annehmbares Niveau 
gesenkt werden. 

(15)  In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommission (2) wurden bestimmte Gebiete in 
Bezug auf verschiedene Schadorganismen als Schutzgebiete anerkannt. Diese Verordnung wurde kürzlich 
geändert, um den jüngsten Entwicklungen in Bezug auf die Schutzgebiete in der Union und unter anderem auf 
folgende Schadorganismen Rechnung zu tragen: Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen), Candidatus 
Phytoplasma ulmi, Ceratocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr., Citrus tristeza virus (europäische 
Stämme), Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al., Globodera pallida (Stone) Behrens, Globodera rostochiensis 
(Wollenweber) Behrens, Gremmeniella abietina (Lag.) Morelet, Liriomyza huidobrensis (Blanchard), Liriomyza trifolii 
(Burgess), Paysandisia archon (Burmeister), Rhynchophorus ferrugineus (Olivier), Thaumetopoea pityocampa Denis & 
Schiffermüller, Thaumetopoea processionea L., Tomato spotted wilt virus und Xanthomonas arboricola pv. pruni 
(Smith) Vauterin et al. Damit die Anforderungen an Schutzgebiete in Bezug auf die jeweiligen Schadorganismen 
einheitlich sind, sollten die einschlägigen Anforderungen in den Anhängen I bis V der Richtlinie 2000/29/EG 
aktualisiert werden. 
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(16)  Darüber hinaus genügen mehrere Gebiete in der Union, die in Bezug auf bestimmte Schadorganismen als 
Schutzgebiete anerkannt worden sind, nicht mehr den Anforderungen, weil sich diese Schadorganismen 
inzwischen dort angesiedelt haben oder weil die betroffenen Mitgliedstaaten die Aufhebung des Status als 
Schutzgebiet beantragt haben. Dabei handelt es sich um folgende Gebiete: das Hoheitsgebiet Finnlands in Bezug 
auf Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen); die regionalen Gebietseinheiten Arta und Lakonia in 
Griechenland in Bezug auf Citrus tristeza virus (europäische Stämme); das gesamte Gebiet der Emilia-Romagna, 
die Gemeinden Scarnafigi und Villafalletto in der Provinz Cuneo im Piemont sowie die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna) in Sizilien in Italien sowie das gesamte Hoheitsgebiet Nordirlands im Vereinigten Königreich und das 
gesamte Gebiet des Bezirks Dunajská Streda in der Slowakei in Bezug auf Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et al.; 
das Hoheitsgebiet Nordirlands im Vereinigten Königreich in Bezug auf Gremmeniella abietina (Lag.) Morelet, die 
Verwaltungsbezirke Barking and Dagenham; Basildon; Basingstoke and Deane; Bexley; Bracknell Forest; 
Brentwood; Broxbourne; Castle Point; Chelmsford; Chiltem; Crawley; Dacorum; Dartford; East Hertfordshire; 
Enfield; Epping Forest; Gravesham; Greenwich; Harlow; Hart; Havering; Hertsmere; Horsham; Littlesford; 
Medway; Mid Sussex; Mole Valley; Newham; North Hertfordshire; Redbridge; Reigate and Banstead; Rushmoor; 
Sevenoaks; South Bedfordshire; South Bucks; St Albans; Surrey Heath; Tandridge; Three Rivers; Thurrock; 
Tonbridge and Malling; Waltham Forest; Watford; Waverley; Welwyn Hatfield; Windsor and Maidenhead, 
Wokingham und Wycombe im Vereinigten Königreich in Bezug auf Thaumetopoea processionea L. sowie das 
Hoheitsgebiet Schwedens in Bezug auf Tomato spotted wilt virus. Dies sollte sich jeweils in Teil B der Anhänge I 
bis IV der Richtlinie 2000/29/EG widerspiegeln. 

(17)  Der fortwährende Nachweis von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) bei bestimmten Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnissen, die innerhalb der Union in bestimmte Schutzgebiete verbracht werden, zeigt, dass die 
geltenden Anforderungen an die Verbringung von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen 
innerhalb der Union in bestimmte Schutzgebiete in Bezug auf Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) 
nicht geeignet sind, das entsprechende Pflanzengesundheitsrisiko auf ein annehmbares Maß zu senken. Diese 
Anforderungen sollten in Anhang IV Teil B der Richtlinie 2000/29/EG neu formuliert werden. 

(18)  Die in den Erwägungsgründen 6 bis 17 genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände 
sollten vor ihrer Verbringung in die Union bzw. innerhalb der Union einer Pflanzengesundheitsinspektion 
unterzogen werden. Diese Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände sollten daher in Anhang V 
Teil A bzw. B der Richtlinie 2000/29/EG geführt werden. Zum Zweck eines höheren Pflanzenschutzes werden 
Früchte von Actinidia Lindl., Carica papaya L., Fragaria L., Persea americana Mill., Rubus L. und Vitis L.in Anhang V 
Teil B der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführt, und in Bezug auf Früchte von Annona L., Cydonia Mill., Diospyros L., 
Malus L., Mangifera L., Passiflora L., Prunus L., Psidium L., Pyrus L., Ribes L., Syzygium Gaertn. und Vaccinium L., die 
bereits in Anhang V Teil B der Richtlinie 2000/29/EG geführt werden, wurde der geografische Geltungsbereich 
ausgeweitet. 

(19)  Die Anhänge I bis V der Richtlinie 2000/29/EG sollten daher entsprechend geändert werden. 

(20)  Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I bis V der Richtlinie 2000/29/EG werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätestens am 31. August 2019 die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 1. September 2019 an. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 
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Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Die Anhänge I bis V der Richtlinie 2000/29/EG werden wie folgt geändert:  

1. Anhang I wird wie folgt geändert: 

a)  Teil A wird wie folgt geändert: 

i)  Kapitel I wird wie folgt geändert: 

—  Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

—  nach Nummer 4.1 wird folgende Nummer eingefügt: 

„4.2.  Aromia bungii (Faldermann)“; 

—  nach Nummer 10.5 wird folgende Nummer eingefügt: 

„10.6.  Grapholita packardi Zeller“; 

—  nach Nummer 16.1 werden folgende Nummern eingefügt:  

„16.2. Neoleucinodes elegantalis (Guenée)  

16.3. Oemona hirta (Fabricius)“; 

—  Buchstabe c wird wie folgt geändert: 

—  nach Nummer 3 werden folgende Nummern eingefügt:  

„3.1. Elsinoë australis Bitanc. & Jenk.  

3.2. Elsinoë citricola X. L. Fan, R. W. Barreto & Crous  

3.3. Elsinoë fawcettii Bitanc. & Jenk.“; 

ii)  Kapitel II wird wie folgt geändert: 

—  Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

—  nach Nummer 7 wird folgende Nummer eingefügt: 

„7.1.  Pityophthorus juglandis Blackman“; 

—  unter Buchstabe c werden vor Nummer 1 folgende Nummern eingefügt:  

„0.1. Ceratocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr.  

0.2. Fusarium circinatum Nirenberg & O'Donnell  

0.3. Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat“; 

b)  Teil B wird wie folgt geändert: 

i)  Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

—  in Nummer 1 wird in der rechten Spalte „FI“ gestrichen; 

—  nach Nummer 4 werden folgende Nummern eingefügt: 

„4.1.  Liriomyza huidobrensis (Blanchard) IRL, UK (Nordirland) 

4.2.  Liriomyza trifolii (Burgess) IRL, UK (Nordirland)“;  

—  in Nummer 5 erhält der Eintrag in der rechten Spalte folgende Fassung: 

„IRL, UK (ohne die Verwaltungsbezirke Barking and Dagenham; Barnet; Basildon; Basingstoke and Deane; 
Bexley; Bracknell Forest; Brent; Brentwood; Bromley; Broxbourne; Camden; Castle Point; Chelmsford; 
Chiltem; City of London; City of Westminster; Crawley; Croydon; Dacorum; Dartford; Ealing; East 
Hertfordshire; Elmbridge District; Enfield; Epping Forest; Epsom and Ewell District; Gravesham; Greenwich; 
Guildford; Hackney; Hammersmith & Fulham; Haringey; Harlow; Harrow; Hart; Havering; Hertsmere; 
Hillingdon; Horsham; Hounslow; Islington; Kensington & Chelsea; Kingston upon Thames; Lambeth; 
Lewisham; Littlesford; Medway; Merton; Mid Sussex; Mole Valley; Newham; North Hertfordshire; Reading; 
Redbridge; Reigate and Banstead; Richmond upon Thames; Runnymede District; Rushmoor; Sevenoaks; 
Slough; South Bedfordshire; South Bucks; South Oxfordshire; Southwark; Spelthorne District; St Albans; 
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Sutton; Surrey Heath; Tandridge; Three Rivers; Thurrock; Tonbridge and Malling; Tower Hamlets; Waltham 
Forest; Wandsworth; Watford; Waverley; Welwyn Hatfield; West Berkshire; Windsor and Maidenhead; 
Woking, Wokingham und Wycombe)“; 

ii)  unter Buchstabe b wird Nummer 2 gestrichen;  

2. Anhang II wird wie folgt geändert: 

a)  Teil A wird wie folgt geändert: 

i)  Kapitel I wird wie folgt geändert: 

—  unter Buchstabe a wird Nummer 11 gestrichen; 

—  unter Buchstabe c wird Nummer 9 gestrichen; 

ii)  Kapitel II wird wie folgt geändert: 

—  unter Buchstabe c wird Nummer 1 gestrichen; 

b)  Teil B wird wie folgt geändert: 

i)  Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

—  Nummer 10 erhält folgende Fassung: 

„10. Thaumetopoea pityocampa 
Denis & Schiffermüller 

Pflanzen von Cedrus Trew und Pinus L., zum Anpflanzen 
bestimmt, außer Früchten und Samen 

UK“;  

ii)  unter Buchstabe b Nummer 2 erhält der Eintrag in der dritten Spalte folgende Fassung: 

„E (ausgenommen die Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Aragonien, Castilla la Mancha, Castilla y León, 
Extremadura, die Autonome Gemeinschaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja sowie die Provinz Guipuzcoa 
(Baskenland), die Comarcas Garrigues, Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz Lleida 
(Autonome Gemeinschaft Katalonien), die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó Mitjà in der Provinz 
Alicante und die Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valencia (Comunidad Valenciana)), EE, F 
(Korsika), IRL (ausgenommen die Stadt Galway), I (Abruzzen, Apulien, Basilicata, Kalabrien, Kampanien, 
Latium, Ligurien, Lombardei (ausgenommen die Provinzen Mantua, Mailand, Sondrio und Varese und die 
Gemeinden Bovisio Masciago, Cesano Maderno, Desio, Limbiate, Nova Milanese und Varedo in der Provinz 
Monza Brianza), Marken, Molise, Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo, Scarnafigi, 
Tarantasca und Villafalletto in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizilien (ausgenommen die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna)), Toskana, Umbrien, Aostatal, Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo und Venedig, die 
Gemeinden Barbona, Boara Pisani, Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Vescovana in der 
Provinz Padua und das Gebiet südlich der Autobahn A4 in der Provinz Verona)), LV, LT (ausgenommen die 
Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Region Kaunas)), P, SI (ausgenommen die Regionen Gorenjska, Koroška, 
Maribor und Notranjska, die Gemeinden Lendava, Renče-Vogrsko (südlich der Fernstraße H4) und Velika 
Polana sowie die Siedlungen Fużina, Gabrovčec, Glogovica, Gorenja vas, Gradiček, Grintovec, Ivančna Gorica, 
Krka, Krška vas, Male Lese, Malo Črnelo, Malo Globoko, Marinča vas, Mleščevo, Mrzlo Polje, Muljava, 
Podbukovje, Potok pri Muljavi, Šentvid pri Stični, Škrjanče, Trebnja Gorica, Velike Lese, Veliko Črnelo, Veliko 
Globoko, Vir pri Stični, Vrhpolje pri Šentvidu, Zagradec und Znojile pri Krki in der Gemeinde Ivančna 
Gorica), SK (ausgenommen der Bezirk Dunajská Streda, die Gemeinden Hronovce und Hronské Kľačany 
(Bezirk Levice), Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), 
Veľké Ripňany (Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov)), FI, UK 
(Insel Man und Kanalinseln)“; 

iii)  Buchstabe c wird wie folgt geändert: 

—  Nummer 0.1 erhält folgende Fassung: 

„0.1. Cryphonectria parasitica 
(Murrill.) Barr. 

Holz, außer rindenfreiem Holz, lose Rinde und zum An­
pflanzen bestimmte Pflanzen von Castanea Mill. sowie zum 
Anpflanzen bestimmte Pflanzen, außer Samen, von Quercus 
L. 

CZ, IRL, S, 
UK“;  

—  in Nummer 2 werden in der dritten Spalte die Wörter „UK (N-IRL)“ gestrichen; 
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iv)  Buchstabe d wird wie folgt geändert: 

—  in Nummer 1 erhält der Eintrag in der dritten Spalte folgende Fassung: 

„EL (ausgenommen die regionalen Gebietseinheiten Argolida, Arta, Chania und Lakonia), M, P 
(ausgenommen die Algarve, Madeira und der Kreis Odemira im Alentejo)“;  

3. Anhang III wird wie folgt geändert: 

a)  Teil A Nummer 14 erhält folgende Fassung: 

„14.  Erde als solche, die teilweise aus festen organischen Stoffen besteht, 

und 

Kultursubstrat als solches, das ganz oder teilweise aus festen organischen Stoffen be­
steht, ausgenommen solches, das sich vollständig aus zuvor nicht zum Pflanzenanbau 
oder für landwirtschaftliche Zwecke verwendetem Torf oder verwendeten Fasern von 
Cocos nucifera L. zusammensetzt 

Drittländer, 
ausgenommen die 
Schweiz“;  

b)  Teil B wird wie folgt geändert: 

i)  in Nummer 1 erhält der Eintrag in der rechten Spalte folgende Fassung: 

„E (ausgenommen die Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Aragonien, Castilla la Mancha, Castilla y León, 
Extremadura, die Autonome Gemeinschaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja sowie die Provinz Guipuzcoa 
(Baskenland), die Comarcas Garrigues, Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz Lleida 
(Autonome Gemeinschaft Katalonien), die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó Mitjà in der Provinz 
Alicante und die Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valencia (Comunidad Valenciana)), EE, F 
(Korsika), IRL (ausgenommen die Stadt Galway), I (Abruzzen, Apulien, Basilicata, Kalabrien, Kampanien, 
Latium, Ligurien, Lombardei (ausgenommen die Provinzen Mantua, Mailand, Sondrio und Varese und die 
Gemeinden Bovisio Masciago, Cesano Maderno, Desio, Limbiate, Nova Milanese und Varedo in der Provinz 
Monza Brianza), Marken, Molise, Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo, Scarnafigi, 
Tarantasca und Villafalletto in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizilien (ausgenommen die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna)), Toskana, Umbrien, Aostatal, Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo und Venedig, die 
Gemeinden Barbona, Boara Pisani, Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Vescovana in der 
Provinz Padua und das Gebiet südlich der Autobahn A4 in der Provinz Verona)), LV, LT (ausgenommen die 
Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Region Kaunas)), P, SI (ausgenommen die Regionen Gorenjska, Koroška, 
Maribor und Notranjska, die Gemeinden Lendava, Renče-Vogrsko (südlich der Fernstraße H4) und Velika 
Polana sowie die Siedlungen Fużina, Gabrovčec, Glogovica, Gorenja vas, Gradiček, Grintovec, Ivančna Gorica, 
Krka, Krška vas, Male Lese, Malo Črnelo, Malo Globoko, Marinča vas, Mleščevo, Mrzlo Polje, Muljava, 
Podbukovje, Potok pri Muljavi, Šentvid pri Stični, Škrjanče, Trebnja Gorica, Velike Lese, Veliko Črnelo, Veliko 
Globoko, Vir pri Stični, Vrhpolje pri Šentvidu, Zagradec und Znojile pri Krki in der Gemeinde Ivančna Gorica), 
SK (ausgenommen der Bezirk Dunajská Streda, die Gemeinden Hronovce und Hronské Kľačany (Bezirk Levice), 
Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), Veľké Ripňany 
(Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov)), FI, UK (Insel Man und 
Kanalinseln)“; 

ii)  in Nummer 2 erhält der Eintrag in der rechten Spalte folgende Fassung: 

„E (ausgenommen die Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Aragonien, Castilla la Mancha, Castilla y León, 
Extremadura, die Autonome Gemeinschaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja sowie die Provinz Guipuzcoa 
(Baskenland), die Comarcas Garrigues, Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz Lleida 
(Autonome Gemeinschaft Katalonien), die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó Mitjà in der Provinz 
Alicante und die Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valencia (Comunidad Valenciana)), EE, F 
(Korsika), IRL (ausgenommen die Stadt Galway), I (Abruzzen, Apulien, Basilicata, Kalabrien, Kampanien, 
Latium, Ligurien, Lombardei (ausgenommen die Provinzen Mantua, Mailand, Sondrio und Varese und die 
Gemeinden Bovisio Masciago, Cesano Maderno, Desio, Limbiate, Nova Milanese und Varedo in der Provinz 
Monza Brianza), Marken, Molise, Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo, Scarnafigi, 
Tarantasca und Villafalletto in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizilien (ausgenommen die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna)), Toskana, Umbrien, Aostatal, Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo und Venedig, die 
Gemeinden Barbona, Boara Pisani, Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Vescovana in der 
Provinz Padua und das Gebiet südlich der Autobahn A4 in der Provinz Verona)), LV, LT (ausgenommen die 
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Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Region Kaunas)), P, SI (ausgenommen die Regionen Gorenjska, Koroška, 
Maribor und Notranjska, die Gemeinden Lendava, Renče-Vogrsko (südlich der Fernstraße H4) und Velika 
Polana sowie die Siedlungen Fużina, Gabrovčec, Glogovica, Gorenja vas, Gradiček, Grintovec, Ivančna Gorica, 
Krka, Krška vas, Male Lese, Malo Črnelo, Malo Globoko, Marinča vas, Mleščevo, Mrzlo Polje, Muljava, 
Podbukovje, Potok pri Muljavi, Šentvid pri Stični, Škrjanče, Trebnja Gorica, Velike Lese, Veliko Črnelo, Veliko 
Globoko, Vir pri Stični, Vrhpolje pri Šentvidu, Zagradec und Znojile pri Krki in der Gemeinde Ivančna Gorica), 
SK (ausgenommen der Bezirk Dunajská Streda, die Gemeinden Hronovce und Hronské Kľačany (Bezirk Levice), 
Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), Veľké Ripňany 
(Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov)), FI, UK (Insel Man und 
Kanalinseln)“;  

4. Anhang IV wird wie folgt geändert: 

a)  Teil A wird wie folgt geändert: 

i)  Kapitel I wird wie folgt geändert: 

—  nach Nummer 1.7 werden folgende Nummern eingefügt: 

„1.8. Gegebenenfalls in den KN-Codes von An­
hang V Teil B aufgeführtes Holz von Jug­
lans L. und Pterocarya Kunth, außer Holz 
in Form von: 

—  Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, 
Holzabfällen oder Holzausschuss, 
ganz oder teilweise von diesen Pflan­
zen gewonnen, 

—  Verpackungsmaterial aus Holz in 
Form von Kisten, Kistchen, Verschlä­
gen, Trommeln und ähnlichen Verpa­
ckungsmitteln, Flachpaletten, Boxpa­
letten und anderen Ladungsträgern, 
Palettenaufsatzwänden sowie Stau­
holz, ob tatsächlich beim Transport 
von Gegenständen aller Art eingesetzt 
oder nicht, ausgenommen Stauholz 
zur Stützung von Holzsendungen, 
das aus Holz besteht, das dem Holz 
in der Sendung in Art und Qualität 
sowie den pflanzengesundheitlichen 
Anforderungen der EU entspricht, 

auch Holz ohne seine natürliche Oberflä­
chenrundung, mit Ursprung in den USA 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für das in Anhang 
IV Teil A Kapitel I Nummern 2.3, 2.4 und 2.5 genannte 
Holz gelten, amtliche Feststellung, dass das Holz 

a) seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von der na­
tionalen Pflanzenschutzorganisation nach den ein­
schlägigen Internationalen Standards für pflanzenge­
sundheitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia 
morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinem 
Vektor Pityophthorus juglandis Blackman befunden 
wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Ab­
satz 1 Ziffer ii der vorliegenden Richtlinie unter der 
Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ eingetragen ist, 

oder 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für 
mindestens 40 Minuten ohne Unterbrechung im ge­
samten Holzquerschnitt erhitzt worden ist; dies muss 
dadurch nachgewiesen werden, dass die Markierung 
‚HT‘ nach üblichem Handelsbrauch auf dem Holz oder 
jeglicher Umhüllung und in den Zeugnissen gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii angegeben wird, 

oder 

c) bis zur völligen Beseitigung der natürlichen Oberflä­
chenrundung abgeviert wurde 

1.9. Gegebenenfalls in den KN-Codes von An­
hang V Teil B aufgeführte lose Rinde und 
aufgeführtes Holz von Juglans L. und Pte­
rocarya Kunth in Form von: 

—  Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, 
Holzabfällen oder Holzausschuss, ganz 
oder teilweise von diesen Pflanzen ge­
wonnen, mit Ursprung in den USA 

Unbeschadet der Bestimmungen in Anhang IV Teil A Ka­
pitel I Nummern 1.8, 2.3, 2.4 und 2.5 amtliche Feststel­
lung, dass das Holz bzw. die lose Rinde 

a) seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von der na­
tionalen Pflanzenschutzorganisation nach den ein­
schlägigen Internationalen Standards für pflanzenge­
sundheitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia 
morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinem 
Vektor Pityophthorus juglandis Blackman befunden 
wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Ab­
satz 1 Ziffer ii der vorliegenden Richtlinie unter der 
Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ eingetragen ist, 

oder 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C für 
mindestens 40 Minuten ohne Unterbrechung im ge­
samten Rinden- oder Holzquerschnitt erhitzt worden 
ist; dies ist in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Ab­
satz 1 Ziffer ii anzugeben“;  
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—  Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

„5.  Gegebenenfalls in den KN-Codes von Anhang 
V Teil B aufgeführtes Holz von Platanus L., aus­
genommen: 

—  Verpackungsmaterial aus Holz in Form von 
Kisten, Kistchen, Verschlägen, Trommeln 
und ähnlichen Verpackungsmitteln, Flachpa­
letten, Boxpaletten und anderen Ladungsträ­
gern, Palettenaufsatzwänden sowie Stauholz, 
ob tatsächlich beim Transport von Gegen­
ständen aller Art eingesetzt oder nicht, aus­
genommen Stauholz zur Stützung von Holz­
sendungen, das aus Holz besteht, das dem 
Holz in der Sendung in Art und Qualität so­
wie den pflanzengesundheitlichen Anforde­
rungen der EU entspricht, 

auch Holz ohne seine natürliche Oberflächen­
rundung sowie Holz in Form von Plättchen, 
Schnitzeln, Sägespänen, Holzabfällen oder Holz­
ausschuss, das ganz oder teilweise von Platanus 
L. gewonnen wurde, 

mit Ursprung in Albanien, Armenien, der 
Schweiz, der Türkei und den USA 

Amtliche Feststellung, dass das Holz 

a)  seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von 
der nationalen Pflanzenschutzorganisation im 
Ursprungsland nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche 
Maßnahmen als frei von Ceratocystis platani (J. M. 
Walter) Engelbr. & T. C. Harr. befunden wurde, 
was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 
1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklä­
rung‘ eingetragen ist, 

oder 

b)  bei geeigneter Temperatur/Zeit-Relation bis auf 
einen Feuchtigkeitsgehalt von weniger als 20 % 
TS kammergetrocknet worden ist (Kiln-drying); 
dies muss dadurch nachgewiesen werden, dass 
die Markierung ‚Kiln-dried‘, ‚K.D.‘ oder eine an­
dere international anerkannte Markierung nach 
üblichem Handelsbrauch auf dem Holz oder jeg­
licher Umhüllung angebracht wird“;  

—  Nummer 7.1.2 wird gestrichen; 

—  nach Nummer 7.5 werden folgende Nummern eingefügt: 

„7.6. Gegebenenfalls in den KN-Codes von An­
hang V Teil B aufgeführtes Holz von Pru­
nus L., außer Holz in Form von: 

—  Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, 
Holzabfällen oder Holzausschuss, ganz 
oder teilweise von diesen Pflanzen ge­
wonnen, 

—  Verpackungsmaterial aus Holz in Form 
von Kisten, Kistchen, Verschlägen, 
Trommeln und ähnlichen Verpackungs­
mitteln, Flachpaletten, Boxpaletten und 
anderen Ladungsträgern, Palettenaufsat­
zwänden sowie Stauholz, ob tatsächlich 
beim Transport von Gegenständen aller 
Art eingesetzt oder nicht, ausgenom­
men Stauholz zur Stützung von Holz­
sendungen, das aus Holz besteht, das 
dem Holz in der Sendung in Art und 
Qualität sowie den pflanzengesundheit­
lichen Anforderungen der EU ent­
spricht, 

auch Holz ohne seine natürliche Oberflä­
chenrundung mit Ursprung in China, der 
Demokratischen Volksrepublik Korea, der 
Mongolei, Japan, der Republik Korea und 
Vietnam 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für das in Anhang 
IV Teil A Kapitel I Nummern 7.4 und 7.5 genannte 
Holz gelten, amtliche Feststellung, dass das Holz 

a)  seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von der 
nationalen Pflanzenschutzorganisation im Ur­
sprungsland nach den einschlägigen Internationalen 
Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen 
als frei von Aromia bungii (Falderman) befunden 
wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Ab­
satz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklä­
rung‘ eingetragen ist, 

oder 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C 
für mindestens 30 Minuten ohne Unterbrechung im 
gesamten Holzquerschnitt erhitzt worden ist; dies ist 
in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer 
ii anzugeben, 

oder 

c)  sachgerecht mit ionisierenden Strahlen behandelt 
wurde, bis im gesamten Holz eine Mindestdosis von 
1 kGy absorbiert war; dies ist in den Zeugnissen ge­
mäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii anzugeben. 
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7.7. Gegebenenfalls in den KN-Codes von An­
hang V Teil B aufgeführtes Holz in Form 
von Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, 
Holzabfällen oder Holzausschuss, ganz oder 
teilweise gewonnen von Prunus L., mit Ur­
sprung in China, der Demokratischen 
Volksrepublik Korea, der Mongolei, Japan, 
der Republik Korea und Vietnam 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für das in Anhang 
IV Teil A Kapitel I Nummern 7.4, 7.5 und 7.6 genannte 
Holz gelten, amtliche Feststellung, dass das Holz 

a)  seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von der 
nationalen Pflanzenschutzorganisation im Ur­
sprungsland nach den einschlägigen Internationalen 
Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen 
als frei von Aromia bungii (Faldermann) befunden 
wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Ab­
satz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklä­
rung‘ eingetragen ist, 

oder 

b) in Teile von höchstens 2,5 cm Stärke und Breite zer­
kleinert worden ist, 

oder 

c)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 °C 
für mindestens 30 Minuten im gesamten Holzquer­
schnitt erhitzt worden ist; dies ist in den Zeugnissen 
gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii anzugeben.“;  

—  nach Nummer 11.4 wird folgende Nummer eingefügt: 

„11.4.1. Pflanzen von 
Juglans L. und 
Pterocarya 
Kunth, zum 
Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Samen, mit 
Ursprung in den 
USA 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Pflanzen in Anhang IV Teil A Kapi­
tel I Nummer 11.4 gelten, amtliche Feststellung, dass die zum Anpflanzen be­
stimmten Pflanzen 

a)  ununterbrochen in einem Gebiet gestanden haben, das von der nationalen 
Pflanzenschutzorganisation nach den einschlägigen Internationalen Stan­
dards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia mor­
bida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinem Vektor Pityophthorus jug­
landis Blackman befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 
Absatz 1 Ziffer ii der vorliegenden Richtlinie unter der Rubrik ‚Zusätzliche 
Erklärung‘ eingetragen ist, 

oder 

b) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, einschließlich dessen unmit­
telbarer Umgebung mit einem Radius von mindestens 5 km, an dem bei 
den amtlichen Kontrollen in den zwei Jahren vor der Ausfuhr weder Anzei­
chen von Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und seinem 
Vektor Pityophthorus juglandis Blackman noch das Auftreten des Vektors fest­
gestellt wurden; die zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen wurden unmittel­
bar vor der Ausfuhr kontrolliert und so gehandhabt und verpackt, dass ein 
Befall nach Verlassen des Erzeugungsortes verhütet wurde, 

oder 

c)  ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, wo sie unter vollständiger 
physischer Isolierung gehalten wurden und unmittelbar vor der Ausfuhr 
kontrolliert und so gehandhabt und verpackt wurden, dass ein Befall nach 
Verlassen des Erzeugungsortes verhütet wurde.“;  

—  Nummer 12 erhält folgende Fassung: 

„12. Pflanzen von 
Platanus L., zum 
Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Samen, mit 
Ursprung in 
Albanien, 
Armenien, der 
Schweiz, der Türkei 
und den USA 

Amtliche Feststellung, dass die Pflanzen 

a) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation im Ursprungsland nach den einschlägigen Internationa­
len Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Ceratocys­
tis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr. befunden wurde, was in den 
Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzli­
che Erklärung‘ eingetragen ist, 

oder 

b)  weder am Ort der Erzeugung noch in dessen unmittelbarer Umgebung seit 
Beginn der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode Anzeichen von Cera­
tocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. C. Harr. festgestellt wurden.“;  
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—  nach Nummer 14.1 wird folgende Nummer eingefügt: 

„14.2. Zum Anpflanzen 
bestimmte 
Pflanzen, 
ausgenommen 
Pflanzen in 
Gewebekultur und 
Samen, von 
Crataegus L., 
Cydonia Mill., 
Malus Mill., Prunus 
L., Pyrus L. und 
Vaccinium L. mit 
Ursprung in 
Kanada, Mexiko 
und den USA 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Pflanzen in Anhang III Teil A Num­
mern 9 und 18, Anhang III Teil B Nummer 1 oder ggf. Anhang IV Teil A Kapi­
tel I Nummern 14.1, 17, 19.1, 19.2, 20, 22.1, 22.2, 23.1 und 23.2 gelten, amt­
liche Feststellung, dass die Pflanzen 

a)  ununterbrochen in einem Gebiet gestanden haben, das von der nationalen 
Pflanzenschutzorganisation im Ursprungsland nach den einschlägigen Inter­
nationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von 
Grapholita packardi Zeller befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß Ar­
tikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ eingetra­
gen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b)  ununterbrochen an einem Erzeugungsort gestanden haben, der nach den 
einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maß­
nahmen als frei von Grapholita packardi Zeller befunden wurde 

i) und der bei der nationalen Pflanzenschutzorganisation des Ursprungs­
landes registriert ist und von dieser überwacht wird 

und 

ii)  der jährlich zu geeigneten Zeitpunkten auf Anzeichen von Grapholita 
packardi Zeller untersucht wurde 

und 

iii)  an dem die Anbaufläche der Pflanzen geeigneten Präventivbehandlungen 
unterzogen wurde und Grapholita packardi Zeller nicht auftritt, was jedes 
Jahr zu geeigneter Zeit durch amtliche Erhebungen bestätigt wurde, 

und 

iv) an dem die Pflanzen unmittelbar vor der Ausfuhr gewissenhaft auf Gra­
pholita packardi Zeller untersucht wurden, 

oder 

c) auf einer Fläche gestanden haben, die physisch vollständig gegen die Ein­
schleppung von Grapholita packardi Zeller geschützt war.“  

—  die Nummern 16.5 und 16.6 erhalten folgende Fassung: 

„16.5. Früchte von Citrus 
L., Fortunella 
Swingle, Poncirus 
Raf. und ihren 
Hybriden, 
Mangifera L. und 
Prunus L. 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.1, 16.2, 16.3, 16.4 und 16.6 gelten, amtliche Feststellung, dass 

a) die Früchte ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägi­
gen Internationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als 
frei von Tephritidae (außereuropäische Arten), für die die genannten Früchte 
bekanntermaßen anfällig sind, anerkannt wurde, sofern die nationale Pflan­
zenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen 
Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b)  die Früchte ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen 
Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen In­
ternationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei 
von Tephritidae (außereuropäische Arten), für die die genannten Früchte be­
kanntermaßen anfällig sind, befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ einge­
tragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder  
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c)  weder am Ort der Erzeugung noch in dessen unmittelbarer Umgebung seit 
Beginn der letzten abgeschlossenen Vegetationsperiode bei den in den drei 
Monaten vor der Ernte wenigstens monatlich durchgeführten amtlichen Un­
tersuchungen Anzeichen für das Auftreten von Tephritidae (außereuropäische 
Arten), für die die genannten Früchte bekanntermaßen anfällig sind, festge­
stellt wurden und keine der am Ort der Erzeugung geernteten Früchte bei ei­
ner geeigneten amtlichen Untersuchung Anzeichen für das Auftreten der be­
treffenden Schadorganismen erbracht haben 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d) die Früchte einer wirksamen Behandlung unterzogen wurden, um sicherzu­
stellen, dass sie frei sind von Tephritidae (außereuropäische Arten), für die die 
genannten Früchte bekanntermaßen anfällig sind; die Angaben über die Be­
handlung sollten in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii ent­
halten sein, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diese Behandlungsmethode zuvor schriftlich 
mitgeteilt hat. 

16.6. Früchte von 
Capsicum (L.), Citrus 
L., ausgenommen 
Citrus limon (L.) 
Osbeck. und Citrus 
aurantiifolia 
(Christm.) Swingle, 
Prunus persica (L.) 
Batsch und Punica 
granatum L. mit 
Ursprung in 
Ländern des 
afrikanischen 
Kontinents, Cabo 
Verde, St. Helena, 
Madagaskar, 
Réunion, Mauritius 
und Israel 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.1, 16.2, 16.3, 16.4, 16.5 und 36.3 gelten, amtliche Feststellung, 
dass die Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Thau­
matotibia leucotreta (Meyrick) anerkannt wurde, sofern die nationale Pflanzen­
schutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen 
Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Thau­
matotibia leucotreta (Meyrick) befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ einge­
tragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

c)  ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, der von der nationalen 
Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen In­
ternationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei 
von Thaumatotibia leucotreta (Meyrick) befunden wurde, und dass die Zeug­
nisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die Rückverfol­
gung enthalten und am Erzeugungsort in der Vegetationsperiode zu geeigne­
ten Zeitpunkten amtliche Kontrollen durchgeführt wurden, einschließlich 
einer visuellen Inspektion repräsentativer Proben der Früchte, und dass dabei 
Thaumatotibia leucotreta (Meyrick) nicht nachgewiesen wurde, 

oder 

d) einer wirksamen Kältebehandlung oder einer anderen wirksamen Behand­
lung unterzogen wurden, um sicherzustellen, dass sie frei sind von Thauma­
totibia leucotreta (Meyrick); die Angaben über die Behandlung sollten in den 
Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii enthalten sein, sofern die 
nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kom­
mission diese Behandlungsmethode zusammen mit einem Nachweis über 
ihre Wirksamkeit zuvor schriftlich mitgeteilt hat.“;  
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—  nach Nummer 16.6 werden folgende Nummern eingefügt: 

„16.7. Früchte von Malus 
Mill. 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.8, 16.9 und 16.10 gelten, amtliche Feststellung, dass die 
Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Enar­
monia prunivora Walsh, Grapholita inopinata Heinrich und Rhagoletis pomonella 
(Walsh) anerkannt wurde, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation 
des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich 
mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Enar­
monia prunivora Walsh, Grapholita inopinata Heinrich und Rhagoletis pomonella 
(Walsh) befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 
Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ eingetragen ist, sofern die 
nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kom­
mission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

c) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, an dem in der Vegetations­
periode zu geeigneten Zeiten amtliche Kontrollen und Erhebungen zum 
Nachweis von Enarmonia prunivora Walsh, Grapholita inopinata Heinrich und 
Rhagoletis pomonella (Walsh) durchgeführt werden, einschließlich einer vi­
suellen Inspektion einer repräsentativen Probe der Früchte, und dass dabei 
die Schadorganismen nicht nachgewiesen wurden, 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d)  einer wirksamen Behandlung unterzogen wurden, um sicherzustellen, dass 
sie frei sind von Enarmonia prunivora Walsh, Grapholita inopinata Heinrich 
und Rhagoletis pomonella (Walsh); die Angaben über die Behandlung sollten 
in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii enthalten sein, sofern 
die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der 
Kommission diese Behandlungsmethode zuvor schriftlich mitgeteilt hat. 

16.8. Früchte von Malus 
Mill. und Pyrus L. 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.7, 16.9 und 16.10 gelten, amtliche Feststellung, dass die 
Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Guig­
nardia piricola (Nosa) Yamamoto anerkannt wurde, sofern die nationale 
Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kommission 
diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Guig­
nardia piricola (Nosa) Yamamoto befunden wurde, was in den Zeugnissen 
gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ 
eingetragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betref­
fenden Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt 
hat, 

oder  
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c) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, an dem in der Vegetations­
periode zu geeigneten Zeiten amtliche Kontrollen und Erhebungen zum 
Nachweis von Guignardia piricola (Nosa) Yamamoto durchgeführt werden, 
einschließlich einer visuellen Inspektion einer repräsentativen Probe der 
Früchte, und dass dabei der Schadorganismus nicht nachgewiesen wurde, 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d)  einer wirksamen Behandlung unterzogen wurden, um sicherzustellen, dass 
sie frei sind von Guignardia piricola (Nosa) Yamamoto; die Angaben über die 
Behandlung sollten in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii 
enthalten sein, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betref­
fenden Drittlandes der Kommission diese Behandlungsmethode zuvor 
schriftlich mitgeteilt hat. 

16.9. Früchte von Malus 
Mill. und Pyrus L. 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.7, 16.8 und 16.10 gelten, amtliche Feststellung, dass die 
Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Tachy­
pterellus quadrigibbus Say anerkannt wurde, sofern die nationale Pflanzen­
schutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen 
Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Tachy­
pterellus quadrigibbus Say befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ einge­
tragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

c) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, an dem in der Vegetations­
periode zu geeigneten Zeiten amtliche Kontrollen und Erhebungen zum 
Nachweis von Tachypterellus quadrigibbus Say durchgeführt werden, ein­
schließlich einer visuellen Inspektion einer repräsentativen Probe der 
Früchte, und dass dabei der Schadorganismus nicht nachgewiesen wurde, 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d)  einer wirksamen Behandlung unterzogen wurden, um sicherzustellen, dass 
sie frei sind von Tachypterellus quadrigibbus Say; die Angaben über die Be­
handlung sollten in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii ent­
halten sein, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diese Behandlungsmethode zuvor schriftlich 
mitgeteilt hat. 

16.10. Früchte von 
Malus Mill., 
Prunus L., Pyrus L. 
und Vaccinium L. 
mit Ursprung in 
Kanada, Mexiko 
und den USA 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.5, 16.6, 16.7, 16.8 und 16.9 gelten, amtliche Feststellung, dass 
die Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Gra­
pholita packardi Zeller befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ einge­
tragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden 
Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder  
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b) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, an dem in der Vegetations­
periode zu geeigneten Zeiten amtliche Kontrollen und Erhebungen zum 
Nachweis von Grapholita packardi Zeller durchgeführt werden, einschließlich 
einer Inspektion einer repräsentativen Probe der Früchte, und dass dabei der 
Schadorganismus nicht nachgewiesen wurde, 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

c)  einer wirksamen Behandlung unterzogen wurden, um sicherzustellen, dass 
sie frei sind von Grapholita packardi Zeller; die Angaben über die Behandlung 
sollten in den Zeugnissen gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii enthalten 
sein, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Dritt­
landes der Kommission diese Behandlungsmethode zuvor schriftlich mitge­
teilt hat.“;  

—  nach Nummer 25.7.2 werden folgende Nummern eingefügt: 

„25.7.3. Früchte von 
Capsicum 
annuum L., 
Solanum 
aethiopicum L., 
Solanum 
lycopersicum L. 
und Solanum 
melongena L. 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.6, 25.7.1, 25.7.2, 25.7.4, 36.2 und 36.3 gelten, amtliche Fest­
stellung, dass die Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Neo­
leucinodes elegantalis (Guenée) anerkannt wurde, sofern die nationale Pflan­
zenschutzorganisation des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen 
Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Neo­
leucinodes elegantalis (Guenée) befunden wurde, was in den Zeugnissen 
gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ 
eingetragen ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betref­
fenden Drittlandes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt 
hat, 

oder 

c)  ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, der von der nationalen 
Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen In­
ternationalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei 
von Neoleucinodes elegantalis (Guenée) befunden wurde, und dass am Erzeu­
gungsort in der Vegetationsperiode zu geeigneten Zeitpunkten amtliche 
Kontrollen durchgeführt wurden, einschließlich einer Inspektion repräsenta­
tiver Proben der Früchte, und dass dabei Neoleucinodes elegantalis (Guenée) 
nicht nachgewiesen wurde 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d)  ihren Ursprung auf einer insektensicheren Anbaufläche haben, die von der 
nationalen Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes auf der Grund­
lage von amtlichen Kontrollen und Erhebungen, die in den drei Monaten 
vor der Ausfuhr durchgeführt wurden, als frei von Neoleucinodes elegantalis 
(Guenée) befunden wurde, 

und 

die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für die 
Rückverfolgung enthalten. 
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25.7.4. Früchte von 
Solanaceae mit 
Ursprung in 
Australien, 
Amerika und 
Neuseeland 

Unbeschadet der Bestimmungen, die für die Früchte in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 16.6, 25.7.1, 25.7.2, 25.7.3, 36.2 und 36.3 gelten, amtliche Fest­
stellung, dass die Früchte 

a) ihren Ursprung in einem Land haben, das nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Bacte­
ricera cockerelli (Sulc.) anerkannt wurde, sofern die nationale Pflanzenschutz­
organisation des betreffenden Drittlandes der Kommission diesen Status 
zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

b) ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das von der nationalen Pflanzen­
schutzorganisation des Ursprungslandes nach den einschlägigen Internatio­
nalen Standards für pflanzengesundheitliche Maßnahmen als frei von Bacte­
ricera cockerelli (Sulc.) befunden wurde, was in den Zeugnissen gemäß Artikel 
13 Absatz 1 Ziffer ii unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ eingetragen 
ist, sofern die nationale Pflanzenschutzorganisation des betreffenden Dritt­
landes der Kommission diesen Status zuvor schriftlich mitgeteilt hat, 

oder 

c) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, an dem sowie in dessen un­
mittelbarer Umgebung in den drei Monaten vor der Ausfuhr amtliche Kon­
trollen und Erhebungen zum Nachweis von Bactericera cockerelli (Sulc.) sowie 
wirksame Behandlungen durchgeführt werden, um sicherzustellen, dass er 
frei von dem Schadorganismus ist, und an dem vor der Ausfuhr repräsenta­
tive Proben der Früchte untersucht wurden, 

und 

dass die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für 
die Rückverfolgung enthalten, 

oder 

d)  ihren Ursprung auf einer insektensicheren Anbaufläche haben, die von der 
nationalen Pflanzenschutzorganisation des Ursprungslandes auf der Grund­
lage von amtlichen Kontrollen und Erhebungen, die in den drei Monaten 
vor der Ausfuhr durchgeführt wurden, als frei von Bactericera cockerelli (Sulc.) 
befunden wurde, 

und 

dass die Zeugnisse gemäß Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii Informationen für 
die Rückverfolgung enthalten.“  

—  Nummer 34 erhält folgende Fassung: 

„34. Kultursubstrat, das 
Pflanzen anhaftet 
oder beigefügt ist 
und der Erhaltung 
der Lebensfähigkeit 
der Pflanzen dient, 
mit Ausnahme des 
sterilen Substrats 
von In-vitro- 
Pflanzen, mit 
Ursprung in 
Drittländern, 
ausgenommen die 
Schweiz 

Amtliche Feststellung, dass 

a)  das Kultursubstrat bei der Einpflanzung der damit verbundenen Pflanzen 

i) frei von Erde und organischen Stoffen war und nicht zuvor zum Pflan­
zenanbau oder für landwirtschaftliche Zwecke verwendet wurde 

oder 

ii) sich vollständig aus Torf oder Fasern von Cocos nucifera L. zusammen­
setzte und nicht zuvor zum Pflanzenanbau oder für landwirtschaftliche 
Zwecke verwendet wurde 

oder 

iii)  einer wirksamen Behandlung unterzogen wurde, um sicherzustellen, 
dass es frei von Schadorganismen ist; die Angaben über die Behandlung 
sollten unter der Rubrik ‚Zusätzliche Erklärung‘ in die Zeugnisse gemäß 
Artikel 13 Absatz 1 Ziffer ii eingetragen werden, 

und 

in allen zuvor genannten Fällen unter geeigneten Bedingungen gelagert und 
erhalten wurde, um es von Schadorganismen freizuhalten, 

und  
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b)  seit der Einpflanzung 

i)  geeignete Maßnahmen getroffen wurden, um das Kultursubstrat von 
Schadorganismen freizuhalten, mindestens durch 

— physische Isolierung des Kultursubstrats von Erde und anderen mögli­
chen Befallsquellen 

—  Hygienemaßnahmen 

—  Verwendung von Wasser, das frei von Schadorganismen ist, 

oder 

ii)  in den zwei Wochen vor der Ausfuhr das Kultursubstrat gegebenenfalls 
einschließlich Erde mit schadorganismusfreiem Wasser komplett abge­
spült wurde; es kann eine Umpflanzung in Kultursubstrat vorgenommen 
werden, das den Anforderungen unter Buchstabe a genügen muss. Es 
sind geeignete Bedingungen aufrechtzuerhalten, um das Kultursubstrat 
gemäß Buchstabe b von Schadorganismen freizuhalten.“;   

—  nach Nummer 34 werden folgende Nummern eingefügt: 

„34.1. Zwiebeln, Kormi, Rhizome und Knol­
len, zum Anpflanzen bestimmt, aus­
genommen Knollen von Solanum tu­
berosum, mit Ursprung in Drittländern, 
ausgenommen die Schweiz 

Unbeschadet der Bestimmungen in Anhang IV Teil A Kapi­
tel I Nummer 30 amtliche Feststellung, dass die Sendung 
bzw. Partie höchstens 1 Gewichtsprozent Erde und Kultur­
substrat enthalten darf. 

34.2. Knollen von Solanum tuberosum mit Ur­
sprung in Drittländern, ausgenommen 
die Schweiz 

Unbeschadet der Bestimmungen in Anhang III Teil A Num­
mern 10, 11 und 12 sowie in Anhang IV Teil A Kapitel 
I Nummern 25.1, 25.2, 25.3, 25.4.1 und 25.4.2 amtliche 
Feststellung, dass die Sendung bzw. Partie höchstens 1 Ge­
wichtsprozent Erde und Kultursubstrat enthalten darf. 

34.3. Wurzel- und Knollengemüse mit Ur­
sprung in Drittländern, ausgenommen 
die Schweiz 

Unbeschadet der Bestimmungen in Anhang III Teil A Num­
mern 10, 11 und 12 amtliche Feststellung, dass die Sen­
dung bzw. Partie höchstens 1 Gewichtsprozent Erde und 
Kultursubstrat enthalten darf. 

34.4.  Maschinen und Fahrzeuge, die für 
land- oder forstwirtschaftliche Zwecke 
genutzt wurden, eingeführt aus Dritt­
ländern, ausgenommen die Schweiz 

Unbeschadet der Bestimmungen in Anhang IV Teil B Num­
mer 30 amtliche Feststellung, dass die Maschinen oder 
Fahrzeuge gereinigt wurden und frei von Erde und Pflan­
zenresten sind.“;  

ii)  Kapitel II wird wie folgt geändert: 

—  nach Nummer 2 werden folgende Nummern eingefügt: 

„2.1.  Gegebenenfalls in den KN-Codes von Anhang 
V Teil A aufgeführtes Holz von Juglans L. und 
Pterocarya Kunth, außer Holz in Form von: 

— Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, Holzab­
fällen oder Holzausschuss, ganz oder teil­
weise von diesen Pflanzen gewonnen,  

Amtliche Feststellung, dass das Holz 

a)  seinen Ursprung in einem Gebiet hat, das von 
den zuständigen Behörden nach den einschlägi­
gen Internationalen Standards für pflanzenge­
sundheitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia 
morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und 
seinem Vektor Pityophthorus juglandis Blackman 
befunden wurde, 

oder  
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—  Verpackungsmaterial aus Holz in Form 
von Kisten, Kistchen, Verschlägen, Trom­
meln und ähnlichen Verpackungsmitteln, 
Flachpaletten, Boxpaletten und anderen La­
dungsträgern, Palettenaufsatzwänden sowie 
Stauholz, ob tatsächlich beim Transport 
von Gegenständen aller Art eingesetzt oder 
nicht, ausgenommen Stauholz zur Stüt­
zung von Holzsendungen, das aus Holz 
besteht, das dem Holz in der Sendung in 
Art und Qualität sowie den pflanzenge­
sundheitlichen Anforderungen der EU ent­
spricht, 

auch Holz ohne seine natürliche Oberflächen­
rundung 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 ° 
C für mindestens 40 Minuten ohne Unterbre­
chung im gesamten Holzquerschnitt erhitzt wor­
den ist; dies muss dadurch nachgewiesen werden, 
dass die Markierung ‚HT‘ nach üblichem Handels­
brauch auf dem Holz oder jeglicher Umhüllung 
angegeben wird, 

oder 

c)  bis zur völligen Beseitigung der natürlichen 
Oberflächenrundung abgeviert wurde. 

2.2.  Gegebenenfalls in den KN-Codes von Anhang 
V Teil A aufgeführte lose Rinde und aufgeführ­
tes Holz von Juglans L. und Pterocarya Kunth in 
Form von: 

— Plättchen, Schnitzeln, Sägespänen, Holzab­
fällen oder Holzausschuss, ganz oder teil­
weise von diesen Pflanzen gewonnen 

Amtliche Feststellung, dass das Holz bzw. die lose 
Rinde 

a)  seinen bzw. ihren Ursprung in einem Gebiet hat, 
das von den zuständigen Behörden nach den ein­
schlägigen Internationalen Standards für pflan­
zengesundheitliche Maßnahmen als frei von Geo­
smithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & 
Tisserat und seinem Vektor Pityophthorus juglandis 
Blackman befunden wurde, 

oder 

b)  sachgerecht auf eine Mindesttemperatur von 56 ° 
C für mindestens 40 Minuten ohne Unterbre­
chung im gesamten Rinden- oder Holzquer­
schnitt erhitzt worden ist; dies muss dadurch 
nachgewiesen werden, dass nach üblichem Han­
delsbrauch die Markierung ‚HT‘ auf jeglicher Um­
hüllung angegeben wird. 

2.3.  Verpackungsmaterial aus Holz in Form von 
Kisten, Kistchen, Verschlägen, Trommeln und 
ähnlichen Verpackungsmitteln, Flachpaletten, 
Boxpaletten und anderen Ladungsträgern, Palet­
tenaufsatzwänden sowie Stauholz, ob tatsäch­
lich beim Transport von Gegenständen aller 
Art eingesetzt oder nicht, ausgenommen Roh­
holz von 6 mm Stärke oder weniger, verarbei­
tetes Holz, das unter Verwendung von Leim, 
Hitze und Druck oder einer Kombination da­
von hergestellt wurde, sowie Stauholz zur Stüt­
zung von Holzsendungen, das aus Holz be­
steht, das dem Holz in der Sendung in Art und 
Qualität sowie den pflanzengesundheitlichen 
Anforderungen der EU entspricht 

Das Verpackungsmaterial aus Holz muss 

a)  seinen Ursprung in einem Gebiet haben, das von 
den zuständigen Behörden nach den einschlägi­
gen Internationalen Standards für pflanzenge­
sundheitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia 
morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und 
seinem Vektor Pityophthorus juglandis Blackman 
befunden wurde, 

oder 

b)  —  aus entrindetem Holz gemäß Anhang I des 
Internationalen Standards für pflanzenge­
sundheitliche Maßnahmen Nr. 15 der FAO 
„Regelungen für Holzverpackungsmaterial im 
internationalen Handel“ hergestellt sein, 

—  einer der zugelassenen Behandlungen gemäß 
Anhang I dieses Internationalen Standards 
unterzogen worden sein und 

— eine Markierung gemäß Anhang II dieses In­
ternationalen Standards aufweisen, aus der 
hervorgeht, dass das Verpackungsmaterial aus 
Holz einer zugelassenen phytosanitären Be­
handlung im Einklang mit diesem Standard 
unterzogen wurde.“;  
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—  nach Nummer 7 wird folgende Nummer eingefügt: 

„7.1. Pflanzen von 
Juglans L. und 
Pterocarya Kunth, 
zum Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Samen 

Amtliche Feststellung, dass die zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

a) ununterbrochen oder seit ihrer Verbringung in die Union an einem Erzeu­
gungsort in einem Gebiet gestanden haben, das von den zuständigen Behör­
den nach den einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesund­
heitliche Maßnahmen als frei von Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley 
& Tisserat und seinem Vektor Pityophthorus juglandis Blackman befunden 
wurde, 

oder 

b) ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, einschließlich dessen unmit­
telbarer Umgebung mit einem Radius von mindestens 5 km, an dem bei 
den amtlichen Kontrollen in den zwei Jahren vor der Verbringung weder 
Anzeichen von Geosmithia morbida Kolarík, Freeland, Utley & Tisserat und 
seinem Vektor Pityophthorus juglandis Blackman noch das Auftreten des Vek­
tors festgestellt wurden, und vor der Verbringung einer visuellen Inspektion 
unterzogen und so gehandhabt und verpackt wurden, dass ein Befall nach 
Verlassen des Erzeugungsortes verhütet wurde, 

oder 

c)  ihren Ursprung an einem Erzeugungsort haben, wo sie unter vollständiger 
physischer Isolierung gehalten wurden und vor der Verbringung einer visuel­
len Inspektion unterzogen und so gehandhabt und verpackt wurden, dass 
ein Befall nach Verlassen des Erzeugungsortes verhütet wurde.“;  

—  nach Nummer 30.1 wird folgende Nummer eingefügt: 

„31. Maschinen und 
Fahrzeuge, die für 
land- oder 
forstwirtschaftliche 
Zwecke genutzt 
wurden 

Die Maschinen oder Fahrzeuge müssen 

a)  aus einem Gebiet verbracht werden, das von den zuständigen Behörden 
nach den einschlägigen Internationalen Standards für pflanzengesundheitli­
che Maßnahmen als frei von Ceratocystis platani (J. M. Walter) Engelbr. & T. 
C. Harr. befunden wurde, 

oder 

b)  vor der Verbringung aus dem mit Ceratocystis platani (J. M. Walter) befallenen 
Gebiet gereinigt werden und frei von Erde und Pflanzenresten sein.“;  

b)  Teil B wird wie folgt geändert: 

i)  in Nummer 16 werden in der dritten Spalte die Wörter „UK (N-IRL)“ gestrichen; 

ii)  in Nummer 16.1 erhält der Eintrag in der ersten Spalte folgende Fassung: 

„16.1.  Pflanzen von Cedrus Trew, Pinus L., zum Anpflanzen bestimmt, außer Samen“; 

iii)  nach Nummer 16.1 wird folgende Nummer eingefügt: 

„16.2. Pflanzen von 
Quercus L., 
ausgenommen 
Quercus suber L., 
mit einem 
Umfang von 
mindestens 8 cm, 
gemessen 1,2 m 
über dem 
Wurzelhals, zum 
Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Früchte und 
Samen 

Unbeschadet der Verbote, die für 
die Pflanzen in Anhang III Teil 
A Nummer 2, Anhang IV Teil 
A Kapitel I Nummern 11.01, 11.1 
und 11.2 sowie Kapitel II Num­
mer 7 gelten, amtliche Feststel­
lung, dass 

a)  die Pflanzen ununterbrochen 
an Erzeugungsorten in Ländern 
gestanden haben, in denen das 
Vorkommen von Thaumetopoea 
processionea L. nicht bekannt 
ist, 

oder  

IRL, UK (ohne die Verwaltungsbezirke Barking and Da­
genham; Barnet; Basildon; Basingstoke and Deane; Bex­
ley; Bracknell Forest; Brent; Brentwood; Bromley; Brox­
bourne; Camden; Castle Point; Chelmsford; Chiltem; 
City of London; City of Westminster; Crawley; Croydon; 
Dacorum; Dartford; Ealing; East Hertfordshire; Elm­
bridge District; Enfield; Epping Forest; Epsom and Ewell 
District; Gravesham; Greenwich; Guildford; Hackney; 
Hammersmith & Fulham; Haringey; Harlow; Harrow; 
Hart; Havering; Hertsmere; Hillingdon; Horsham; 
Hounslow; Islington; Kensington & Chelsea; Kingston 
upon Thames; Lambeth; Lewisham; Littlesford; Medway; 
Merton; Mid Sussex; Mole Valley; Newham; North Hert­
fordshire; Reading; Redbridge; Reigate and Banstead; 
Richmond upon Thames; Runnymede District; Rush­
moor; Sevenoaks; Slough; South Bedfordshire; South 
Bucks; South Oxfordshire; Southwark; Spelthorne Dis­
trict; St Albans; Sutton; Surrey Heath; Tandridge; Three 
Rivers; Thurrock; Tonbridge and Malling; Tower Ham­
lets; Waltham Forest; Wandsworth; Watford; Waverley; 
Welwyn Hatfield; West Berkshire; Windsor and Maiden­
head; Woking, Wokingham und Wycombe)“; 
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b)  die Pflanzen ununterbrochen 
in einem der in der dritten 
Spalte aufgeführten Schutzge­
biete oder in einem Gebiet ge­
standen haben, das von der na­
tionalen Pflanzenschutzorgani­
sation nach den einschlägigen 
Internationalen Standards für 
pflanzengesundheitliche Maß­
nahmen als frei von Thaumeto­
poea processionea L. befunden 
wurde, 

oder 

c)  die Pflanzen 

seit Beginn der letzten abge­
schlossenen Vegetationsperiode 
in Baumschulen gezogen wur­
den, die ebenso wie ihre Umge­
bung bei amtlichen Kontrollen, 
die so kurz vor der Verbrin­
gung wie praktisch möglich 
durchgeführt wurden, als frei 
von Thaumetopoea processionea 
L. befunden wurden, 

und 

seit Beginn der letzten abge­
schlossenen Vegetationsperiode 
zu geeigneten Zeitpunkten 
amtliche Erhebungen in der 
Baumschule und ihrer Umge­
bung durchgeführt wurden, 
um Larven und andere Anzei­
chen von Thaumetopoea proces­
sionea L. festzustellen, 

oder 

d)  die Pflanzen ununterbrochen 
auf einer Fläche gestanden ha­
ben, die physisch vollständig 
gegen die Einschleppung von 
Thaumetopoea processionea L. ge­
schützt war, und zu geeigneten 
Zeitpunkten inspiziert und da­
bei als frei von Thaumetopoea 
processionea L. befunden wur­
den.  

iv)  in Nummer 21 erhält der Eintrag in der dritten Spalte folgende Fassung: 

„E (ausgenommen die Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Aragonien, Castilla la Mancha, Castilla y 
León, Extremadura, die Autonome Gemeinschaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja sowie die Provinz 
Guipuzcoa (Baskenland), die Comarcas Garrigues, Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz 
Lleida (Autonome Gemeinschaft Katalonien), die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó Mitjà in der 
Provinz Alicante und die Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valencia (Comunidad Valenciana)), 
EE, F (Korsika), IRL (ausgenommen die Stadt Galway), I (Abruzzen, Apulien, Basilicata, Kalabrien, Kampanien, 
Latium, Ligurien, Lombardei (ausgenommen die Provinzen Mantua, Mailand, Sondrio und Varese und die 
Gemeinden Bovisio Masciago, Cesano Maderno, Desio, Limbiate, Nova Milanese und Varedo in der Provinz 
Monza Brianza), Marken, Molise, Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo, Scarnafigi, 
Tarantasca und Villafalletto in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizilien (ausgenommen die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna)), Toskana, Umbrien, Aostatal, Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo und Venedig, die 
Gemeinden Barbona, Boara Pisani, Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Vescovana in der 
Provinz Padua und das Gebiet südlich der Autobahn A4 in der Provinz Verona)), LV, LT (ausgenommen die 
Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Region Kaunas)), P, SI (ausgenommen die Regionen Gorenjska, Koroška, 
Maribor und Notranjska, die Gemeinden Lendava, Renče-Vogrsko (südlich der Fernstraße H4) und Velika 
Polana sowie die Siedlungen Fużina, Gabrovčec, Glogovica, Gorenja vas, Gradiček, Grintovec, Ivančna Gorica, 
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Krka, Krška vas, Male Lese, Malo Črnelo, Malo Globoko, Marinča vas, Mleščevo, Mrzlo Polje, Muljava, 
Podbukovje, Potok pri Muljavi, Šentvid pri Stični, Škrjanče, Trebnja Gorica, Velike Lese, Veliko Črnelo, Veliko 
Globoko, Vir pri Stični, Vrhpolje pri Šentvidu, Zagradec und Znojile pri Krki in der Gemeinde Ivančna 
Gorica), SK (ausgenommen der Bezirk Dunajská Streda, die Gemeinden Hronovce und Hronské Kľačany 
(Bezirk Levice), Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), 
Veľké Ripňany (Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov)), FI, UK 
(Insel Man und Kanalinseln)“; 

v)  in Nummer 21.3 erhält der Eintrag in der dritten Spalte folgende Fassung: 

„E (ausgenommen die Autonomen Gemeinschaften Andalusien, Aragonien, Castilla la Mancha, Castilla y 
León, Extremadura, die Autonome Gemeinschaft Madrid, Murcia, Navarra und La Rioja sowie die Provinz 
Guipuzcoa (Baskenland), die Comarcas Garrigues, Noguera, Pla d'Urgell, Segrià und Urgell in der Provinz 
Lleida (Autonome Gemeinschaft Katalonien), die Comarcas L'Alt Vinalopó und El Vinalopó Mitjà in der 
Provinz Alicante und die Gemeinden Alborache und Turís in der Provinz Valencia (Comunidad Valenciana)), 
EE, F (Korsika), IRL (ausgenommen die Stadt Galway), I (Abruzzen, Apulien, Basilicata, Kalabrien, Kampanien, 
Latium, Ligurien, Lombardei (ausgenommen die Provinzen Mantua, Mailand, Sondrio und Varese und die 
Gemeinden Bovisio Masciago, Cesano Maderno, Desio, Limbiate, Nova Milanese und Varedo in der Provinz 
Monza Brianza), Marken, Molise, Piemont (ausgenommen die Gemeinden Busca, Centallo, Scarnafigi, 
Tarantasca und Villafalletto in der Provinz Cuneo), Sardinien, Sizilien (ausgenommen die Gemeinden Cesarò 
(Provinz Messina), Maniace, Bronte, Adrano (Provinz Catania) und Centuripe, Regalbuto und Troina (Provinz 
Enna)), Toskana, Umbrien, Aostatal, Venetien (ausgenommen die Provinzen Rovigo und Venedig, die 
Gemeinden Barbona, Boara Pisani, Castelbaldo, Masi, Piacenza d'Adige, S. Urbano und Vescovana in der 
Provinz Padua und das Gebiet südlich der Autobahn A4 in der Provinz Verona)), LV, LT (ausgenommen die 
Gemeinden Babtai und Kėdainiai (Region Kaunas)), P, SI (ausgenommen die Regionen Gorenjska, Koroška, 
Maribor und Notranjska, die Gemeinden Lendava, Renče-Vogrsko (südlich der Fernstraße H4) und Velika 
Polana sowie die Siedlungen Fużina, Gabrovčec, Glogovica, Gorenja vas, Gradiček, Grintovec, Ivančna Gorica, 
Krka, Krška vas, Male Lese, Malo Črnelo, Malo Globoko, Marinča vas, Mleščevo, Mrzlo Polje, Muljava, 
Podbukovje, Potok pri Muljavi, Šentvid pri Stični, Škrjanče, Trebnja Gorica, Velike Lese, Veliko Črnelo, Veliko 
Globoko, Vir pri Stični, Vrhpolje pri Šentvidu, Zagradec und Znojile pri Krki in der Gemeinde Ivančna 
Gorica), SK (ausgenommen der Bezirk Dunajská Streda, die Gemeinden Hronovce und Hronské Kľačany 
(Bezirk Levice), Dvory nad Žitavou (Bezirk Nové Zámky), Málinec (Bezirk Poltár), Hrhov (Bezirk Rožňava), 
Veľké Ripňany (Bezirk Topoľčany), Kazimír, Luhyňa, Malý Horeš, Svätuše und Zatín (Bezirk Trebišov)), FI, UK 
(Insel Man und Kanalinseln)“; 

vi)  Nummer 24.1 erhält folgende Fassung: 

„24.1. Unbewurzelte 
Stecklinge von 
Euphorbia 
pulcherrima Willd., 
zum Anpflanzen 
bestimmt 

Unbeschadet der Anforderungen, die für die Pflanzen in Anhang IV 
Teil A Kapitel I Nummer 45.1 gelten, gegebenenfalls amtliche Fest­
stellung, dass 

a)  die unbewurzelten Stecklinge ihren Ursprung in einem Gebiet 
haben, das bekanntermaßen frei von Bemisia tabaci Genn. (euro­
päische Populationen) ist, 

oder 

b) bei amtlichen Kontrollen dieser Pflanzen, die während der ge­
samten Produktionssaison mindestens alle drei Wochen an die­
sem Erzeugungsort durchgeführt wurden, weder auf den Stec­
klingen noch auf den an diesem Erzeugungsort aufbewahrten 
oder erzeugten Pflanzen, von denen sie stammen, Anzeichen 
von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) an diesem 
Erzeugungsort festgestellt wurden, 

oder 

c) in Fällen, in denen Bemisia tabaci Genn. (europäische Populatio­
nen) am Erzeugungsort festgestellt wurde, die Stecklinge und die 
an diesem Erzeugungsort aufbewahrten oder erzeugten Pflanzen, 
von denen sie stammen, einer geeigneten Behandlung unterzo­
gen wurden, um zu gewährleisten, dass sie frei von Bemisia tabaci 
Genn. (europäische Populationen) sind, und dieser Erzeugungsort 
anschließend bei amtlichen Kontrollen, die in den drei Wochen 
vor der Verbringung von diesem Erzeugungsort wöchentlich 
durchgeführt wurden, und bei Überwachungsverfahren während 
desselben Zeitraums als frei von Bemisia tabaci Genn. (europäi­
sche Populationen) befunden wurde, weil angemessene Verfahren 
zur Tilgung von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) 
durchgeführt worden sind; die letzte der vorgenannten wöchent­
lichen Kontrollen muss unmittelbar vor der vorgenannten Ver­
bringung durchgeführt werden. 

IRL, P (Azoren, Beira 
Interior, Beira Litoral, 
Entre Douro e Minho 
und Trás-os-Montes), 
S, UK“;  
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vii)  Nummer 24.2 erhält folgende Fassung: 

„24.2. Pflanzen von 
Euphorbia 
pulcherrima Willd., 
zum Anpflanzen 
bestimmt, außer 

— Samen 

— denjenigen, 
die unter 
Nummer 24.1 
genannt sind 

Unbeschadet der Anforderungen, die für die Pflanzen in Anhang IV 
Teil A Kapitel I Nummer 45.1 gelten, gegebenenfalls amtliche Fest­
stellung, dass 

a) die Pflanzen ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das bekann­
termaßen frei von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populatio­
nen) ist, 

oder 

b) bei amtlichen Kontrollen, die in den neun Wochen vor der Ver­
marktung mindestens alle drei Wochen durchgeführt wurden, 
am Erzeugungsort und auch auf den Pflanzen keine Anzeichen 
von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) beobachtet 
wurden, 

oder 

c) in Fällen, in denen Bemisia tabaci Genn. (europäische Populatio­
nen) am Erzeugungsort festgestellt wurde, die an diesem Erzeu­
gungsort aufbewahrten oder erzeugten Pflanzen einer geeigneten 
Behandlung unterzogen wurden, um zu gewährleisten, dass sie 
frei von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) sind, 
und dieser Erzeugungsort anschließend bei amtlichen Kontrollen, 
die in den drei Wochen vor der Verbringung von diesem Erzeu­
gungsort wöchentlich durchgeführt wurden, und bei Überwa­
chungsverfahren während desselben Zeitraums als frei von Bemi­
sia tabaci Genn. (europäische Populationen) befunden wurde, 
weil angemessene Verfahren zur Tilgung von Bemisia tabaci 
Genn. (europäische Populationen) durchgeführt worden sind; die 
letzte der vorgenannten wöchentlichen Kontrollen muss unmit­
telbar vor der vorgenannten Verbringung durchgeführt werden; 

und 

d)  die Pflanzen nachweislich aus Stecklingen erzeugt wurden, die 

da)  ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das bekanntermaßen 
frei von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) ist, 

oder 

db)  an einem Erzeugungsort angebaut worden sind, an dem bei 
amtlichen Kontrollen dieser Pflanzen, die während der ge­
samten Produktionssaison mindestens alle drei Wochen 
durchgeführt wurden, keine Anzeichen von Bemisia tabaci 
(europäische Populationen) festgestellt wurden, auch nicht 
auf den Pflanzen, 

oder 

dc) in Fällen, in denen Bemisia tabaci Genn. (europäische Popula­
tionen) am Erzeugungsort festgestellt wurde, aus Pflanzen 
gezogen wurden, die an diesem Erzeugungsort aufbewahrt 
oder erzeugt und einer geeigneten Behandlung unterzogen 
wurden, um zu gewährleisten, dass sie frei von Bemisia tabaci 
Genn. (europäische Populationen) sind, und dieser Erzeu­
gungsort anschließend bei amtlichen Kontrollen, die in den 
drei Wochen vor der Verbringung von diesem Erzeugungs­
ort wöchentlich durchgeführt wurden, und bei Überwa­
chungsverfahren während desselben Zeitraums als frei von 
Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) befunden 
wurde, weil angemessene Verfahren zur Tilgung von Bemisia 
tabaci Genn. (europäische Populationen) durchgeführt wor­
den sind; die letzte der vorgenannten wöchentlichen Kon­
trollen muss unmittelbar vor der vorgenannten Verbringung 
durchgeführt werden. 

oder  

IRL, P (Azoren, Beira 
Interior, Beira Litoral, 
Entre Douro e Minho 
und Trás-os-Montes), 
S, UK“; 
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e)  Pflanzen, bei denen aufgrund der Verpackung, der Entwicklung 
der Blüten (oder Brakteen) oder anderer Merkmale offenkundig 
ist, dass sie zum Verkauf an Endverbraucher bestimmt sind, die 
keinen gewerblichen Pflanzenbau betreiben, vor ihrer Verbrin­
gung amtlich kontrolliert und als frei von Bemisia tabaci Genn. 
(europäische Populationen) befunden worden sind.  

viii)  Nummer 24.3 erhält folgende Fassung: 

„24.3. Pflanzen von 
Begonia L., zum 
Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Samen, Knollen 
und Kormi, und 
Pflanzen von 
Ajuga L., 
Crossandra Salisb., 
Dipladenia A.DC., 
Ficus L., Hibiscus 
L., Mandevilla 
Lindl. und Nerium 
oleander L., zum 
Anpflanzen 
bestimmt, außer 
Samen 

Unbeschadet der Anforderungen, die für die Pflanzen in Anhang IV 
Teil A Kapitel I Nummer 45.1 gelten, gegebenenfalls amtliche Fest­
stellung, dass 

a) die Pflanzen ihren Ursprung in einem Gebiet haben, das bekann­
termaßen frei von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populatio­
nen) ist, 

oder 

b) bei amtlichen Kontrollen, die in den neun Wochen vor der Ver­
marktung mindestens alle drei Wochen durchgeführt wurden, 
am Erzeugungsort und auch auf den Pflanzen keine Anzeichen 
von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) beobachtet 
wurden, 

oder 

c) in Fällen, in denen Bemisia tabaci Genn. (europäische Populatio­
nen) am Erzeugungsort festgestellt wurde, die an diesem Erzeu­
gungsort aufbewahrten oder erzeugten Pflanzen einer geeigneten 
Behandlung unterzogen wurden, um zu gewährleisten, dass sie 
frei von Bemisia tabaci Genn. (europäische Populationen) sind, 
und dieser Erzeugungsort anschließend bei amtlichen Kontrollen, 
die in den drei Wochen vor der Verbringung von diesem Erzeu­
gungsort wöchentlich durchgeführt wurden, und bei Überwa­
chungsverfahren während desselben Zeitraums als frei von Bemi­
sia tabaci Genn. (europäische Populationen) befunden wurde, 
weil angemessene Verfahren zur Tilgung von Bemisia tabaci 
Genn. (europäische Populationen) durchgeführt worden sind; die 
letzte der vorgenannten wöchentlichen Kontrollen muss unmit­
telbar vor der vorgenannten Verbringung durchgeführt werden; 

oder 

d)  Pflanzen, bei denen aufgrund der Verpackung, der Entwicklung 
der Blüten oder anderer Merkmale offenkundig ist, dass sie zum 
Verkauf an Endverbraucher bestimmt sind, die keinen gewerbli­
chen Pflanzenbau betreiben, unmittelbar vor ihrer Verbringung 
amtlich kontrolliert und als frei von Bemisia tabaci Genn. (euro­
päische Populationen) befunden worden sind. 

IRL, P (Azoren, Beira 
Interior, Beira Litoral, 
Entre Douro e Minho 
und Trás-os-Montes), 
S, UK“;  

ix)  Nummer 31 erhält folgende Fassung: 

„31. Früchte von Citrus 
L., Fortunella 
Swingle, Poncirus 
Raf. und ihren 
Hybriden mit 
Ursprung in BG, 
HR, SI, EL 
(Regionalbezirke 
Argolida, Arta, 
Chania und 
Lakonia), P 
(Algarve, Madeira 
und der Kreis 
Odemira im 
Alentejo), E, F, CY 
und I 

Unbeschadet der Bestimmung in Anhang IV Teil A Kapitel II Num­
mer 30.1, dass die Verpackung eine Ursprungskennzeichnung tra­
gen muss, gilt Folgendes: 

a)  Die Früchte müssen frei von Blättern und Stielen sein, 

oder 

b) im Fall von Früchten mit Blättern oder Stielen, amtliche Feststel­
lung, dass sie in geschlossenen amtlich versiegelten Behältern 
verpackt sind, dass diese Behälter während des Transports durch 
ein für diese Früchte anerkanntes Schutzgebiet verschlossen blei­
ben und dass sie ein im Pflanzenpass anzugebendes Kennzeichen 
tragen. 

EL (ausgenommen die 
regionalen 
Gebietseinheiten 
Argolida, Arta, 
Chania und Lakonia), 
M, P (ausgenommen 
die Algarve, Madeira 
und der Kreis 
Odemira im 
Alentejo)“;  
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5. Anhang V wird wie folgt geändert: 

a)  Teil A wird wie folgt geändert: 

i)  Kapitel I wird wie folgt geändert: 

—  Nummer 1.7 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a)  ganz oder teilweise aus Juglans L., Platanus L. und Pterocarya L. gewonnen wurde, auch ohne seine 
natürliche Oberflächenrundung,“; 

—  Nummer 2.1 erhält folgende Fassung: 

„2.1.  Zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen, ausgenommen Samen, der Gattungen Abies Mill., Apium 
graveolens L., Argyranthemum spp., Asparagus officinalis L., Aster spp., Brassica spp., Castanea Mill., 
Cucumis spp., Dendranthema (DC.) Des Moul., Dianthus L. und Hybriden, Exacum spp., Fragaria L., 
Gerbera Cass., Gypsophila L., alle Sorten von Neuguinea-Hybriden von Impatiens L., Juglans L., Lactuca 
spp., Larix Mill., Leucanthemum L., Lupinus L., Pelargonium l'Hérit. ex Ait., Picea A. Dietr., Pinus L., 
Platanus L., Populus L., Prunus laurocerasus L., Prunus lusitanica L., Pseudotsuga Carr., Pterocarya L., Quercus 
L., Rubus L., Spinacia L., Tanacetum L., Tsuga Carr., Ulmus L., Verbena L. und andere Pflanzen von 
krautigen Arten, außer Pflanzen der Familie Gramineae, zum Anpflanzen bestimmt, und außer 
Zwiebeln, Kormi, Rhizome, Samen und Knollen.“; 

ii)  Kapitel II wird wie folgt geändert: 

—  Nummer 1.2 erhält folgende Fassung: 

„1.2.  Pflanzen von Beta vulgaris L., Cedrus Trew, Platanus L., Populus L., Prunus L., Quercus spp. — 
ausgenommen Quercus suber — und Ulmus L., zum Anpflanzen bestimmt, ausgenommen Samen.“; 

b)  Teil B wird wie folgt geändert: 

i)  Kapitel I wird wie folgt geändert: 

—  Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

—  der neunte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  abgeschnittenen Ästen von Fraxinus L., Juglans L., Ulmus davidiana Planch. und Pterocarya L., mit oder 
ohne Blattwerk, mit Ursprung in Kanada, China, der Demokratischen Volksrepublik Korea, Japan, 
der Mongolei, der Republik Korea, Russland, Taiwan und den USA,“; 

—  folgender Gedankenstrich wird angefügt: 

„—  Convolvulus L., Ipomoea L. (ausgenommen Knollen), Micromeria Benth und Solanaceae, mit Ursprung 
in Australien, Amerika und Neuseeland.“; 

—  Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

—  der erste Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Citrus L., Fortunella Swingle, Poncirus Raf., Microcitrus Swingle, Naringi Adans., Swinglea Merr. und 
ihren Hybriden, Momordica L. und Solanaceae,“; 

—  der zweite Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Actinidia Lindl., Annona L., Carica papaya L., Cydonia Mill., Diospyros L., Fragaria L., Malus L., 
Mangifera L; Passiflora L., Persea americana Mill., Prunus L., Psidium L.; Pyrus L., Ribes L., Rubus L., 
Syzygium Gaertn., Vaccinium L. und Vitis L.,“; 

—  der dritte Gedankenstrich wird gestrichen; 

—  Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

—  der dritte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Fraxinus L., Juglans L., Ulmus davidiana Planch. und Pterocarya L., mit Ursprung in Kanada, China, der 
Demokratischen Volksrepublik Korea, Japan, der Mongolei, der Republik Korea, Russland, Taiwan 
und den USA,“; 

—  Nummer 6 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

—  der zweite Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Platanus L., auch Holz ohne seine natürliche Oberflächenrundung, mit Ursprung in Albanien, 
Armenien, der Schweiz, der Türkei und den USA,“; 
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—  der sechste Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Fraxinus L., Juglans L, Ulmus davidiana Planch. und Pterocarya L., auch Holz ohne seine natürliche 
Oberflächenrundung, mit Ursprung in Kanada, China, der Demokratischen Volksrepublik Korea, 
Japan, der Mongolei, der Republik Korea, Russland, Taiwan und den USA,“; 

—  der achte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

„—  Amelanchier Medik., Aronia Medik., Cotoneaster Medik., Crataegus L., Cydonia Mill., Malus Mill., 
Pyracantha M. Roem., Pyrus L. und Sorbus L., auch Holz ohne seine natürliche Oberflächenrundung, 
ausgenommen Sägespäne, mit Ursprung in Kanada und den USA,“; 

—  folgender neunter Gedankenstrich wird angefügt: 

„—  Prunus L., auch Holz ohne seine natürliche Oberflächenrundung, mit Ursprung in Kanada, China, 
der Demokratischen Volksrepublik Korea, der Mongolei, Japan, der Republik Korea, den USA und 
Vietnam,“; 

—  Nummer 7 erhält folgende Fassung: 

„7.  Kultursubstrat, das Pflanzen anhaftet oder beigefügt ist und der Erhaltung der Lebensfähigkeit der 
Pflanzen dient, mit Ursprung in Drittländern, ausgenommen die Schweiz,“; 

—  nach Nummer 7 wird folgende Nummer eingefügt: 

„7.1.  Maschinen und Fahrzeuge, die für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke genutzt wurden und einer 
der folgenden Warenbezeichnungen gemäß Anhang I Teil II der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 
Rates entsprechen, eingeführt aus Drittländern, ausgenommen die Schweiz 

„KN-Code Warenbezeichnung 

ex 8432 Maschinen, Apparate und Geräte für die Land- und Forstwirtschaft oder den Garten­
bau, zum Bearbeiten oder Bestellen des Bodens oder zur Pflege der Pflanzen; Walzen 
für Rasenflächen oder Sportplätze 

ex 8433 53 Maschinen zum Ernten von Wurzeln oder Knollenfrüchten 

ex 8436 80 10 Maschinen, Apparate und Geräte für die Forstwirtschaft 

ex 8701 20 90 Zugmaschinen (ausgenommen Zugkraftkarren der Position 8709): Sattel-Straßen­
zugmaschinen, gebraucht 

ex 8701 91 10 Ackerschlepper und Forstschlepper, auf Rädern, mit einer Motorleistung von 18 kW 
oder weniger“   
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2019/524 DES RATES 

vom 21. März 2019 

über den Standpunkt, der im Namen der Europäischen Union in dem mit dem Abkommen über 
eine strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und Japan andererseits eingesetzten Gemischten Ausschuss zu der Annahme seiner 

Geschäftsordnung zu vertreten ist 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 37, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 212 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Abkommen über eine strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und Japan andererseits (1) (im Folgenden „Abkommen“) wurde am 17. Juli 2018 in Tokyo unterzeichnet 
und wird seit dem 1. Februar 2019 vorläufig angewandt. 

(2)  Mit dem Abkommen wird ein Gemischter Ausschuss eingesetzt, der die auf dem Abkommen beruhende 
Gesamtpartnerschaft koordiniert (im Folgenden „Gemischter Ausschuss“); das Abkommen sieht vor, dass sich der 
Gemischte Ausschuss seine eigene Geschäftsordnung gibt. 

(3)  Die Geschäftsordnung sollte so bald wie möglich angenommen werden, damit die wirksame Durchführung des 
Abkommens gewährleistet ist. 

(4)  Es ist zweckmäßig, den im Gemeinsamen Ausschuss im Namen der Union zu vertretenden Standpunkt 
festzulegen, da mit der Geschäftsordnung die Arbeitsweise des Gemeinsamen Ausschusses, der für die Verwaltung 
des Abkommens und dessen ordnungsgemäße Umsetzung zuständig ist, geregelt wird. 

(5)  Daher sollte der von der Union im Gemischten Ausschuss zu vertretende Standpunkt darin bestehen, die 
Annahme des beigefügten Beschlusses zu unterstützen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union auf der ersten Sitzung des mit Artikel 42 des Abkommens über eine 
strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Japan andererseits 
eingesetzten Gemischten Ausschusses zu der Annahme der Geschäftsordnung des Gemischten Ausschusses zu vertreten 
ist, beruht auf dem Entwurf für einen Beschluss des Gemischten Ausschusses, der dem vorliegenden Beschluss beigefügt 
ist. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 21. März 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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BESCHLUSS Nr. 1/2019 DES GEMÄSS DEM ABKOMMEN ÜBER EINE STRATEGISCHE 
PARTNERSCHAFT ZWISCHEN DER EU UND JAPAN EINGESETZTEN GEMISCHTEN 

AUSSCHUSSES 

vom … 

zur Annahme seiner Geschäftsordnung 

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das Abkommen über eine strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Japan andererseits (1) (im Folgenden „Abkommen“), insbesondere auf Artikel 42, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In Erwartung des Inkrafttretens des Abkommens werden Teile davon bereits seit dem 1. Februar 2019 angewandt. 

(2)  Um die wirksame Anwendung des Abkommens bis zu dessen Inkrafttreten zu gewährleisten, sollte der Gemischte 
Ausschuss so bald wie möglich eingesetzt werden. 

(3)  Nach Artikel 42 Absatz 5 des Abkommens sollte sich der Gemischte Ausschuss eine Geschäftsordnung geben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

1. Die im Anhang enthaltene Geschäftsordnung des Gemischten Ausschusses wird angenommen.  

2. Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam. 

Unterzeichnet zu …. 

Im Namen des Gemischten Ausschusses 

Der gemeinsame Vorsitz  
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Anhang des Beschlusses Nr. 1/2019 

Abkommen über eine strategische Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und Japan andererseits 

Geschäftsordnung des Gemischten Ausschusses 

Artikel 1 

Aufgaben und Zusammensetzung 

(1) Der Gemischte Ausschuss nimmt die in Artikel 42 des Abkommens über eine strategische Partnerschaft zwischen 
der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten (im Folgenden die „Unionspartei“ genannt) einerseits und Japan 
andererseits (im Folgenden „Abkommen“) vorgesehenen Aufgaben wahr. 

(2) Der Gemischte Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Vertragsparteien zusammen. 

Artikel 2 

Vorsitz 

Den Vorsitz im Gemischten Ausschuss führen die Vertreter der Unionspartei einerseits und Japans andererseits 
gemeinsam. Im Folgenden gemeinsam als „Vertragsparteien“ und einzeln als „Vertragspartei“ bezeichnet. 

Artikel 3 

Sitzungen 

(1) Der Gemischte Ausschuss tritt in der Regel einmal jährlich abwechselnd in Tokio und in Brüssel zu einem 
einvernehmlich festgesetzten Termin zusammen. Er tritt im Einvernehmen auch auf Ersuchen einer Vertragspartei 
zusammen. 

(2) Der Gemischte Ausschuss tritt in der Regel auf der Ebene hoher Beamter zusammen, sofern von den Vertrags­
parteien nichts anderes beschlossen wird. 

Artikel 4 

Öffentlichkeit 

Sofern nichts anderes von den Vertragsparteien beschlossen wird, sind die Sitzungen des Gemischten Ausschusses nicht 
öffentlich. 

Artikel 5 

Sekretäre 

Ein Vertreter des Europäischen Auswärtigen Dienstes und ein Vertreter des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten 
Japans fungieren gemeinsam als Sekretäre des Gemischten Ausschusses. Alle Mitteilungen der Ko-Vorsitzenden des 
Gemischten Ausschusses und alle an diese gerichteten Mitteilungen sind den Sekretären zu übermitteln. 

Artikel 6 

Teilnehmer 

(1) Die Vertragsparteien teilen den Ko-Vorsitzenden über die Sekretäre vor jeder Sitzung die voraussichtliche 
Zusammensetzung ihrer Delegationen mit. 

(2) Im gegenseitigen Einvernehmen der Vertragsparteien können gegebenenfalls Experten oder Vertreter einschlägiger 
Stellen eingeladen werden, als Beobachter an den Sitzungen des Gemischten Ausschusses teilzunehmen oder Auskunft 
zu einem bestimmten Thema zu geben. 
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Artikel 7 

Tagesordnung 

(1) Die Ko-Vorsitzenden stellen für jede Sitzung eine vorläufige Tagesordnung auf. 

(2) Die vorläufige Tagesordnung wird spätestens fünfzehn Tage vor Beginn der Sitzung festgelegt. 

(3) Der Gemischte Ausschuss nimmt die endgültige Tagesordnung zu Beginn jeder Sitzung an. Über die Aufnahme 
von Punkten, die nicht auf der vorläufigen Tagesordnung stehen, entscheiden die Vertragsparteien. 

(4) Die Ko-Vorsitzenden können gegebenenfalls beschließen, die in Absatz 2 genannten Fristen zu verkürzen. 

Artikel 8 

Protokolle 

(1) Die Sekretäre erstellen so bald wie möglich, spätestens jedoch zwei Monate nach dem Ende jeder Sitzung 
gemeinsam ein Protokoll zu jeder Sitzung, sofern nichts anderes einvernehmlich beschlossen wird. Der Protokollentwurf 
enthält in der Regel die endgültige Tagesordnung und eine Zusammenfassung der Erörterungen zu jedem Tagesord­
nungspunkt. 

(2) Der Protokollentwurf wird so bald wie möglich, spätestens jedoch zwei Monate nach dem Ende jeder Sitzung von 
den Vertragsparteien schriftlich gebilligt, sofern nichts anderes einvernehmlich beschlossen wird. 

Artikel 9 

Beschlüsse und Empfehlungen 

(1) Im Rahmen seiner Aufgaben nach Artikel 42 des Abkommens nimmt der Gemischte Ausschuss Empfehlungen 
und Beschlüsse an. Sie tragen die Überschrift „Beschluss“ beziehungsweise „Empfehlung“, gefolgt von der laufenden 
Nummer, dem Datum ihrer Annahme und der Bezeichnung des Gegenstands. In jeder Empfehlung und jedem Beschluss 
wird das Datum ihres bzw. seines Inkrafttretens angegeben. 

(2) Empfehlungen und Beschlüsse werden vom Gemischten Ausschuss einvernehmlich angenommen. 

(3) Der Gemischte Ausschuss kann beschließen, Empfehlungen und Beschlüsse im schriftlichen Verfahren durch einen 
Notenwechsel zwischen den Ko-Vorsitzenden des Gemischten Ausschusses anzunehmen. 

(4) Die Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses werden von den Ko-Vorsitzenden schriftlich 
angenommen. 

(5) Jede Vertragspartei kann beschließen, die Empfehlungen und Beschlüsse des Gemischten Ausschusses in 
angemessener Form zu veröffentlichen. 

Artikel 10 

Ausgaben 

(1) Jede Vertragspartei trägt die Kosten für Personal, Reisen und Aufenthalt sowie für Post und Telekommunikation, 
die ihr aus ihrer Teilnahme an den Sitzungen des Gemischten Ausschusses entstehen. 

(2) Die Kosten für die Veranstaltung der Sitzungen und für die Vervielfältigung der Unterlagen werden von der 
Vertragspartei getragen, die die Sitzung ausrichtet. 

Artikel 11 

Arbeitsgruppen 

(1) Der Gemischte Ausschuss kann Arbeitsgruppen einsetzen, die ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen. 
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(2) Der Gemischte Ausschuss kann beschließen, von ihm eingesetzte Arbeitsgruppen aufzulösen oder ihre Mandate 
festzulegen oder zu ändern. 

(3) Die Arbeitsgruppen erstatten dem Gemischten Ausschuss nach jeder ihrer Sitzungen Bericht. 

Artikel 12 

Änderung der Geschäftsordnung 

Die Vertragsparteien können die Geschäftsordnung gemäß Artikel 9 ändern.  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/525 DER KOMMISSION 

vom 26. März 2019 

zur Änderung des Beschlusses 2011/163/EU zur Genehmigung der von Drittländern gemäß 
Artikel 29 der Richtlinie 96/23/EG des Rates vorgelegten Pläne 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 2208) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 96/23/EG des Rates vom 29. April 1996 über Kontrollmaßnahmen hinsichtlich bestimmter 
Stoffe und ihrer Rückstände in lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinien 
85/358/EWG und 86/469/EWG und der Entscheidungen 89/187/EWG und 91/664/EWG (1), insbesondere auf 
Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  In der Richtlinie 96/23/EG sind Kontrollmaßnahmen für die in ihrem Anhang I genannten Stoffe und 
Rückstandsgruppen festgelegt. Gemäß Artikel 29 dieser Richtlinie müssen Drittländer, aus denen die 
Mitgliedstaaten Tiere und tierische Erzeugnisse einführen dürfen, die in den Geltungsbereich dieser Richtlinie 
fallen, Rückstandsüberwachungspläne vorlegen, die die erforderlichen Garantien enthalten (im Folgenden die 
„Pläne“). Die Pläne sollten zumindest die Gruppen von Rückständen und Stoffen abdecken, die in Anhang I der 
genannten Richtlinie aufgeführt sind. 

(2)  Mit dem Beschluss 2011/163/EU der Kommission (2) wurden die Pläne genehmigt, die bestimmte Drittländer für 
die im Anhang des genannten Beschlusses aufgeführten Tiere und Erzeugnisse tierischen Ursprungs vorgelegt 
hatten (im Folgenden die „Liste“). 

(3)  Südafrika hat der Kommission einen Plan für Zuchtwild vorgelegt, der nur Laufvögel abdeckt. Südafrika hat die 
beim letzten Auditbesuch im Februar 2017 festgestellten Mängel in Bezug auf die Fähigkeit der südafrikanischen 
Behörden, zuverlässige Kontrollen des Zuchtwilds durchzuführen, beseitigt. Der vorgelegte Plan bietet 
ausreichende Garantien und sollte genehmigt werden. Der Eintrag für Südafrika für Zuchtwild sollte daher mit 
einer Spezifikation in die Liste aufgenommen werden, die die Genehmigung für Zuchtwild nur auf Laufvögel 
beschränkt. 

(4)  Der Beschluss 2011/163/EU sollte daher entsprechend geändert werden. 

(5)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Beschlusses 2011/163/EU erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 26. März 2019 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

„ANHANG 

ISO-2- 
Code Land Rinder Schafe/ 

Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­
kultur Milch Eier Kaninchen 

Frei 
lebendes 

Wild 
Zuchtwild Honig 

AD Andorra X X X (3) X        X 

AE Vereinigte Arabische Emirate      X (3) X (1)      

AL Albanien  X    X (8)  X     

AM Armenien      X      X 

AR Argentinien X X  X X X X X X X X X 

AU Australien X X  X  X X   X X X 

BA Bosnien und Herzegowina X X X  X X X X    X 

BD Bangladesch      X       

BF Burkina Faso            X 

BJ Benin            X 

BN Brunei      X       

BR Brasilien X   X X X      X 

BW Botsuana X   X       X  

BY Belarus    X (2)  X X X     

BZ Belize      X       

CA Kanada X X X X X X X X X X X X 

CH Schweiz X X X X X X X X X X X X 

CL Chile X X X  X X X   X  X 

CM Kamerun            X 

CN China     X X  X X   X 

CO Kolumbien      X X      
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ISO-2- 
Code Land Rinder Schafe/ 

Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­
kultur Milch Eier Kaninchen 

Frei 
lebendes 

Wild 
Zuchtwild Honig 

CR Costa Rica      X       

CU Kuba      X      X 

DO Dominikanische Republik            X 

EC Ecuador      X       

ET Äthiopien            X 

FK Falklandinseln X X    X       

FO Färöer      X       

GE Georgien            X 

GH Ghana            X 

GL Grönland  X         X  

GT Guatemala      X      X 

HN Honduras      X       

ID Indonesien      X       

IL Israel (6)     X X X X   X X 

IN Indien      X  X    X 

IR Iran      X       

JM Jamaika            X 

JP Japan X  X  X X X X     

KE Kenia      X       

KG Kirgisistan            X 

KR Südkorea     X X       

LK Sri Lanka      X       

MA Marokko     X X       
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ISO-2- 
Code Land Rinder Schafe/ 

Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­
kultur Milch Eier Kaninchen 

Frei 
lebendes 

Wild 
Zuchtwild Honig 

MD Moldau     X X  X    X 

ME Montenegro X X X  X X X X    X 

MG Madagaskar      X      X 

MK Nordmazedonien X X X  X X X X  X  X 

MM Republik der Union Myanmar      X       

MU Mauritius      X      X (3) 

MX Mexiko      X  X    X 

MY Malaysia     X (3) X       

MZ Mosambik      X       

NA Namibia X X           

NC Neukaledonien X (3)     X    X X X 

NI Nicaragua      X      X 

NZ Neuseeland X X  X  X X   X X X 

PA Panama      X       

PE Peru      X       

PH Philippinen      X       

PM St. Pierre und Miquelon     X        

PN Pitcairninseln            X 

PY Paraguay X            

RS Serbien (4) X X X X (2) X X X X  X  X 

RU Russland X X X  X  X X   X (5) X 

RW Ruanda            X 

SA Saudi-Arabien      X       
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ISO-2- 
Code Land Rinder Schafe/ 

Ziegen Schweine Pferde Geflügel Aqua­
kultur Milch Eier Kaninchen 

Frei 
lebendes 

Wild 
Zuchtwild Honig 

SG Singapur X (3) X (3) X (3) X (7) X (3) X X (3)   X (7) X (7)  

SM San Marino X  X (3)    X     X 

SR Suriname      X       

SV El Salvador            X 

SZ Eswatini X            

TH Thailand     X X      X 

TN Tunesien     X X    X   

TR Türkei     X X X X    X 

TW Taiwan      X      X 

TZ Tansania      X      X 

UA Ukraine X  X  X X X X X   X 

UG Uganda      X      X 

US Vereinigte Staaten X X X  X X X X X X X X 

UY Uruguay X X  X  X X   X  X 

VE Venezuela      X       

VN Vietnam      X      X 

ZA Südafrika          X X (9)  

ZM Sambia            X 

(1)  Nur Kamelmilch. 
(2)  Ausfuhr lebender Schlachtequiden in die Union (nur zur Lebensmittelherstellung bestimmte Tiere). 
(3) Drittländer gemäß Artikel 2, die ausschließlich Rohstoffe verwenden, die entweder aus Mitgliedstaaten oder aus anderen Drittländern stammen, die zur Einfuhr solcher Rohstoffe in die Europäische Union zu­

gelassen sind. 
(4)  Ohne Kosovo (diese Benennung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244 (1999) des VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs 

zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovo). 
(5)  Nur Rentiere aus den Regionen Murmansk und Yamalo-Nenets. 
(6)  Im Folgenden wird darunter das Gebiet des Staates Israel mit Ausnahme der seit Juni 1967 unter israelischer Verwaltung stehenden Gebiete (namentlich die Golanhöhen, der Gazastreifen, Ostjerusalem und 

das restliche Westjordanland) verstanden. 
(7)  Nur für Frischfleischwaren mit Ursprung in Neuseeland, die für die Union bestimmt sind und die mit oder ohne Lagerung entladen, umgeladen und durch Singapur durchgeführt werden. 
(8)  Nur Fische. 
(9)  Nur Laufvögel.“  
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BESCHLUSS (EU) 2019/526 DER KOMMISSION 

vom 27. März 2019 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der 
Republik San Marino 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino (1) vom 
27. März 2012, insbesondere auf Artikel 8 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino (im 
Folgenden „die Währungsvereinbarung“) ist die Republik San Marino verpflichtet, Unionsrechtsakte mit 
Vorschriften in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Banken- und Finanzrecht, Verhinderung von 
Geldwäsche, Betrug und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie 
statistische Berichtspflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte und Vorschriften sind im Anhang der 
Währungsvereinbarung aufgelistet. 

(2)  Der Anhang der Währungsvereinbarung muss von der Kommission einmal im Jahr oder erforderlichenfalls öfter 
geändert werden, um neuen einschlägigen Rechtsakten und Vorschriften der Union sowie Änderungen an 
bestehenden Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige Rechtsakte und Vorschriften der Union sind nicht mehr relevant und sollten daher aus dem Anhang 
gestrichen werden, während einige neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften der Union sowie einige 
Änderungen bestehender Rechtsakte angenommen und in den Anhang aufgenommen werden müssen — 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Republik San Marino wird durch 
den Text im Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 27. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG  

UMZUSETZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN UMSETZUNGSFRIST  

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einziehung 
von Erträgen, Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten (ABl. L 68 
vom 15.3.2005, S. 49). 

1. Oktober 2014 (1) 

2 Beschluss 2000/642/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 über Vereinbarungen für 
eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten beim 
Austausch von Informationen (ABl. L 271 vom 24.10.2000, S. 4). 

1. September 2013 

3 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche sowie 
Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und Er­
trägen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1).  

4 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9).  

5 Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenarbeit 
zwischen den Vermögensabschöpfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des 
Aufspürens und der Ermittlung von Erträgen aus Straftaten oder anderen Vermö­
gensgegenständen im Zusammenhang mit Straftaten (ABl. L 332 vom 18.12.2007, 
S. 103).  

6 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39). 

1. November 2016 (2) 

7 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1). 

1. Oktober 2017 (3) 

8 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

1. Oktober 2017 (3)  

Geändert durch:  

9 Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 
2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (ABl. L 156 vom 
19.6.2018, S. 43). 

31. Dezember 2020 (6)  

Ergänzt durch:  

10 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Er­
gänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel auf­
weisen (ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1). 

1. Oktober 2017 (5) 
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UMZUSETZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN UMSETZUNGSFRIST  

Geändert durch:  

11 Delegierte Verordnung (EU) 2018/105 der Kommission vom 27. Oktober 2017 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 im Hinblick auf die Auf­
nahme Äthiopiens in die Liste der Drittländer mit hohem Risiko in der Tabelle unter 
Nummer I des Anhangs (ABl. L 19 vom 24.1.2018, S. 1). 

31. März 2019 (6) 

12 Delegierte Verordnung (EU) 2018/212 der Kommission vom 13. Dezember 2017 
zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 zur Ergänzung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Aufnahme von Sri Lanka, Trinidad und Tobago und Tunesien in die Tabelle 
unter Nummer I des Anhangs (ABl. L 41 vom 14.2.2018, S. 4). 

31. März 2019 (6)  

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

13 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABl. L 149 
vom 2.6.2001, S. 1). 

1. September 2013 

14 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von 
zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 181 
vom 4.7.2001, S. 6) 

1. September 2013  

Geändert durch:  

15 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro gegen 
Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1).  

16 Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des Euro 
vor Fälschungen (ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1). 

1. September 2013 

17 Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 betreffend die Ana­
lyse und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (ABl. L 325 vom 
12.12.2003, S. 44). 

1. September 2013 

18 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen 
und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1). 

1. September 2013  

Geändert durch:  

19 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnlichen 
Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5).  

20 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates (ABl. L 
151 vom 21.5.2014, S. 1). 

1. Juli 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

21 Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das Recht 
der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 
27.11.1998, S. 4). 

1. September 2013 

22 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanagementsys­
tem für die Euro-Münzen 

1. September 2013 

23 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheber­
rechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen (KOM 
(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3). 

1. September 2013 
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24 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die 
Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Bankno­
ten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 vom 
25.3.2003, S. 20) 

1. September 2013  

Geändert durch:  

25 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen uner­
laubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Einzug 
von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43). 

1. Oktober 2013 (1) 

26 Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemeinsa­
men Leitlinien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf be­
stimmten Euro-Münzen (K(2008) 8625) (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52). 

1. September 2013 

27 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 
über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von 
Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1). 

1. September 2013  

Geändert durch:  

28 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 zur 
Änderung des Beschlusses EZB/2010/14 über die Prüfung der Echtheit und Umlauf­
fähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten (2012/507/EU) (ABl. L 
253 vom 20.9.2012, S. 19). 

1. Oktober 2013 (1) 

29 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung 
von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 22.12.2010, 
S. 1). 

1. September 2013 

30 Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßentrans­
port von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums (ABl. L 316 
vom 29.11.2011, S. 1) 

1. Oktober 2014 (1) 

31 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 135). 

1. Oktober 2013 (1) 

32 Beschluss EZB/2013/10 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über die 
Stückelung, Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von 
Euro-Banknoten (EZB/2013/10) (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37). 

1. Oktober 2013 (1) 

33 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelungen 
und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen (Neufas­
sung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1). 

1. Oktober 2013  

Bank- und Finanzvorschriften  

34 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss 
und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. L 
372 vom 31.12.1986, S. 1). 

1. September 2016  

Geändert durch:  

35 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Septem­
ber 2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 
86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsolidier­
ten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken und an­
deren Finanzinstituten zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28).  
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36 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Gesell­
schaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten sowie 
von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16).  

37 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss 
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den konsolidierten 
Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss 
von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. L 
224 vom 16.8.2006, S. 1).  

38 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der in ei­
nem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und Fi­
nanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von Jahresab­
schlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40). 

1. September 2018 

39 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 
über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22). 

1. September 2018 

40 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 
über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und 
-abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45). 

1. September 2018  

Geändert durch:  

41 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kre­
ditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37).  

42 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Novem­
ber 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbe­
hörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli­
che Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120).  

43 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. 
L 201 vom 27.7.2012, S. 1).  

44 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1). 

1. September 2018 

45 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 
2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 
5.5.2001, S. 15) 

1. September 2018 
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Geändert durch:  

46 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190).  

47 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 
2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43). 

1. September 2018  

Geändert durch:  

48 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kre­
ditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37).  

49 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190).  

50 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem­
ber 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsun­
ternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Änderung der 
Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 
93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1). 

1. September 2018  

Geändert durch:  

51 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2005 
zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 
92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 
2000/12/EG, 2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanzdienst­
leistungsbereich (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9).  

52 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanz­
konglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbe­
fugnisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40).  

53 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Novem­
ber 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbe­
hörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli­
che Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120).  

28.3.2019 L 86/82 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



UMZUSETZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN UMSETZUNGSFRIST 

54 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Novem­
ber 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 2006/48/EG und 
2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsichtigung der Finanzunternehmen 
eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113).  

55 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338).   

Ergänzt durch:  

56 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Er­
gänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen 
und zur Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration 
und der gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326, 11.12.2015, S. 34) 

1. September 2018 (4) 

57 Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 
85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG des 
Rates (ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1) and the related level 2 measures as appro­
priate 

1. September 2018  

Geändert durch:  

58 Richtlinie 2006/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 
2006 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
in Bezug auf bestimmte Fristen (ABl. L 114 vom 27.4.2006, S. 60).  

59 Richtlinie 2007/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Septem­
ber 2007 zur Änderung der Richtlinie 92/49/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
2002/83/EG, 2004/39/EG, 2005/68/EG und 2006/48/EG in Bezug auf Verfahrensre­
geln und Bewertungskriterien für die aufsichtsrechtliche Beurteilung des Erwerbs und 
der Erhöhung von Beteiligungen im Finanzsektor (ABl. L 247 vom 21.9.2007, S. 1).  

60 Richtlinie 2008/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2004/39/EG über Märkte für Finanzinstrumente 
im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (ABl. L 
76 vom 19.3.2008, S. 33).  

61 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Novem­
ber 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbe­
hörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli­
che Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120).   

Ergänzt durch:  

62 Verordnung (EG) Nr. 1287/2006 der Kommission vom 10. August 2006 zur Durch­
führung der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates be­
treffend die Aufzeichnungspflichten für Wertpapierfirmen, die Meldung von Geschäf­
ten, die Markttransparenz, die Zulassung von Finanzinstrumenten zum Handel und 
bestimmte Begriffe im Sinne dieser Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 1). 

1. September 2018 

63 Richtlinie 2006/73/EG der Kommission vom 10. August 2006 zur Durchführung 
der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf 
die organisatorischen Anforderungen an Wertpapierfirmen und die Bedingungen für 
die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe 
für die Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 241 vom 2.9.2006, S. 26). 

1. September 2018 
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64 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, S. 11). 

1. September 2018  

Geändert durch:  

65 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 
März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforde­
rungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). 

1. September 2018 (1) 

66 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie 
zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7). 

1. September 2016  

Geändert durch:  

67 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

1. September 2017 (3) 

68 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG, 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, 
S. 35). 

30. September 2018 (4) 

69 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und 
zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 12). 

1. September 2016  

Geändert durch:  

70 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errich­
tung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) 
hinsichtlich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5).  

71 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 
2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
(ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34).  

72 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

1. September 2018 (3) 

73 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG, 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, 
S. 35).  
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74 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission 
(ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84). 

1. September 2016  

Geändert durch:  

75 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtli­
nien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und 
(EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).  

76 Verordnung (EU) Nr. 258/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. 
April 2014 zur Auflegung eines Unionsprogramms zur Unterstützung spezieller Tä­
tigkeiten im Bereich Rechnungslegung und Abschlussprüfung für den Zeitraum 
2014-2020 und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG (ABl. L 105 vom 
8.4.2014, S. 1).  

77 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Verord­
nungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 im Hin­
blick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichts­
behörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbe­
hörde) (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1).  

78 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 
März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforde­
rungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22). 

1. April 2018 (2)  

Geändert durch:  

79 Verordnung (EU) Nr. 248/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Februar 2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 in Bezug auf die 
Umstellung auf unionsweite Überweisungen und Lastschriften (ABl. L 84 vom 
20.3.2014, S. 1).  

80 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. 
L 201 vom 27.7.2012, S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2019 (3)  

Geändert durch:  

81 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1).  

82 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister in Bezug 
auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen (ABl. L 
279 vom 19.10.2013, S. 2).  

83 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190).  

84 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84).  
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85 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73).  

86 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 2015 zur Än­
derung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes im Hinblick auf die Verlängerung der Übergangszeiträume für Altersversorgungs­
systeme (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63). 

30. September 2019 (4) 

87 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und 
der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

30. September 2019 (4)  

Ergänzt durch:  

88 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das For­
mat und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 
21.12.2012, S. 20).  

89 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von Anträ­
gen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zent­
rale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 30).  

90 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das For­
mat der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
von zentralen Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen (ABl. L 352 vom 
21.12.2012, S. 32).  

91 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der Mel­
dungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1).  

92 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für indirekte 
Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den Zugang zu 
einem Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominderungstechniken 
für nicht durch eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 vom 
23.2.2013, S. 11).  

93 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines An­
trags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 vom 
23.2.2013, S. 25).  
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94 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktionsregi­
stern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie operationelle 
Standards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten sowie den Daten­
zugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33).  

95 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigen­
kapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37).  

96 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforderun­
gen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41).  

97 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für zent­
rale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19).  

98 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf unmittel­
bare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb der 
Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten (ABl. L 
85 vom 21.3.2014, S. 1).  

99 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 
Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57).  

100 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 314 
vom 1.12.2015, S. 13). 

30. September 2019 (4) 

101 Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 103 
vom 19.4.2016, S. 5). 

30. September 2019 (4) 

102 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

1. September 2017 (1)  

Geändert durch:  

103 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 37).  

104 Verordnung (EU) 2017/2395 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf 
Übergangsbestimmungen zur Verringerung der Auswirkungen der Einführung des 
IFRS 9 auf die Eigenmittel und zur Behandlung von bestimmten auf die Landeswäh­
rung eines Mitgliedstaats lautenden Risikopositionen gegenüber dem öffentlichen 
Sektor als Großkredite (ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 27). 

30. Juni 2019 (6) 
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105 Verordnung (EU) 2017/2401 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsan­
forderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (ABl. L 347 vom 28.12.2017, 
S. 1). 

31. März 2020 (6)  

Ergänzt durch:  

106 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegungs­
pflichten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 
31.12.2013, S. 60). 

1. September 2017 (2) 

107 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapier­
firmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung der 
spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 27.2. 2014, 
S. 3) 

1. September 2017 (2) 

108 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforde­
rungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8). 

1. September 2017 (2)  

Geändert durch:  

109 Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 4. September 2014 zur 
Änderung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 im Hinblick auf die Eigen­
mittelanforderungen für Wertpapierfirmen auf der Grundlage der fixen Gemeinkos­
ten (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1) 

1. September 2017 (3) 

110 Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 
(ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1) 

1. September 2017 (3) 

111 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur Än­
derung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 
(ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1) 

1. September 2017 (3) 

112 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die An­
wendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanz­
konglomerate festgelegt werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

113 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, was eine 
enge Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldverschreibungen 
und dem Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 4). 

1. September 2017 (2) 

114 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus ‚Markt‘ 
(ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15). 

1. September 2017 (2) 
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115 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Näherungs­
werts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer Portfolios 
für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 20.5.2014, 
S. 17). 

1. September 2017 (2) 

116 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von Optionen 
gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 29). 

1. September 2017 (2) 

117 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der Wesentlichkeit 
von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen basierenden An­
satzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36). 

1. September 2017 (2)  

Geändert durch:  

118 Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 2015 zur Än­
derung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 529/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie bei der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko die Wesentlichkeit von Erweiterungen 
und Änderungen interner Ansätze zu beurteilen ist (ABl. L 154 vom 19.6.2015, 
S. 1). 

30. September 2017 (4) 

119 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, 
denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf 
Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 vom 
13.6.2014, S. 16). 

1. September 2017 (2) 

120 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen 
der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2)  

Geändert durch:  

121 Durchführungsverordnung (EU) 2015/79 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes in Bezug auf die Belastung von Vermögenswerten, ein einheitliches Datenpunkt­
modell und Validierungsregeln (ABl. L 14 vom 21.1.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

122 Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission vom 9. Januar 2015 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 48 vom 20.2.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

123 Durchführungsverordnung (EU) 2015/1278 der Kommission vom 9. Juli 2015 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute in Be­
zug auf die Erläuterungen, Meldebögen und Definitionen (ABl. L 205 vom 
31.7.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

124 Durchführungsverordnung (EU) 2016/322 der Kommission vom 10. Februar 2016 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung (ABl. L 64 vom 10.3.2016, S. 1). 

30. September 2017 (4) 
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125 Durchführungsverordnung (EU) 2016/313 der Kommission vom 1. März 2016 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 im Hinblick auf zusätz­
liche Parameter für die Liquiditätsüberwachung (ABl. L 60 vom 5.3.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

126 Durchführungsverordnung (EU) 2016/428 der Kommission vom 23. März 2016 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute in Be­
zug auf die Meldung der Verschuldungsquote (ABl. L 83 vom 31.3.2016, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

127 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konver­
genz der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte ge­
mäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 166 vom 5.6.2014, S. 22). 

1. September 2017 (2) 

128 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 4. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf relevante an­
gemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3). 

1. September 2017 (3) 

129 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheitliche 
Formate und Daten für die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global systemre­
levanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14). 

1. September 2017 (3) 

130 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der Gesamtrisi­
koposition gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden bei Ge­
schäften mit zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 vom 7.11.2014, 
S. 1). 

1. September 2017 (3) 

131 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute (ABl. L 11 
vom 17.1.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

132 Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der 
Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1). 

1. September 2017 (3) 

133 Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Währun­
gen, deren Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 14.2.2015, 
S. 11). 

1. September 2017 (3) 

134 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1555 der Kommission vom 28. Mai 2015 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von Informatio­
nen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapitalpuffers 
durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 (ABl. L 244 vom 19.9.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

135 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Übergangsbehandlung von Be­
teiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 9). 

30. September 2017 (4) 
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136 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 2015 zur Be­
richtigung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 625/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anleger, 
Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf Risikopositio­
nen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 12). 

30. September 2017 (4) 

137 Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Spezifizierung des Verfah­
rens für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf bestimmte aufsichtliche Ge­
nehmigungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 45). 

30. September 2017 (4) 

138 Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die vorsichtige Bewer­
tung nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54). 

30. September 2017 (4) 

139 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 27. November 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbun­
dene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30). 

30. September 2017 (4) 

140 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 15. Dezember 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf Währun­
gen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 
16.12.2015, S. 26). 

30. September 2017 (4) 

141 Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der Kommission vom 15. Februar 2016 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegung der Ver­
schuldungsquote durch die Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 16.2.2016, S. 5). 

30. September 2017 (4) 

142 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

1. September 2017 (1)  

Geändert durch:  

143 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190). 

1. September 2018 (3)  

Ergänzt durch:  

144 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und ange­
messene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren beruf­
liche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. L 
167 vom 6.6.2014, S. 30). 

1. September 2017 (2) 

145 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche Informatio­
nen die zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaaten einan­
der zur Verfügung stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6). 

1. September 2017 (2) 
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146 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von Instru­
menten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmensfortfüh­
rung angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken der varia­
blen Vergütung geeignet sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21). 

1. September 2017 (2) 

147 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Ermittlung 
spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und Schwellen de­
finiert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50). 

1. September 2017 (2) 

148 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Berech­
nung der Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Belegen­
heitsort der wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 vom 
30.10.2014, S. 5). 

1. September 2017 (3) 

149 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Informations­
austausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemit­
gliedstaaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

150 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, das 
Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von den 
zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 
25.6.2014, S. 1). 

1. September 2017 (2) 

151 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen 
bei der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über institutsspe­
zifische Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19). 

1. September 2017 (2) 

152 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur Bestim­
mung global systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien global 
systemrelevanter Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27). 

1. September 2017 (3) 

153 Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der allgemeinen Bedingungen 
für die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 2). 

30. September 2017 (4) 

154 Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festsetzung 
der praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien gemäß der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, 
S. 21). 

30. September 2017 (4) 

155 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhe­
bung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 
173 vom 12.6.2014, S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2018 (4) 
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Geändert durch:  

156 Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. 
Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Refe­
renzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet 
werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1). 

1. März 2020 (6) 

157 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1). 

30. September 2018 (5)  

Ergänzt durch:  

158 Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese Verordnung 
(ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126). 

30. September 2018 (4) 

159 Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für bestimmte öffentliche Einrichtungen und 
Zentralbanken von Drittländern, der Indikatoren für Marktmanipulation, der Schwel­
len für die Offenlegung, der für die Benachrichtigung über Verzögerungen zuständi­
gen Behörde, der Erlaubnis zum Handel während „geschlossener“ Zeiträume und der 
meldepflichtigen Arten von Eigengeschäften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, S. 1). 

30. September 2018 (4) 

160 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Einlagensicherungssysteme (Neufassung) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 149). 

1. September 2016 (2) 

161 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über strafrechtliche Sanktionen bei Marktmanipulation (Marktmissbrauchs­
richtlinie) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 179). 

30. September 2018 (4) 

162 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) und gegebenenfalls der damit verbunde­
nen Stufe 2-Maßnahmen 

1. September 2018 (2)  

Geändert durch:  

163 Richtlinie (EU) 2017/2399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De­
zember 2017 zur Änderung der Richtlinie 2014/59/EU im Hinblick auf den Rang 
unbesicherter Schuldtitel in der Insolvenzrangfolge (ABl. L 345 vom 27.12.2017, 
S. 96). 

31. Oktober 2019 (6)  

Ergänzt durch:  

164 Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmecha­
nismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44). 

1. September 2018 (3) 
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165 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349) und gegebenen­
falls der damit verbundenen Stufe 2-Maßnahmen 

31. Dezember 2020 (3)  

Geändert durch:  

166 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4) 

167 Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 
2016 zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8). 

31. Dezember 2021 (5) 

168 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84)und gegebenenfalls der damit 
verbundenen Stufe 2-Maßnahmen 

31. Dezember 2020 (3)  

Geändert durch:  

169 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1). 

31. Dezember 2020 (5) 

170 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1). 

31. Dezember 2020 (4)  

Geändert durch:  

171 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1). 

31. Dezember 2020 (6) 

172 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und 
der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1). 

30. September 2019 (4) 

173 Richtlinie (EU) 2015/2366des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35)und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2018 (4) 

174 Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. 
Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Refe­
renzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet 
werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1). 

1. März 2020 (6) 
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Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten  

175 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über die sta­
tistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der vier­
teljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34). 

1. September 2016 (2)  

Geändert durch:  

176 Leitlinie (EU) 2016/66 der Europäischen Zentralbank vom 26. November 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2013/24 über die statistischen Berichtsanforderungen 
der Europäischen Zentralbank im Bereich der vierteljährlichen Finan­
zierungsrechnungen (EZB/2015/40) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 36). 

31. März 2017 (4) 

177 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. September 
2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (Neufassung) 
(EZB/2013/33) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1). 

1. September 2016 (2)  

Geändert durch:  

178 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 über die Bilanz des Sektors 
der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) (EZB/2014/51) (ABl. L 366 vom 
20.12.2014, S. 77).  

179 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. September 
2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zins­
sätze (Neufassung) (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51). 

1. September 2016 (2)  

Geändert durch:  

180 Verordnung (EU) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) über die Statistik 
über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze (EZB/2014/30) 
(ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14).  

181 Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über die monetären und 
die Finanzstatistiken (Neufassung) (EZB/2014/15) (ABl. L 340 vom 26.11.2014, 
S. 1). 

1. September 2016 (2)  

Geändert durch:  

182 Leitlinie (EU) 2015/571 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2014/43) (ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82).  

183 Leitlinie (EU) 2016/450 der Europäischen Zentralbank vom 4. Dezember 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2015/44) (ABl. L 86 vom 1.4.2016, S. 42). 

31. März 2017 (4) 

184 Leitlinie (EU) 2017/148 der Europäischen Zentralbank vom 16. Dezember 2016 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2016/45) (ABl. L 26 vom 31.1.2017, S. 1). 

1. November 2017 (5) 
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185 Leitlinie (EU) 2018/877 der Europäischen Zentralbank vom 1. Juni 2018 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2018/17) (ABl. L 154 vom 18.6.2018, S. 22). 

1. Oktober 2019 (6) 

(1) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2013 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(2) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2014 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(3) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2015 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(4) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2016 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(5) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2017 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt. 

(6) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2018 gemäß Artikel 8 Absatz 5 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­
päischen Union und der Republik San Marino vom 27. März 2012 geeinigt.“   
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BESCHLUSS (EU) 2019/527 DER KOMMISSION 

vom 27. März 2019 

zur Änderung des Anhangs der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
dem Fürstentum Andorra 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Währungsvereinbarung vom 30. Juni 2011 zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum 
Andorra (1), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Nach Artikel 8 der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Andorra (im 
Folgenden „Währungsvereinbarung“) ist das Fürstentum Andorra verpflichtet, Rechtsakte und Vorschriften der 
Union in den Bereichen Euro-Banknoten und -Münzen, Banken- und Finanzrecht, Verhinderung von Geldwäsche, 
Betrug und Fälschung von Bargeld und bargeldlosen Zahlungsmitteln, Medaillen und Marken sowie statistischen 
Berichtspflichten umzusetzen. Die betreffenden Rechtsakte sind im Anhang der Währungsvereinbarung 
aufgelistet. 

(2)  Der Anhang muss von der Kommission alljährlich geändert werden, um neuen einschlägigen Rechtsakten und 
Vorschriften der Union sowie Änderungen an bestehenden Rechtsakten und Vorschriften Rechnung zu tragen. 

(3)  Einige Rechtsakte und Vorschriften der Union sind nicht mehr relevant und sollten daher aus dem Anhang 
gestrichen werden; darüber hinaus hat die Union zwischenzeitlich neue einschlägige Rechtsakte und Vorschriften 
erlassen und Änderungen an bestehenden Rechtsakten vorgenommen, die allesamt in den Anhang aufgenommen 
werden müssen. 

(4)  Der Anhang der Währungsvereinbarung sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang der Währungsvereinbarung zwischen der Europäischen Union und dem Fürstentum Andorra wird durch 
den Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 27. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG  

UMZUSETZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN UMSETZUNGSFRIST  

Verhinderung der Geldwäsche  

1 Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Einziehung 
von Erträgen, Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten (ABl. L 68 
vom 15.3.2005, S. 49) 

31. März 2015 (1) 

2 Beschluss 2000/642/JI des Rates vom 17. Oktober 2000 über Vereinbarungen für 
eine Zusammenarbeit zwischen den zentralen Meldestellen der Mitgliedstaaten beim 
Austausch von Informationen (ABl. L 271 vom 24.10.2000, S. 4)  

3 Rahmenbeschluss 2001/500/JI des Rates vom 26. Juni 2001 über Geldwäsche sowie 
Ermittlung, Einfrieren, Beschlagnahme und Einziehung von Tatwerkzeugen und Er­
trägen aus Straftaten (ABl. L 182 vom 5.7.2001, S. 1)  

4 Verordnung (EG) Nr. 1889/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2005 über die Überwachung von Barmitteln, die in die Gemeinschaft 
oder aus der Gemeinschaft verbracht werden (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 9)  

5 Beschluss 2007/845/JI des Rates vom 6. Dezember 2007 über die Zusammenarbeit 
zwischen den Vermögensabschöpfungsstellen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des 
Aufspürens und der Ermittlung von Erträgen aus Straftaten oder anderen Vermö­
gensgegenständen im Zusammenhang mit Straftaten (ABl. L 332 vom 18.12.2007, 
S. 103)  

6 Richtlinie 2014/42/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Sicherstellung und Einziehung von Tatwerkzeugen und Erträgen aus 
Straftaten in der Europäischen Union (ABl. L 127 vom 29.4.2014, S. 39) 

1. November 2016 (2) 

7 Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Mai 2015 über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 1781/2006 (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) 

1. Oktober 2017 (3) 

8 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73) 

1. Oktober 2017 (3)  

Geändert durch:  

9 Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 
2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Verhinderung der Nutzung 
des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
und zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (ABl. L 156 vom 
19.6.2018, S. 43) 

31. Dezember 2020 (6)  

Ergänzt durch:  

10 Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Er­
gänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch Ermittlung von Drittländern mit hohem Risiko, die strategische Mängel auf­
weisen (ABl. L 254 vom 20.9.2016, S. 1) 

1. Dezember 2017 (5)  

Geändert durch:  

11 Delegierte Verordnung (EU) 2018/105 der Kommission vom 27. Oktober 2017 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 im Hinblick auf die Auf­
nahme Äthiopiens in die Liste der Drittländer mit hohem Risiko in der Tabelle unter 
Nummer I des Anhangs (ABl. L 19 vom 24.1.2018, S. 1) 

31. März 2019 (6) 
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12 Delegierte Verordnung (EU) 2018/212 der Kommission vom 13. Dezember 2017 
zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 zur Ergänzung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf die Aufnahme von Sri Lanka, Trinidad und Tobago und Tunesien in die Tabelle 
unter Nummer I des Anhangs (ABl. L 41 vom 14.2.2018, S. 4) 

31. März 2019 (6)  

Verhinderung von Betrug und Fälschung  

13 Rahmenbeschluss 2001/413/JI des Rates vom 28. Mai 2001 zur Bekämpfung von 
Betrug und Fälschung im Zusammenhang mit unbaren Zahlungsmitteln (ABl. L 149 
vom 2.6.2001, S. 1) 

30. September 2013 

14 Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 des Rates vom 28. Juni 2001 zur Festlegung von 
zum Schutz des Euro gegen Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 181 
vom 4.7.2001, S. 6) 

30. September 2013  

Geändert durch:  

15 Verordnung (EG) Nr. 44/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 1338/2001 zur Festlegung von zum Schutz des Euro gegen 
Geldfälschung erforderlichen Maßnahmen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 1)  

16 Beschluss 2001/887/JI des Rates vom 6. Dezember 2001 über den Schutz des Euro 
vor Fälschungen (ABl. L 329 vom 14.12.2001, S. 1) 

30. September 2013 

17 Entscheidung 2003/861/EG des Rates vom 8. Dezember 2003 betreffend die Ana­
lyse und die Zusammenarbeit in Bezug auf gefälschte Euro-Münzen (ABl. L 325 vom 
12.12.2003, S. 44) 

30. September 2013 

18 Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 des Rates vom 6. Dezember 2004 über Medaillen 
und Münzstücke mit ähnlichen Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 373 vom 
21.12.2004, S. 1) 

30. September 2013  

Geändert durch:  

19 Verordnung (EG) Nr. 46/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2182/2004 über Medaillen und Münzstücke mit ähnlichen 
Merkmalen wie Euro-Münzen (ABl. L 17 vom 22.1.2009, S. 5)  

20 Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und anderer Währungen gegen Geldfäl­
schung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates (ABl. 
L 151 vom 21.5.2014, S. 1) 

30. Juni 2016 (2)  

Vorschriften für Euro-Banknoten und -Münzen  

21 Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23. November 1998 über das Recht 
der Europäischen Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (ABl. L 318 vom 
27.11.1998, S. 4) 

30. September 2014 (1) 

22 Schlussfolgerungen des Rates vom 10. Mai 1999 über ein Qualitätsmanagementsys­
tem für die Euro-Münzen 

31. März 2013 

23 Mitteilung 2001/C 318/03 der Kommission vom 22. Oktober 2001 zum urheber­
rechtlichen Schutz des Münzbilds der gemeinsamen Seite der Euro-Münzen (KOM 
(2001) 600 endg.) (ABl. C 318 vom 13.11.2001, S. 3) 

31. März 2013 

24 Leitlinie EZB/2003/5 der Europäischen Zentralbank vom 20. März 2003 über die 
Anwendung von Maßnahmen gegen unerlaubte Reproduktionen von Euro-Bankno­
ten sowie über den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten (ABl. L 78 vom 
25.3.2003, S. 20) 

31. März 2013 

28.3.2019 L 86/99 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



UMZUSETZENDE RECHTSVORSCHRIFTEN UMSETZUNGSFRIST  

Geändert durch:  

25 Leitlinie EZB/2013/11 der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2003/5 über die Anwendung von Maßnahmen gegen uner­
laubte Reproduktionen von Euro-Banknoten sowie über den Umtausch und Einzug 
von Euro-Banknoten (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 43) 

30. September 2014 (1) 

26 Empfehlung 2009/23/EG der Kommission vom 19. Dezember 2008 zu gemeinsa­
men Leitlinien für die nationalen Seiten und die Ausgabe von für den Umlauf be­
stimmten Euro-Münzen (K(2008) 8625) (ABl. L 9 vom 14.1.2009, S. 52) 

31. März 2013 

27 Beschluss EZB/2010/14 der Europäischen Zentralbank vom 16. September 2010 
über die Prüfung der Echtheit und Umlauffähigkeit und über die Wiederausgabe von 
Euro-Banknoten (ABl. L 267 vom 9.10.2010, S. 1) 

30. September 2013  

Geändert durch:  

28 Beschluss EZB/2012/19 der Europäischen Zentralbank vom 7. September 2012 zur 
Änderung des Beschlusses EZB/2010/14 über die Prüfung der Echtheit und Umlauf­
fähigkeit und über die Wiederausgabe von Euro-Banknoten (ABl. L 253 vom 
20.9.2012, S. 19) 

30. September 2014 (1) 

29 Verordnung (EU) Nr. 1210/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Dezember 2010 zur Echtheitsprüfung von Euro-Münzen und zur Behandlung 
von nicht für den Umlauf geeigneten Euro-Münzen (ABl. L 339 vom 22.12.2010, 
S. 1) 

31. März 2013 

30 Verordnung (EU) Nr. 1214/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
16. November 2011 über den gewerbsmäßigen grenzüberschreitenden Straßentrans­
port von Euro-Bargeld zwischen den Mitgliedstaaten des Euroraums (ABl. L 316 
vom 29.11.2011, S. 1) 

31. März 2015 (1) 

31 Verordnung (EU) Nr. 651/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über die Ausgabe von Euro-Münzen (ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 135) 

30. September 2014 (1) 

32 Beschluss der Europäischen Zentralbank vom 19. April 2013 über die Stückelung, 
Merkmale und Reproduktion sowie den Umtausch und Einzug von Euro-Banknoten 
(EZB/2013/10) (ABl. L 118 vom 30.4.2013, S. 37) 

30. September 2014 (1) 

33 Verordnung (EU) Nr. 729/2014 des Rates vom 24. Juni 2014 über die Stückelungen 
und technischen Merkmale der für den Umlauf bestimmten Euro-Münzen (Neufas­
sung) (ABl. L 194 vom 2.7.2014, S. 1) 

30. September 2014 (2)  

Bank- und Finanzvorschriften  

34 Richtlinie 86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über den Jahresabschluss 
und den konsolidierten Abschluss von Banken und anderen Finanzinstituten (ABl. 
L 372 vom 31.12.1986, S. 1) 

31. März 2016  

Geändert durch:  

35 Richtlinie 2001/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Septem­
ber 2001 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG und 
86/635/EWG des Rates im Hinblick auf die im Jahresabschluss bzw. im konsolidier­
ten Abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen und von Banken und an­
deren Finanzinstituten zulässigen Wertansätze (ABl. L 283 vom 27.10.2001, S. 28)  

36 Richtlinie 2003/51/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 
2003 zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG, 83/349/EWG, 86/635/EWG und 
91/674/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss von Gesell­
schaften bestimmter Rechtsformen, von Banken und anderen Finanzinstituten sowie 
von Versicherungsunternehmen (ABl. L 178 vom 17.7.2003, S. 16)  
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37 Richtlinie 2006/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 
2006 zur Änderung der Richtlinien des Rates 78/660/EWG über den Jahresabschluss 
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, 83/349/EWG über den konsolidierten 
Abschluss, 86/635/EWG über den Jahresabschluss und den konsolidierten Abschluss 
von Banken und anderen Finanzinstituten und 91/674/EWG über den Jahresab­
schluss und den konsolidierten Abschluss von Versicherungsunternehmen (ABl. 
L 224 vom 16.8.2006, S. 1)  

38 Richtlinie 89/117/EWG des Rates vom 13. Februar 1989 über die Pflichten der in ei­
nem Mitgliedstaat eingerichteten Zweigniederlassungen von Kreditinstituten und Fi­
nanzinstituten mit Sitz außerhalb dieses Mitgliedstaats zur Offenlegung von Jahresab­
schlussunterlagen (ABl. L 44 vom 16.2.1989, S. 40) 

31. März 2018 

39 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 
über Systeme für die Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22) 

31. März 2018 

40 Richtlinie 98/26/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 
über die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und 
-abrechnungssystemen (ABl. L 166 vom 11.6.1998, S. 45) 

31. März 2018  

Geändert durch:  

41 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kre­
ditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37)  

42 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Novem­
ber 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbe­
hörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli­
che Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)  

43 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. 
L 201 vom 27.7.2012, S. 1)  

44 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1) 

31. März 2018,  
ausgenommen Artikel 3 

Absatz 1: 1. Februar 
2023 und ab 1. Februar 

2025 (3) 

45 Richtlinie 2001/24/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 
2001 über die Sanierung und Liquidation von Kreditinstituten (ABl. L 125 vom 
5.5.2001, S. 15) 

31. März 2018  

Geändert durch:  

46 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190)  
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47 Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juni 
2002 über Finanzsicherheiten (ABl. L 168 vom 27.6.2002, S. 43) 

31. März 2018  

Geändert durch:  

48 Richtlinie 2009/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
zur Änderung der Richtlinie 98/26/EG über die Wirksamkeit von Abrechnungen in 
Zahlungs- sowie Wertpapierliefer- und -abrechnungssystemen und der Richtlinie 
2002/47/EG über Finanzsicherheiten im Hinblick auf verbundene Systeme und Kre­
ditforderungen (ABl. L 146 vom 10.6.2009, S. 37)  

49 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190)  

50 Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem­
ber 2002 über die zusätzliche Beaufsichtigung der Kreditinstitute, Versicherungsun­
ternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanzkonglomerats und zur Änderung der 
Richtlinien 73/239/EWG, 79/267/EWG, 92/49/EWG, 92/96/EWG, 93/6/EWG und 
93/22/EWG des Rates und der Richtlinien 98/78/EG und 2000/12/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 35 vom 11.2.2003, S. 1) 

31. März 2018  

Geändert durch:  

51 Richtlinie 2005/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2005 
zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG, 85/611/EWG, 91/675/EWG, 
92/49/EWG und 93/6/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/19/EG, 98/78/EG, 
2000/12/EG, 2001/34/EG, 2002/83/EG und 2002/87/EG des Europäischen Parla­
ments und des Rates zur Schaffung einer neuen Ausschussstruktur im Finanzdienst­
leistungsbereich (ABl. L 79 vom 24.3.2005, S. 9)  

52 Richtlinie 2008/25/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2008 zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG über die zusätzliche Beaufsichtigung 
der Kreditinstitute, Versicherungsunternehmen und Wertpapierfirmen eines Finanz­
konglomerats im Hinblick auf die der Kommission übertragenen Durchführungsbe­
fugnisse (ABl. L 81 vom 20.3.2008, S. 40)  

53 Richtlinie 2010/78/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Novem­
ber 2010 zur Änderung der Richtlinien 98/26/EG, 2002/87/EG, 2003/6/EG, 
2003/41/EG, 2003/71/EG, 2004/39/EG, 2004/109/EG, 2005/60/EG, 2006/48/EG, 
2006/49/EG und 2009/65/EG im Hinblick auf die Befugnisse der Europäischen Auf­
sichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Aufsichtsbe­
hörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebli­
che Altersversorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 120)  

54 Richtlinie 2011/89/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Novem­
ber 2011 zur Änderung der Richtlinien 98/78/EG, 2002/87/EG, 2006/48/EG und 
2009/138/EG hinsichtlich der zusätzlichen Beaufsichtigung der Finanzunternehmen 
eines Finanzkonglomerats (ABl. L 326 vom 8.12.2011, S. 113)  

55 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338) 

30. September 2017 
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Ergänzt durch:  

56 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2303 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Er­
gänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Begriffsbestimmungen 
und zur Koordinierung der zusätzlichen Beaufsichtigung der Risikokonzentration 
und der gruppeninternen Transaktionen (ABl. L 326 vom 11.12.2015, S. 34) 

31. März 2018 (4) 

57 Verordnung (EG) Nr. 924/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
September 2009 über grenzüberschreitende Zahlungen in der Gemeinschaft und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2560/2001 (ABl. L 266 vom 9.10.2009, S. 11) 

31. März 2018  

Geändert durch:  

58 Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. 
März 2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der Geschäftsanforde­
rungen für Überweisungen und Lastschriften in Euro und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 924/2009 (ABl. L 94 vom 30.3.2012, S. 22)  

59 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Sep­
tember 2009 über die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 
E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie 
zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 10.10.2009, S. 7) 

31. März 2016  

Geändert durch:  

60 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338) 

30. September 2017 (3) 

61 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35) 

30. September 2018 (4) 

62 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und 
zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 
15.12.2010, S. 12) 

31. März 2016  

Geändert durch:  

63 Verordnung (EU) Nr. 1022/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Oktober 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errich­
tung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde) 
hinsichtlich der Übertragung besonderer Aufgaben auf die Europäische Zentralbank 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 5)  

64 Richtlinie 2014/17/ЕU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 
2014 über Wohnimmobilienkreditverträge für Verbraucher und zur Änderung der 
Richtlinien 2008/48/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
(ABl. L 60 vom 28.2.2014, S. 34)  

65 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190)  
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66 Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vorschriften und eines einheitlichen Verfahrens 
für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im Rah­
men eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwick­
lungsfonds sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 
vom 30.7.2014, S. 1)  

67 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35)  

68 Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäi­
sche Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission 
(ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84) 

31. März 2016  

Geändert durch:  

69 Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2011 über die Verwalter alternativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtli­
nien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und 
(EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1)  

70 Verordnung (EU) Nr. 258/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. 
April 2014 zur Auflegung eines Unionsprogramms zur Unterstützung spezieller Tä­
tigkeiten im Bereich Rechnungslegung und Abschlussprüfung für den Zeitraum 
2014-2020 und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG (ABl. L 105 vom 
8.4.2014, S. 1)  

71 Richtlinie 2014/51/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 zur Änderung der Richtlinien 2003/71/EG und 2009/138/EG und der Verord­
nungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 im Hin­
blick auf die Befugnisse der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichts­
behörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung) und der 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbe­
hörde) (ABl. L 153 vom 22.5.2014, S. 1)  

72 Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. 
Juli 2012 über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. 
L 201 vom 27.7.2012, S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2019 (1)  

Geändert durch:  

73 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1)  

74 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1002/2013 der Kommission vom 12. Juli 2013 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister in Bezug 
auf die Liste der von ihrem Anwendungsbereich ausgenommenen Stellen (ABl. 
L 279 vom 19.10.2013, S. 2)  

75 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190)  
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76 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84)  

77 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 
2015 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwä­
sche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 
2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73)  

78 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1515 der Kommission vom 5. Juni 2015 zur Än­
derung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes im Hinblick auf die Verlängerung der Übergangszeiträume für Altersversorgungs­
systeme (ABl. L 239 vom 15.9.2015, S. 63) 

30. September 2019 (4) 

79 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und 
der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1) 

30. September 2019 (4)  

Ergänzt durch:  

80 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1247/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das For­
mat und die Häufigkeit von Transaktionsmeldungen an Transaktionsregister gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 
21.12.2012, S. 20)  

81 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1248/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format von Anträ­
gen auf Registrierung von Transaktionsregistern gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über OTC-Derivate, zent­
rale Gegenparteien und Transaktionsregister (ABl. L 352 vom 21.12.2012, S. 30)  

82 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1249/2012 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das For­
mat der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister 
von zentralen Gegenparteien aufzubewahrenden Aufzeichnungen (ABl. L 352 vom 
21.12.2012, S. 32)  

83 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 148/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister bezüglich technischer Regulierungsstandards für die Mindestangaben der Mel­
dungen an Transaktionsregister (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 1)  

84 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 149/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für indirekte 
Clearingvereinbarungen, die Clearingpflicht, das öffentliche Register, den Zugang zu 
einem Handelsplatz, nichtfinanzielle Gegenparteien und Risikominderungstechniken 
für nicht durch eine CCP geclearte OTC-Derivatekontrakte (ABl. L 52 vom 
23.2.2013, S. 11)  

85 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 150/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister durch technische Regulierungsstandards, in denen die Einzelheiten eines An­
trags auf Registrierung als Transaktionsregister festgelegt werden (ABl. L 52 vom 
23.2.2013, S. 25)  
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86 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 151/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über OTC-Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsre­
gister im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die von Transaktionsregi­
stern zu veröffentlichenden und zugänglich zu machenden Daten sowie operationelle 
Standards für die Zusammenstellung und den Vergleich von Daten sowie den Daten­
zugang (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 33)  

87 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 152/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigen­
kapitalanforderungen an zentrale Gegenparteien Text von Bedeutung für den EWR 
(ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 37)  

88 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 
2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parla­
ments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforderun­
gen an zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41)  

89 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 876/2013 der Kommission vom 28. Mai 2013 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards bezüglich Kollegien für zent­
rale Gegenparteien (ABl. L 244 vom 13.9.2013, S. 19) 

30. September 2019 (2) 

90 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 285/2014 der Kommission vom 13. Februar 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf unmittel­
bare, wesentliche und vorhersehbare Auswirkungen von Kontrakten innerhalb der 
Union und die Verhinderung der Umgehung von Vorschriften und Pflichten (ABl. 
L 352 vom 21.3.2014, S. 1) 

30. September 2019 (2) 

91 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 484/2014 der Kommission vom 12. Mai 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards bezüglich des hypothetischen 
Kapitals einer zentralen Gegenpartei gemäß der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 138 vom 13.5.2014, S. 57) 

30. September 2019 (2) 

92 Delegierte Verordnung (EU) 2015/2205 der Kommission vom 6. August 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 314 
vom 1.12.2015, S. 13) 

30. September 2019 (4) 

93 Delegierte Verordnung (EU) 2016/592 der Kommission vom 1. März 2016 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Clearingpflicht (ABl. L 103 
vom 19.4.2016, S. 5) 

30. September 2019 (4) 

94 Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 
Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, 
S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2017 (1)  

Geändert durch:  

95 Delegierte Verordnung (EU) 2015/62 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf die Verschuldungsquote (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 37)  

96 Verordnung (EU) 2017/2395 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in Bezug auf 
Übergangsbestimmungen zur Verringerung der Auswirkungen der Einführung des 
IFRS 9 auf die Eigenmittel und zur Behandlung von bestimmten auf die Landeswäh­
rung eines Mitgliedstaats lautenden Risikopositionen gegenüber dem öffentlichen 
Sektor als Großkredite (ABl. L 345 vom 27.12.2017, S. 27) 

30. Juni 2019 (6) 
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97 Verordnung (EU) 2017/2401 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2017 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 über Aufsichtsan­
forderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen (ABl. L 347 vom 28.12.2017, 
S. 1) 

31. März 2020 (6)  

Ergänzt durch:  

98 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1423/2013 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegungs­
pflichten der Institute in Bezug auf Eigenmittel gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 355 vom 
31.12.2013, S. 60) 

30. September 2017 (2) 

99 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 183/2014 der Kommission vom 20. Dezember 
2013 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapier­
firmen durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Berechnung der 
spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen (ABl. L 57 vom 27.2.2014, 
S. 3) 

30. September 2017 (2) 

100 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 241/2014 der Kommission vom 7. Januar 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforde­
rungen an Institute (ABl. L 74 vom 14.3.2014, S. 8) 

30. September 2017 (2)  

Geändert durch:  

101 Delegierte Verordnung (EU) 2015/488 der Kommission vom 4. September 2014 zur 
Änderung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 im Hinblick auf die Eigen­
mittelanforderungen für Wertpapierfirmen auf der Grundlage der fixen Gemeinkos­
ten (ABl. L 78 vom 24.3.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

102 Delegierte Verordnung (EU) 2015/850 der Kommission vom 30. Januar 2015 zur 
Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Ver­
ordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 
(ABl. L 135 vom 2.6.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

103 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur Än­
derung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 
(ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

104 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 342/2014 der Kommission vom 21. Januar 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen die Bedingungen für die An­
wendung der Methoden zur Berechnung der Eigenkapitalanforderungen für Finanz­
konglomerate festgelegt werden (ABl. L 100 vom 3.4.2014, S. 1) 

30. September 2017 (2) 

105 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 523/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, was eine 
enge Übereinstimmung zwischen dem Wert der gedeckten Schuldverschreibungen 
und dem Wert der Aktiva eines Instituts darstellt (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 4) 

30. September 2017 (2) 

106 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 525/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Definition des Terminus „Markt“ 
(ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 15) 

30. September 2017 (2) 
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107 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 526/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Ermittlung eines Näherungs­
werts für die Risikoprämie und für die Bestimmung begrenzter kleinerer Portfolios 
für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung (ABl. L 148 vom 20.5.2014, 
S. 17) 

30. September 2017 (2) 

108 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 528/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für Nicht-Delta-Risiken von Optionen 
gemäß dem standardisierten Marktrisiko-Ansatz (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 29) 

30. September 2017 (2) 

109 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 529/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Beurteilung der Wesentlichkeit 
von Erweiterungen und Änderungen des auf internen Beurteilungen basierenden An­
satzes und des fortgeschrittenen Messansatzes (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 36) 

30. September 2017 (2)  

Geändert durch:  

110 Delegierte Verordnung (EU) 2015/942 der Kommission vom 4. März 2015 zur Än­
derung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 529/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie bei der Berechnung der 
Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko die Wesentlichkeit von Erweiterungen 
und Änderungen interner Ansätze zu beurteilen ist (ABl. L 154 vom 19.6.2015, 
S. 1) 

30. September 2017 (4) 

111 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 625/2014 der Kommission vom 13. März 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, 
denen Anleger, Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf 
Risikopositionen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 174 vom 
13.6.2014, S. 16) 

30. September 2017 (2) 

112 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 der Kommission vom 16. April 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen 
der Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 191 vom 28.6.2014, S. 1) 

30. September 2017 (2) 

113 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 602/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Erleichterung der Konver­
genz der Aufsichtspraxis bezüglich der Anwendung zusätzlicher Risikogewichte ge­
mäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 166 vom 5.6.2014, S. 22) 

30. September 2017 (2) 

114 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 945/2014 der Kommission vom 4. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf relevante an­
gemessen breit gestreute Indizes gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 265 vom 5.9.2014, S. 3) 

30. September 2017 (3) 

115 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1030/2014 der Kommission vom 29. September 
2014 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf einheitliche 
Formate und Daten für die Offenlegung der Werte zur Bestimmung global systemre­
levanter Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates (ABl. L 284 vom 30.9.2014, S. 14) 

30. September 2017 (3) 

116 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1187/2014 der Kommission vom 2. Oktober 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Bestimmung der Gesamtrisi­
koposition gegenüber einem Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden bei Ge­
schäften mit zugrunde liegenden Vermögenswerten (ABl. L 324 vom 7.11.2014, 
S. 1) 

30. September 2017 (3) 
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117 Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute (ABl. L 11 
vom 17.1.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

118 Durchführungsverordnung (EU) 2015/79 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes in Bezug auf die Belastung von Vermögenswerten, ein einheitliches Datenpunkt­
modell und Validierungsregeln (ABl. L 14 vom 21.1.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

119 Delegierte Verordnung (EU) 2015/585 der Kommission vom 18. Dezember 2014 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards zur Präzisierung der 
Nachschuss-Risikoperioden (ABl. L 98 vom 15.4.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

120 Durchführungsverordnung (EU) 2015/227 der Kommission vom 9. Januar 2015 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. 
L 48 vom 20.2.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

121 Durchführungsverordnung (EU) 2015/233 der Kommission vom 13. Februar 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf Währun­
gen, deren Zentralbankfähigkeit äußerst eng definiert ist (ABl. L 39 vom 14.2.2015, 
S. 11) 

30. September 2017 (3) 

122 Delegierte Verordnung (EU) 2015/923 der Kommission vom 11. März 2015 zur Än­
derung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 241/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick 
auf technische Regulierungsstandards für die Eigenmittelanforderungen an Institute 
(ABl. L 150 vom 17.6.2015, S. 1) 

30. September 2017 (3) 

123 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1555 der Kommission vom 28. Mai 2015 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Offenlegung von Informatio­
nen in Bezug auf die Einhaltung des vorgeschriebenen antizyklischen Kapitalpuffers 
durch die Institute im Einklang mit Artikel 440 (ABl. L 244 vom 19.9.2015, S. 1). 

30. September 2017 (4) 

124 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1556 der Kommission vom 11. Juni 2015 zur Er­
gänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates durch technische Regulierungsstandards für die Übergangsbehandlung von Be­
teiligungspositionen bei der Anwendung des IRB-Ansatzes (ABl. L 244 vom 
19.9.2015, S. 9) 

30. September 2017 (4) 

125 Delegierte Verordnung (EU) 2015/1798 der Kommission vom 2. Juli 2015 zur Be­
richtigung der delegierten Verordnung (EU) Nr. 625/2014 zur Ergänzung der Verord­
nung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch techni­
sche Regulierungsstandards zur Präzisierung der Anforderungen, denen Anleger, 
Sponsoren, ursprüngliche Kreditgeber und Originatoren in Bezug auf Risikopositio­
nen aus übertragenen Kreditrisiken unterliegen (ABl. L 263 vom 8.10.2015, S. 12) 

30. September 2017 (4) 

126 Durchführungsverordnung (EU) 2015/1278 der Kommission vom 9. Juli 2015 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute in Be­
zug auf die Erläuterungen, Meldebögen und Definitionen (ABl. L 205 vom 
31.7.2015, S. 1) 

30. September 2017 (4) 

127 Durchführungsverordnung (EU) 2016/100 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards zur Spezifizierung des Verfah­
rens für gemeinsame Entscheidungen über Anträge auf bestimmte aufsichtliche Ge­
nehmigungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parla­
ments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 45) 

30. September 2017 (4) 
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128 Delegierte Verordnung (EU) 2016/101 der Kommission vom 26. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die vorsichtige Bewer­
tung nach Artikel 105 Absatz 14 (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 54) 

30. September 2017 (4) 

129 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2197 der Kommission vom 27. November 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf eng verbun­
dene Währungen im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates (ABl. L 313 vom 28.11.2015, S. 30) 

30. September 2017 (4) 

130 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2344 der Kommission vom 15. Dezember 
2015 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf Währun­
gen mit begrenzter Verfügbarkeit liquider Aktiva gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 330 vom 
16.12.2015, S. 26) 

30. September 2017 (4) 

131 Durchführungsverordnung (EU) 2016/322 der Kommission vom 10. Februar 2016 
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung 
technischer Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute 
in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung (ABl. L 64 vom 10.3.2016, S. 1) 

30. September 2017 (4) 

132 Durchführungsverordnung (EU) 2016/200 der Kommission vom 15. Februar 2016 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Offenlegung der Ver­
schuldungsquote durch die Institute gemäß der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 39 vom 16.2.2016, S. 5) 

30. September 2017 (4) 

133 Durchführungsverordnung (EU) 2016/313 der Kommission vom 1. März 2016 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 im Hinblick auf zusätz­
liche Parameter für die Liquiditätsüberwachung (ABl. L 60 vom 5.3.2016, S. 5) 

30. September 2017 (4) 

134 Durchführungsverordnung (EU) 2016/428 der Kommission vom 23. März 2016 zur 
Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 680/2014 zur Festlegung techni­
scher Durchführungsstandards für die aufsichtlichen Meldungen der Institute in Be­
zug auf die Meldung der Verschuldungsquote (ABl. L 83 vom 31.3.2016, S. 1) 

30. September 2017 (4) 

135 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über den Zugang zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung 
von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Änderung der Richtlinie 
2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
L 176 vom 27.6.2013, S. 338) 

30. September 2017 (1)  

Geändert durch:  

136 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190)   

Ergänzt durch:  

137 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 604/2014 der Kommission vom 4. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf technische Regulierungsstandards in Bezug auf qualitative und ange­
messene quantitative Kriterien zur Ermittlung der Mitarbeiterkategorien, deren beruf­
liche Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil eines Instituts auswirkt (ABl. 
L 167 vom 6.6.2014, S. 30) 

30. September 2017 (2) 
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138 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 524/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, welche Informatio­
nen die zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaaten einan­
der zur Verfügung stellen müssen (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 6) 

30. September 2017 (2) 

139 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 527/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Bezeichnung der Klassen von Instru­
menten, die die Bonität eines Instituts unter der Annahme der Unternehmensfortfüh­
rung angemessen widerspiegeln und die für eine Verwendung zu Zwecken der varia­
blen Vergütung geeignet sind (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 21) 

30. September 2017 (2) 

140 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 530/2014 der Kommission vom 12. März 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen für interne Ansätze zur Ermittlung 
spezifischer Risiken im Handelsbuch bedeutende Risikopositionen und Schwellen de­
finiert werden (ABl. L 148 vom 20.5.2014, S. 50) 

30. September 2017 (2) 

141 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards, in denen festgelegt wird, wie für die Berech­
nung der Quote des institutsspezifischen antizyklischen Kapitalpuffers der Belegen­
heitsort der wesentlichen Kreditrisikopositionen zu ermitteln ist (ABl. L 309 vom 
30.10.2014, S. 5) 

30. September 2017 (3) 

142 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 620/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards in Bezug auf den Informations­
austausch zwischen den zuständigen Behörden von Herkunfts- und Aufnahmemit­
gliedstaaten gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 172 vom 12.6.2014, S. 1) 

30. September 2017 (2) 

143 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 650/2014 der Kommission vom 4. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für das Format, den Aufbau, das 
Inhaltsverzeichnis und den Zeitpunkt der jährlichen Veröffentlichung der von den 
zuständigen Behörden gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parla­
ments und des Rates zu veröffentlichenden Informationen (ABl. L 185 vom 
25.6.2014, S. 1) 

30. September 2017 (2) 

144 Durchführungsverordnung (EU) Nr. 710/2014 der Kommission vom 23. Juni 2014 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf das Vorgehen 
bei der Beschlussfassung in Bezug auf gemeinsame Entscheidungen über institutsspe­
zifische Aufsichtsanforderungen gemäß der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 188 vom 27.6.2014, S. 19). 

30. September 2017 (2) 

145 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1222/2014 der Kommission vom 8. Oktober 2014 
zur Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Methode zur Bestim­
mung global systemrelevanter Institute und zur Festlegung der Teilkategorien global 
systemrelevanter Institute (ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 27) 

30. September 2017 (3) 

146 Delegierte Verordnung (EU) 2016/98 der Kommission vom 16. Oktober 2015 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der allgemeinen Bedingungen 
für die Arbeitsweise der Aufsichtskollegien (ABl. L 21 vom 28.1.2016, S. 2) 

30. September 2017 (4) 

147 Durchführungsverordnung (EU) 2016/99 der Kommission vom 16. Oktober 2015 
zur Festlegung technischer Durchführungsstandards im Hinblick auf die Festsetzung 
der praktischen Arbeitsweise der Aufsichtskollegien gemäß der Richtlinie 
2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 21 vom 28.1.2016, 
S. 21) 

30. September 2017 (4) 
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148 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 
April 2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhe­
bung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der 
Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. 
L 173 vom 12.6.2014, S. 1) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2018 (4)  

Geändert durch:  

149 Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. 
Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Refe­
renzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet 
werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1) 

1. März 2020 (6) 

150 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1) 

30. September 2018 (5)  

Ergänzt durch:  

151 Durchführungsrichtlinie (EU) 2015/2392 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Meldung tatsächlicher oder möglicher Verstöße gegen diese Verordnung 
(ABl. L 332 vom 18.12.2015, S. 126) 

30. September 2018 (4) 

152 Delegierte Verordnung (EU) 2016/522 der Kommission vom 17. Dezember 2015 
zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich einer Ausnahme für bestimmte öffentliche Einrichtungen und 
Zentralbanken von Drittländern, der Indikatoren für Marktmanipulation, der Schwel­
len für die Offenlegung, der für die Benachrichtigung über Verzögerungen zuständi­
gen Behörde, der Erlaubnis zum Handel während „geschlossener“ Zeiträume und der 
meldepflichtigen Arten von Eigengeschäften (ABl. L 88 vom 5.4.2016, S. 1) 

30. September 2018 (4) 

153 Richtlinie 2014/57/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über strafrechtliche Sanktionen bei Marktmanipulation (Marktmissbrauchs­
richtlinie) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 179) 

30. September 2018 (4) 

154 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über Einlagensicherungssysteme (Neufassung) (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 149) 

31. März 2016 (2) 

155 Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sanierung und Abwicklung von Kredit­
instituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des 
Rates, der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 
2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU sowie der Verordnungen 
(EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 190) und gegebenenfalls zugehörige Maßnah­
men der Stufe 2 

31. März 2018 (2)  

Geändert durch:  

156 Richtlinie (EU) 2017/2399 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. De­
zember 2017 zur Änderung der Richtlinie 2014/59/EU im Hinblick auf den Rang 
unbesicherter Schuldtitel in der Insolvenzrangfolge (ABl. L 345 vom 27.12.2017, 
S. 96) 

31. Oktober 2019 (6) 
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Ergänzt durch:  

157 Delegierte Verordnung (EU) 2015/63 der Kommission vom 21. Oktober 2014 zur 
Ergänzung der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
im Hinblick auf im Voraus erhobene Beiträge zu Abwicklungsfinanzierungsmecha­
nismen (ABl. L 11 vom 17.1.2015, S. 44) 

31. März 2018 (3) 

158 Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 
2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 
2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349) und gegebenen­
falls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

31. Dezember 2020 (3)  

Geändert durch:  

159 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1) 

31. Dezember 2020 (4) 

160 Richtlinie (EU) 2016/1034 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 
2016 zur Änderung der Richtlinie 2014/65/EU über Märkte für Finanzinstrumente 
(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 8) 

31. Dezember 2021 (5) 

161 Verordnung (EU) Nr. 600/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. 
Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente und zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 648/2012 (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 84) und gegebenenfalls zugehö­
rige Maßnahmen der Stufe 2 

31. Dezember 2020 (3)  

Geändert durch:  

162 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1) 

31. Dezember 2020 (5) 

163 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juli 2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Eu­
ropäischen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richtlinien 
98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/2012 (ABl. L 257 
vom 28.8.2014, S. 1) 

31. Dezember 2020 (4)  

Geändert durch:  

164 Verordnung (EU) 2016/1033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 
Juni 2016 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 600/2014 über Märkte für Finanz­
instrumente, der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 über Marktmissbrauch und der Ver­
ordnung (EU) Nr. 909/2014 zur Verbesserung der Wertpapierlieferungen und -ab­
rechnungen in der Europäischen Union und über Zentralverwahrer (ABl. L 175 vom 
30.6.2016, S. 1) 

31. Dezember 2020 (6) 

165 Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
November 2015 über die Transparenz von Wertpapierfinanzierungsgeschäften und 
der Weiterverwendung sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
(ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 1) 

30. September 2019 (4) 

166 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No­
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 
2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35) und gegebenenfalls zugehörige Maßnahmen der Stufe 2 

30. September 2018 (4) 
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167 Verordnung (EU) 2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. 
Juni 2016 über Indizes, die bei Finanzinstrumenten und Finanzkontrakten als Refe­
renzwert oder zur Messung der Wertentwicklung eines Investmentfonds verwendet 
werden, und zur Änderung der Richtlinien 2008/48/EG und 2014/17/EU sowie der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 (ABl. L 171 vom 29.6.2016, S. 1) 

1. März 2020 (6)  

Vorschriften für die Erfassung statistischer Daten (*)  

168 Leitlinie EZB/2013/24 der Europäischen Zentralbank vom 25. Juli 2013 über die sta­
tistischen Berichtsanforderungen der Europäischen Zentralbank im Bereich der vier­
teljährlichen Finanzierungsrechnungen (ABl. L 2 vom 7.1.2014, S. 34) 

31. März 2016 (2)  

Geändert durch:  

169 Leitlinie (EU) 2016/66 der Europäischen Zentralbank vom 26. November 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2013/24 über die statistischen Berichtsanforderungen 
der Europäischen Zentralbank im Bereich der vierteljährlichen Finan­
zierungsrechnungen (EZB/2015/40) (ABl. L 14 vom 21.1.2016, S. 36) 

31. März 2017 (4) 

170 Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. September 
2013 über die Bilanz des Sektors der monetären Finanzinstitute (Neufassung) 
(EZB/2013/33) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 1) 

31. März 2016 (2)  

Geändert durch:  

171 Verordnung (EU) Nr. 1375/2014 der Europäischen Zentralbank vom 10. Dezember 
2014 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1071/2013 über die Bilanz des Sektors 
der monetären Finanzinstitute (EZB/2013/33) (EZB/2014/51) (ABl. L 366 vom 
20.12.2014, S. 77)  

172 Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 der Europäischen Zentralbank vom 24. September 
2013 über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zins­
sätze (Neufassung) (EZB/2013/34) (ABl. L 297 vom 7.11.2013, S. 51) 

31. März 2016 (2)  

Geändert durch:  

173 Verordnung (EU) Nr. 756/2014 der Europäischen Zentralbank vom 8. Juli 2014 
(EZB/2014/30) zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1072/2013 (EZB/2013/34) 
über die Statistik über die von monetären Finanzinstituten angewandten Zinssätze 
(EZB/2014/30) (ABl. L 205 vom 12.7.2014, S. 14)  

174 Leitlinie der Europäischen Zentralbank vom 4. April 2014 über die monetären und 
die Finanzstatistiken (Neufassung) (EZB/2014/15) (ABl. L 340 vom 26.11.2014, 
S. 1) 

31. März 2016 (2)  

Geändert durch:  

175 Leitlinie (EU) 2015/571 der Europäischen Zentralbank vom 6. November 2014 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2014/43) (ABl. L 93 vom 9.4.2015, S. 82)  

176 Leitlinie (EU) 2016/450 der Europäischen Zentralbank vom 4. Dezember 2015 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2015/44) (ABl. L 86 vom 1.4.2016, S. 42) 

31. März 2017 (4) 

177 Leitlinie (EU) 2017/148 der Europäischen Zentralbank vom 16. Dezember 2016 zur 
Änderung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2016/45) (ABl. L 26 vom 31.1.2017, S. 1) 

1. Dezember 2017 (5) 
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178 Leitlinie (EU) 2018/877 der Europäischen Zentralbank vom 1. Juni 2018 zur Ände­
rung der Leitlinie EZB/2014/15 über die monetären und die Finanzstatistiken 
(EZB/2018/17) (ABl. L 154 vom 18.6.2018, S. 22) 

1. Oktober 2019 (6) 

(*)  Wie vereinbart gemäß dem Muster für die vereinfachte statistische Berichterstattung. 
(1) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2013 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 
(2) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2014 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 
(3) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2015 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 
(4) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2016 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 
(5) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2017 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt. 
(6) Auf diese Fristen hat sich der Gemischte Ausschuss 2018 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Währungsvereinbarung zwischen der Euro­

päischen Union und dem Fürstentum Andorra vom 30. Juni 2011 geeinigt.“   
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2019/244 der Kommission vom 11. Februar 2019 
zur Einführung eines endgültigen Ausgleichszolls auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in 

Argentinien 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 40 vom 12. Februar 2019) 

Seite 65, Artikel 1 Absatz 2: 

Anstatt: 

„Unternehmen Endgültiger Ausgleichszoll TARIC-Zusatzcode 

Aceitera General Deheza S.A. 33,4 % C493 

Bunge Argentina S.A. 33,4 % C494 

LDC Argentina S.A. 26,2 % C495 

Molinos Agro S.A. 25,0 % C496 

Oleaginosa Moreno Hermanos S.A.C.I.F. y A 25,0 % C497 

Vicentin S.A.I.C. 25,0 % C498 

COFCO International Argentina S.A. 28,2 % C490 

Cargill S.A.C.I. 28,2 % C491 

Alle übrigen Unternehmen 33,4 % C999“  

muss es heißen: 

„Unternehmen Endgültiger Ausgleichszoll TARIC-Zusatzcode 

Aceitera General Deheza S.A. 33,4 % C493 

Bunge Argentina S.A. 33,4 % C494 

LDC Argentina S.A. 26,2 % C495 

Molinos Agro S.A. 25,0 % C496 

Oleaginosa Moreno Hnos. SACIFI y A 25,0 % C497 

Vicentin S.A.I.C. 25,0 % C498 

COFCO International Argentina S.A. 28,2 % C490 

Cargill S.A.C.I. 28,2 % C491 

Alle übrigen Unternehmen 33,4 % C999“   
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Berichtigung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/245 der Kommission vom 11. Februar 2019 
zur Annahme von Verpflichtungsangeboten im Anschluss an die Einführung endgültiger 

Ausgleichszölle auf die Einfuhren von Biodiesel mit Ursprung in Argentinien 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 40 vom 12. Februar 2019) 

Seite 77, Tabelle in Artikel 1: 

anstatt: 

„Oleaginosa Moreno Hermanos 
S.A.C.I.F. y A 

Hergestellt und verkauft von Oleaginosa Moreno Hermanos 
S.A.C.I.F. y A an den ersten als Einführer fungierenden unabhängi­
gen Abnehmer in der Union 

C497“  

muss es heißen: 

„Oleaginosa Moreno Hnos. 
SACIFI y A 

Hergestellt und verkauft von Oleaginosa Moreno Hnos. SACIFI y 
A an den ersten als Einführer fungierenden unabhängigen Abneh­
mer in der Union 

C497“  

Seite 77, Tabelle in Artikel 1: 

anstatt: 

„Vicentin S.A.I.C. Hergestellt und verkauft von Vicentin S.A.I.C. oder 

hergestellt von Vicentin S.A.I.C. und von Vicentin S.A.I.C. Sucursal, 
Uruguay, an den ersten als Einführer fungierenden unabhängigen 
Abnehmer in der Union verkauft 

C498“  

muss es heißen: 

„Vicentin S.A.I.C. Hergestellt und verkauft von Vicentin S.A.I.C. oder 

hergestellt von Vicentin S.A.I.C. und von Vicentin S.A.I.C. Sucursal 
Uruguay, Uruguay, an den ersten als Einführer fungierenden unab­
hängigen Abnehmer in der Union verkauft 

C498“  

Seite 77, Tabelle in Artikel 1: 

anstatt: 

„COFCO International 
Argentina S.A. 

Hergestellt und verkauft von COFCO International Argentina S.A. 
oder 

hergestellt von COFCO International Argentina S.A. und von Cofco 
Resources S.A., Schweiz, an den ersten als Einführer fungierenden 
unabhängigen Abnehmer in der Union verkauft 

C490“  
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muss es heißen: 

„COFCO International 
Argentina S.A. 

Hergestellt und verkauft von COFCO International Argentina S.A. 
oder 

hergestellt von COFCO International Argentina S.A. und von Cofco 
Resources SA, Schweiz, an den ersten als Einführer fungierenden 
unabhängigen Abnehmer in der Union verkauft 

C490“    

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2019/352 des Rates vom 4. März 2019 zur 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 

Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 64 vom 5. März 2019) 

Seite 2, Anhang, Absatz 2, neuer Abschnitt B (Verteidigungsrechte und Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz) 
unter Unterabschnitt „Anwendung der Verteidigungsrechte und des Rechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz bei 
jeder der aufgeführten Personen“, Eintrag 2 

Anstatt:  „2.  Vitalli Yuriyovych Zakharchenko…“ 

muss es heißen:  „2.  Vitalii Yuriyovych Zakharchenko…“.   

Berichtigung des Beschlusses (GASP) 2019/354 des Rates vom 4. März 2019 zur Änderung des 
Beschlusses 2014/119/GASP über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, 

Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 64 vom 5. März 2019) 

Seite 8, Anhang, Absatz 2, neuer Abschnitt B (Verteidigungsrechte und Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz) 
unter Unterabschnitt „Anwendung der Verteidigungsrechte und des Rechts auf wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz bei 
jeder der aufgeführten Personen“, Eintrag 2 

Anstatt:  „2.  Vitalli Yuriyovych Zakharchenko…“ 

muss es heißen:  „2.  Vitalii Yuriyovych Zakharchenko…“.  
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Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2018/1063 der Kommission vom 16. Mai 2018 zur 
Änderung und Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 zur Ergänzung der 
Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur 

Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 192 vom 30. Juli 2018) 

Auf Seite 26 in Anhang VI zur Änderung des Anhangs B-03 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 Kapitel I 
erhält das Muster der Liste der Positionen folgende Fassung: 
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„ 

“ 
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Auf Seite 27 in Anhang VII zur Änderung des Anhangs B-05 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 Titel I erhält 
das Muster der Liste der Warenpositionen Versand/Sicherheit folgende Fassung:  

„ 

“   
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